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74. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz
am 27. Mai 2004

Die Sitzung wird um 09:31 Uhr vom Präsidenten des
Landtags eröffnet.

Präsident Grimm:

Guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich eröffne die 74. Plenarsitzung des Landtags
Rheinland-Pfalz.

Zu schriftführenden Abgeordneten berufe ich Manfred
Nink und Erwin Rüddel. Letzterer führt die Rednerl iste.

Entschuldigt sind für heute die Abgeordneten Joachim
Mertes, Dr. Gerhard Schmidt und Anne Spurzem sowie
Staatsminister Professor Dr. Jürgen Zöllner.

Wir verfahren entsprechend der beschlossenen Tages-
ordnung. Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Fragestunde
– Drucksache 14/3168 –

Ich rufe die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Marianne Grosse, Hannelore Klamm, Renate Pepper
und Heike Raab (SPD), Regionen und Branchen im
Wandel – Nummer 1 der Drucksache 14/3268 – betref-
fend, auf.

Bitte schön.

Abg. Frau Klamm, SPD:

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Ergebnisse
des Gutachtens?

2. Welche zukünftige Bedeutung wird der IT- und
Medienbereich für die Wirtschaftsentwicklung und
Zukunftsfähigkeit von Unternehmen haben?

3. Können sich aus einer regionalen Vernetzung der
verschiedenen Bereiche neue Beschäftigungschan-
cen ergeben?

4. Wie beurteilt die Landesregierung den Medien-
standort Rheinland-Pfalz im Ländervergleich?

Präsident Grimm:

Es antwortet der Chef der Staatskanzlei, Herr Staatsse-
kretär Stadelmaier.

Stadelmaier, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren Abgeordnete!
Die künftige Entwicklung eines Standorts und seiner
Regionen ist wesentlich vom Einsatz neuer Informations-
und Kommunikationstechnologien abhängig; denn diese
durchdringen alle Bereiche des Alltagslebens und des
Berufs.

Um eine umfassende Analyse der Medien- und IT-
Branche und der Auswirkungen von Medien und IT für
das Land zu erhalten, hat die Landesregierung vor eini-
ger Zeit die Firma accenture im Verbund mit dem Zen-
trum für E-Business an der Universität Trier mit dem
Mediengutachten „Beschäftigung und Wachstum in der
Informationsgesellschaft“ beauftragt.

Sie haben eine umfassende Analyse der Medien- und
IT-Branche erstellt, die als Grundlage für einen qualifi-
zierten Dialog in den Regionen diente.

Die Ergebnisse von zehn in den Regionen durchgeführ-
ten Foren, eine Vielzahl von Interviews mit regionalen
Entscheidern sowie weitere aktuelle Untersuchungen
sind in das vorliegende Gutachten „Regionen und Bran-
chen im Wandel“ des Fraunhofer-Instituts für Experi-
mentelles Software Engineering und MediaSystems
eingeflossen.

Hier standen vor allem regionale IT-Potenziale und de-
ren Wechselwirkungen mit Branchen im Fokus.

So viel vorausgeschickt, beantworte ich Ihre Fragen wie
folgt:

Zu Frage 1: Die Einschätzung der Landesregierung,
dass Medien und IT wesentlich zur dynamischen Ent-
wicklung in allen Regionen beitragen, wird durch das
Gutachten bestätigt. Die Regionen wandeln und organi-
sieren sich, um Chancen von Medien- und Informations-
technologien zu nutzen.

Das Beispiel des PRE-Parks in Kaiserslautern zeigt, wie
durch eine klare Orientierung eines Standorts neue
Arbeitsplätze entstehen und der Strukturwandel aktiv
gestaltet werden kann.

Viele neue Projekte, zum Beispiel der IT-Business-Park
in Koblenz oder der Petrisberg in Trier, sind in Vorbe-
reitung, um diese Chancen auch an anderen Standorten
zu nutzen.

Initiativen in allen Regionen versprechen einen weiteren
Schub im Land. Sie sind eng verzahnt mit einer dynam i-
schen Wirtschafts-, Bildungs- und Hochschulpolitik.

Ein weiterer Garant für Nachhaltigkeit und Fortbestand
der Aktivitäten ist die Etablierung von regionalen Medi-
en- und IT-Organisationen in den Regionen.

Der Einsatz von Medien- und Informationstechnologien
verändert grundlegend den Wettbewerb und auch die
Wettbewerbssituation um Arbeitsplätze. Dies gilt für alle
Bereiche von der Chemischen Industrie bis zur Land-
wirtschaft, aber auch für das Alltagsleben.

Diese skizzierten Entwicklungen für die Regionen und
Branchen und die Chancen der Risiken für Menschen
sind in diesem Gutachten gut herausgearbeitet.

Darüber hinaus wird mit einem ausdifferenzierten Clus-
termodell eine Strategie zur stringenten Weiterentwick-
lung der Standorte aufgezeigt.
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Ich will darauf verweisen, dass dieses Gutachten we-
sentliche Schwerpunkte im Bereich der Kommunikation,
ihrer Notwendigkeit und ihrer Vernetzung legt.

Zentral im Gutachten ist die Notwendigkeit von Investi-
tionen in Bildung, Weiterbildung, Hochschule und For-
schung dargestellt.

Das Gutachten verweist auf die Bedeutung von Informa-
tionstechnologien, nicht nur im Primärbereich der Indus-
trie, sondern arbeitet breit heraus, welche Bedeutung IT
inzwischen im Sekundärbereich hat.

Das Gutachten stellt eine Reihe von begleitenden Maß-
nahmen dar, die schnell umzusetzen sind. Wir haben
dies im 10-Punkte-Programm der Landesregierung „Bil-
den, Beschäftigen, Wachsen“ getan.

Es verweist nicht zuletzt auf die Notwendigkeit und die
Chancen grenzüberschreitender Entwicklungen.

Zu Frage 2: In immer größerem Ausmaß bestimmen
Medienarbeitsplätze das Bild in Büros und Produktions-
stätten. Ob in der Automobil- oder Chemiebranche, in
Banken, Versicherungen, im Handwerk oder in der öf-
fentlichen Verwaltung, erfolgreiche Produkte und
Dienstleistungen sind ohne den Einsatz von Informa-
tions- und Medientechnologie kaum mehr möglich.

Das gilt gerade auch für die kleinen und mittleren Unter-
nehmen aus allen Branchen unseres Landes. Wir sind
auf dem Weg hin zu einem digitalen Mittelstand.

Im Mittelstand liegt die wirtschaftliche Zukunft des Lan-
des. Um eine positive Zukunftsperspektive zu ermögli-
chen, wurde von der Landesregierung die Online-
Offensive „Mittelstand-Connect“ mit einem Beratungs-
netzwerk für E-Commerce aufgebaut, um den Einsatz
moderner Technologien zu forcieren.

Auch das Handwerk, der kleine mittelständische Ma-
schinenbaubetrieb, wird künftig ohne den Einsatz der
Informationstechnik keine Marktchancen mehr haben.

Der Mittelstand erkennt diese Entwicklung zunehmend
und stellt sich darauf ein. Wir wollen ihn dabei unterstüt-
zen.

Lassen Sie mich ausdrücklich noch einmal klarstellen:
Dabei geht es nicht um einen wirtschaftlichen Randbe-
reich, sondern um 42.000 Beschäftigte in der Medien-
und IT-Branche und mindestens 120.000 Beschäftigte
im Land in allen Branchen, mit steigender Tendenz.

Zu Frage 3: Aus der Sicht der Landesregierung ist eine
stärkere regionale Vernetzung unabdingbar, um neue
Beschäftigungschancen zu eröffnen. Dieser Ansatz wird
in vielen Regionen des Landes verfolgt. Ihn gilt es zu
verstärken.

Strategischer Hintergrund ist das im Rahmen des Gut-
achtens verfeinerte Clustermodell.

Die Cluster dienen der strategischen Verknüpfung ver-
schiedener Akteure wie Unternehmen, Hochschulen,
Forschungsinstitute sowie Aus- und Weiterbildungsein-

richtungen bezogen auf die Branchen und natürlich unter
Berücksichtigung der regionalen Potenziale an den
einzelnen Standorten. Erfolgreiche Beispiele für die
Clusterbildung sind in verschiedenen Regionen zu fin-
den.

Die regionalen Multimedia-Foren im Jahr 2003 haben
gezeigt, dass in vielen Regionen Wirtschaft, Wissen-
schaft, Verwaltung, Wirtschaftsförderung und weitere
Akteure miteinander sprechen und kooperieren müssen.

(Lelle, CDU: Beantwortung
von Fragen!)

Dabei wird vielerorts schon im Sinn der Clusterbildung
gehandelt. Dies unterstützen wir aktiv. Koblenz ist ein
gutes Beispiel für diese Entwicklung.

Zu Frage 4: Mit dem so genannten Innovationsatlas wird
im Gutachten ein Überblick über die Situation in Rhein-
land-Pfalz bezogen auf Hochschulstandorte, For-
schungsinstitute sowie Technologie- und Gründerzen-
tren gegeben. Das Land verfügt demnach über eine gute
Ausstattung an Hochschulen, Forschungseinrichtungen
und diesen Zentren. Mit dem Innovationsatlas werden
die Entwicklungen in den folgenden Bereichen vorge-
stellt:

– Im Bereich der Hochschulen gibt es inzwischen
17 Studiengänge im IT- und Medienbereich.

– Bei den Forschungsinstituten ist seit 1991 eine
Steigerung von 16 auf 35 Institute und

– bei den Gründerzentren eine Steigerung von vier
Zentren im Jahr 1991 auf heute 22 Zentren zu ver-
zeichnen.

Es hat sich zudem gezeigt, dass sich eine Reihe von
Netzwerken in unterschiedlichen Bereichen und zu un-
terschiedlichen Themen im Land gebildet hat, um sich
im Wettbewerb besser zu positionieren.

In der Analyse der Wettbewerbssituation in Rheinland-
Pfalz und seinen Regionen sowie der externen Bewer-
tung der Wirtschaftsaktivität von Rheinland-Pfalz schla-
gen sich diese Aktivitäten positiv nieder. So erreicht
Rheinland-Pfalz in der neuesten Studie von Capgemini
Ernst & Young bezüglich der Unternehmerfreundlichkeit
und Standorterfolgsfaktoren jeweils den dritten Platz
aller Bundesländer. Dieses Ergebnis basiert auf statisti-
schen Untersuchungen und Befragungen von Unter-
nehmern.

Meine Damen und Herren, insgesamt zeigt das Gut-
achten ermutigende Ergebnisse und bietet mit seinen
Vorschlägen und Handlungsempfehlungen gute Ansätze
für die Weiterentwicklung der Standorte. Wichtig ist
jedoch, dass für die Gestaltung der Zukunft der Regio-
nen und Branchen alle Kräfte in Rheinland-Pfalz zu-
sammenwirken und selbst Initiative ergreifen. Die Lan-
desregierung wird diese Prozesse begleiten und hilft
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insbesondere bei der Kommunikation, Strategiefindung
und bei Fragen der Kooperation.

Vielen Dank.

(Beifall der SPD und der FDP –
Zurufe von der CDU: Regierungserklärung! –

Lelle, CDU: So umfassend beantwortet!)

Präsident Grimm:

Gibt es Zusatzfragen? – Bitte schön, Frau Raab.

Abg. Frau Raab, SPD:

Herr Staatssekretär, welche Rolle spielt der Bereich des
E-Government innerhalb der Multimedia-Politik des
Landes?

Stadelmaier, Staatssekretär:

Wir investieren erhebliche Mittel im Bereich des E-
Government. Sie wissen, dass wir in diesem Haushalts-
jahr etwa 58 Millionen Euro für den gesamten Bereich
der Informationstechnologie ausgeben, davon 42 Mil-
lionen Euro für den Bereich E-Government. Dies hat mit
der internen Verwaltung, aber auch sehr viel mit Er-
leichterungen von Bedingungen für Unternehmen, für die
Polizei oder der Information der Bürger zu tun. Denken
Sie beispielsweise an das neu aufgebaute Trinkwasser-
Informationssystem.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Kohnle-Gros.

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU:

Herr Staatssekretär, Sie haben soeben die Polizei er-
wähnt. Können Sie Zahlen nennen, wie die einzelnen
Dienststellen bzw. die einzelnen Beamten im Land mit
PCs und Internet-Anschlüssen ausgestattet sind, um in
diesem Bereich auch die Kriminalität intensiv bekämpfen
zu können?

Stadelmaier, Staatssekretär:

Ich kann Ihnen das nicht aus dem Kopf sagen. Ich bin
aber sicher, dass der Innenminister dies schon ver-
schiedentlich beantwortet hat und reiche Ihnen das gern
nach.

(Schmitt, CDU: Aber unzureichend! –
Frau Kohnle-Gros, CDU: Das würde

mich sehr interessieren!)

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Mittrücker.

Abg. Mittrücker, CDU:

Herr Staatssekretär, die erste Frage nach dem Bereich
des E-Government möchte ich ergänzen und Ihnen
sagen, E-Government ist notwendig, aber man spricht
heute nicht mehr nur von E-Government, sondern von E-
Governance. Das heißt, das ist ein ganz anderer – – –

(Heiterkeit bei der SPD)

– Wer so lacht, hat keine Ahnung.

Herr Staatssekretär, was tut die Landesregierung nicht
im Bereich des E-Government, sondern im Bereich des
E-Governance?

Stadelmaier, Staatssekretär:

Herr Mittrücker, ich weiß nicht, ob die Auseinanderset-
zung um neudeutsche Begriffe uns in diesen Fragen
weiterhilft.

(Beifall bei der SPD)

Die Landesregierung tut auf diesem Gebiet sehr viel.
Lassen Sie noch einmal die Ergebnisse der Ministerrats-
sitzung vom 20. April zum Bürokratieabbau Revue pas-
sieren, in der wir uns auch ausführlich mit dem Regieren
auf elektronischer Basis beschäftigt haben. Ich habe
Ihnen soeben das Beispiel des Trinkwasser-
Informationssystems genannt. Wir haben eine Reihe
weiterer Punkte auf den Weg gebracht.

Denken Sie beispielsweise daran, dass wir bei der Feu-
erwehr die Möglichkeit eröffnet haben, virtuell bestimmte
Gefahrensituationen zu trainieren. Wir haben für die
Ausbildung unserer Verwaltungsbeamten in Mayen an
den Ausbildungsplätzen die Formulare auf elektroni-
schem Weg zur Verfügung gestellt. Wir eröffnen ihnen
die Möglichkeit, elektronisch den Einsatz von modernen
Technologien zu trainieren. Dies zeigt deutlich, dass wir
in der gesamten Bandbreite dieser Fragen präsent und
gut aufgestellt sind.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Braun.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Staatssekretär, Sie hatten erwähnt, dass dem Land
Rheinland-Pfalz in dieser Studie der dritte Platz im Län-
dervergleich in der Bundesrepublik Deutschland zuge-
sprochen wird. Wenn man diesen dritten Platz näher
betrachtet, sieht man, dass er sich aus verschiedenen
Faktoren, wie beispielsweise die Lebensqualität, zu-
sammensetzt. Die Wirtschaftskraft und das Arbeitsstel-
lenangebot sind allerdings eher weiter hinten angesie-
delt. Können Sie einmal differenziert darstellen, wie
dieser dritte Platz zustande kommt?
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Stadelmaier, Staatssekretär:

Der dritte Platz kommt zustande aus einer Reihe von
Faktoren, die bewertet worden sind. Sie stellen das
völlig richtig dar. Dies ist eine Mischung aus harten öko-
nomischen Faktoren und aus weichen Faktoren, die
aber für die Ansiedlung von außerordentlicher Bedeu-
tung sind. Es ist im Übrigen die erklärte Strategie der
Landesregierung, beide Typen von Faktoren zu stärken.

Wenn Sie das Gutachten lesen, so werden dort sehr
viele differenzierte Informationen gegeben. Es ist über-
haupt keine Frage, dass wir beispielsweise im Versor-
gungsgrad von Informationstechnologien in den einzel-
nen Regionen erhebliche Unterschiede aufweisen. Wir
stehen in Mainz und Kaiserslautern diesbezüglich recht
gut da, aber wir haben ohne jeden Zweifel nur eine Mit-
telposition in Ludwigshafen. Man wird sich überlegen
müssen, wie man diesen Aufholprozess schafft. In die-
sem Gutachten ist keineswegs der Eindruck vermittelt,
als lägen wir überall an der Spitze. Aber ich habe dies
deswegen erwähnt, weil es insgesamt Mut macht und
zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind.

Präsident Grimm:

Eine weitere Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Raab.

Abg. Frau Raab, SPD:

Herr Staatssekretär, Sie haben soeben deutlich ge-
macht, dass nach dem Medien-Gutachten von accenture
auch der Dialog in den Regionen begonnen hat. Kann
man heute schon sagen, dass sich in einigen Regionen
schon Initiativen gebildet haben, die diesen Dialog, der
als Impuls gesetzt worden ist, fortsetzen?

Stadelmaier, Staatssekretär:

Es gehört, wie ich offen gestehe, für mich zu den über-
raschenden Befunden, die sich in dem accenture-
Gutachten bereits angedeutet haben und in dem Fraun-
hofer-Gutachten noch deutlicher werden, wie wenig
unter den Akteuren in den einzelnen Regionen kommu-
niziert wird und wie wenig man voneinander weiß. Dies
ist auch ein Punkt, der in Zukunft unveränderte Bedeu-
tung haben wird.

Deswegen haben wir es außerordentlich begrüßt, dass
es in der Region Rhein-Main ein regionales Forum gibt,
das sich um diese Fragen kümmert. Auch in Kaisers-
lautern ist dies der Fall. Wir haben mit großer Zufrieden-
heit festgestellt, dass man sich nun in Ludwigshafen auf
den Weg gemacht hat, genau diese Kommunikations-
prozesse zu organisieren. Ich bin sehr zuversichtlich,
dass die regionalen Akteure in Trier und die dortige
Industrie- und Handelskammer dies erfolgreich auf die
Beine stellen können.

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Frau Abgeordne-
ter Grosse das Wort.

Abg. Frau Grosse, SPD:

Herr Staatssekretär, vor dem Hintergrund des demogra-
phischen Wandels und des zu erwartenden Fachkräf-
temangels ist es besonders wichtig, auch die Ge-
ringqualifizierten mit auf die Reise zu nehmen. Können
sie vor diesem Hintergrund noch einige Worte zum E-
Learning darstellen? Nach meiner Auffassung stellt dies
eine weitere Chance für die Geringqualifizierten dar, sich
also mithilfe der IT-Medienkompetenz für den Wettbe-
werb zu wappnen und damit gut ausgebildete Fachkräfte
zu werden.

Stadelmaier, Staatssekretär:

Wir haben in Rheinland-Pfalz einen Internetnutzungs-
und -erschließungsgrad von 50 %. Das reicht nicht aus.
Wir haben die ausdrückliche Zielsetzung, dies deutlich
zu steigern.

Ein wesentlicher Punkt dabei ist, dass wir eine digitale
Schere haben. Wir stellen fest, dass sich einige Gruppen
außerordentlich schwer tun, sich dieses Medium zu
erschließen, was aber für den Arbeitsmarkt und andere
Fragen des alltäglichen Lebens von großer Bedeutung
ist. Wir haben es deswegen auf den Weg gebracht, dass
wir für einige dieser Gruppen exemplarisch deutlich
machen, wie man diesen Bereich neu lernen kann.

Wir haben ein Programm, das versucht, im Bereich der
Mädchen einen Impuls zu setzen. Wir haben die Volks-
hochschulen unterstützt. Wir haben ein Programm, das
versucht, diese Medien zusätzlich für Senioren zu er-
schließen.

Darüber hinaus ist es ganz ohne jeden Zweifel so, dass
sich im Bereich E-Learning eine ganze Reihe an Mög-
lichkeiten der Fortbildung erschließt, für die es bisher
notwendig gewesen ist, sich an einen bestimmten Ort zu
begeben, was man jetzt berufsbegleitend und zu Hause
sehr viel leichter machen kann. Dies muss ausgebaut
werden. Wir sind dabei und haben eine Reihe sehr guter
Angebote. Ich glaube, dort läuft auch sehr viel von
selbst. Das, worauf es für die Landesregierung an-
kommt, ist, dort Schwerpunkte zu setzen und Initiativen
zu starten, wo wir erhebliche Schwierigkeiten haben, die
Dinge in Gang zu bringen. Ich habe Ihnen zwei Bereiche
genannt.

Präsident Grimm:

Es gibt keine weiteren Fragen mehr. Die Mündliche
Anfrage ist beantwortet.

(Beifall bei SPD und FDP)

Ich freue mich, als Gäste im Landtag Schülerinnen und
Schüler der Hauptschule Katzenellnbogen begrüßen zu
können. Herzlich willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)
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Ich rufe die Mündliche Anfrage des Abgeordneten
Christian Baldauf (CDU), Nachträgliche Sicherungs-
verwahrung – Nummer 2 der Drucksache 14/3168 –
betreffend, auf und erteile Herrn Abgeordneten Baldauf
das Wort.

Abg. Baldauf, CDU:

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Fälle sind der Landesregierung bekannt,
in denen die Justizbehörden und Gerichte keine
Möglichkeit hatten, eine isolierte nachträgliche Si-
cherungsverwahrung anzuordnen, obwohl sich wäh-
rend eines Haftvollzuges Hinweise darauf verdichtet
hatten, dass der jeweilige Verurteilte nicht thera-
pierbar und im Fall seiner Haftentlassung für die
Allgemeinheit gefährlich war und die Anordnung der
nachträglichen Sicherungsverwahrung geboten er-
schien? Die Landesregierung wird gebeten, die Be-
antwortung der Frage aufgeteilt auf die einzelnen
Oberlandesgerichte wie Landgerichte vorzunehmen.

2. In wie vielen der unter 1. ermittelten Fälle wurden
durch diese Haftentlassenen Straftaten verübt, und
welcher Straftatbestand wurde dabei erfüllt?

3. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung bei
den unter 1. ermittelten Fällen unternommen, um
die Bevölkerung vor weiteren Straftaten der aus der
Haft zu Entlassenden tatsächlich wie rechtlich zu
schützen, und welche Erfolge konnten hierbei erzielt
werden?

4. Welche Maßnahmen wird die Landesregierung – in
der Zeit bis zum Erlass einer bundesgesetzlichen
Regelung – zum Schutze der Bevölkerung vor Tä-
tern, bei denen die Anordnung der nachträglichen
Sicherungsverwahrung aus rechtlichen Gründen
scheitert, ergreifen, und in wie vielen Fällen ist eine
Haftentlassung trotz Anhaltspunkten für die Gefähr-
lichkeit der Täter zu erwarten?

Präsident Grimm:

Es antwortet Herr Justizminister Mertin.

Mertin, Minister der Justiz:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Im Namen der Landesregierung beantworte ich die
Mündliche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Eine aus Anlass dieser Mündlichen Anfrage
bei den Staatsanwaltschaften des Landes durchgeführte
Umfrage hat ergeben, dass nur der Staatsanwaltschaft
Koblenz ein Fall bekannt ist, bei dem die Verhängung
einer isolierten nachträglichen Sicherungsverwahrung
hätte geprüft werden müssen.

Von den Justizvollzugsanstalten des Landes hat die
Justizvollzugsanstalt Diez außer dem bereits von der
Staatsanwaltschaft Koblenz angesprochenen Fall zwei

weitere Gefangene namhaft gemacht, wegen deren
Gefährlichkeit bei der Entlassung die Frage der Verhän-
gung einer Sicherungsverwahrung hätte aufgeworfen
werden können.

Den Berichten der Staatsanwaltschaften und der Justiz-
vollzugsanstalten ist allerdings nicht zu entnehmen, ob
nach den vom Bundesverfassungsgericht durch Urteil
vom 10. Februar 2004 für verfassungswidrig erklärten
Gesetzen der Länder über die nachträgliche Siche-
rungsverwahrung oder die im Entwurf der Bundesregie-
rung vorgesehene Regelung in den drei genannten
Fällen Sicherungsverwahrung hätte verhängt werden
können. Hierzu wäre eine ausführliche Auswertung der
Strafakten und Strafvollzugsakten erforderlich gewesen,
die schon aus Zeitgründen nicht zu leisten war. Auch ist
eine Prognose kaum möglich, zu welchem Ergebnis die
einzuholenden Sachverständigengutachten gekommen
wären.

Zu Frage 2: Der sowohl von der Staatsanwaltschaft
Koblenz als auch von der Justizvollzugsanstalt Diez
benannte Gefangene wurde am 12. Februar 2004 ent-
lassen und durch Haftbefehl vom 28. April 2004 wegen
des dringenden Verdachts, bei Koblenz eine Frau er-
mordet zu haben, wieder in Haft genommen.

Die beiden weiteren von der Justizvollzugsanstalt Diez
angeführten Täter wurden 1999 bzw. 2002 entlassen
und im gleichen beziehungsweise im darauffolgenden
Jahr wieder inhaftiert. Die jeweils vom Landgericht
Mainz ausgesprochene Verurteilung erfolgte wegen
Vergewaltigung zu acht Jahren Freiheitsstrafe und Si-
cherungsverwahrung sowie wegen sexueller Nötigung
zu sechs Jahren und sechs Monaten Freiheitsstrafe und
Sicherungsverwahrung.

Zu Frage 3: Der wegen Mordverdachts wieder Inhaftierte
wurde nach seiner Entlassung am 12. Februar 2004 in
der Zeit vom 13. Februar 2004 bis 24. März 2004 auf-
grund eines gerichtlichen Unterbringungsbeschlusses
nach dem Landesgesetz für psychisch kranke Personen
in der Rhein-Mosel-Fachklinik Andernach untergebracht.
Die Unterbringung endete, weil das Gericht die gesetzl i-
chen Voraussetzungen für nicht mehr gegeben ansah.

Schon vor der Entlassung aus der Justizvollzugsanstalt
Diez fand eine Besprechung von Vertretern der Krimi-
nalinspektion Mayen mit leitenden Beamten der Justiz-
vollzugsanstalt statt, in der die polizeilichen Maßnahmen
nach einer Entlassung besprochen wurden. Ergebnis
dieser Erörterung war, dass unmittelbar nach der Haft-
entlassung eine polizeiliche Observation erfolgte. Ferner
wurde von der Polizei unter Hinterzuziehung auch von
hessischen Polizeibeamten eine so genannte Gefähr-
deransprache durchgeführt und am 24. März 2004 ein
Aufenthaltsverbot gemäß § 13 Abs. 2 des Polizeiord-
nungsgesetzes für den Bereich der Justizvollzugsanstalt
Diez sowie für den Bereich der in Hessen gelegenen
Wohnung einer Bediensteten der Justizvollzugsanstalt
gemäß hessischem Polizeirecht ausgesprochen.

Nach Änderung im persönlichen sozialen Umfeld stellte
die Polizei die Observation wegen Fehlens entspre-
chender Rechtsgrundlagen ein und veranlasste am
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29. März 2004 eine Ausschreibung zur polizeilichen
Beobachtung.

Mit Beschluss vom 15. Januar 2004, rechtskräftig seit
28. Januar 2004, hat das Landgericht Koblenz, Strafvoll-
streckungskammer Diez, die Führungsaufsicht gegen
den zu Entlassenden auf zwei bis fünf Jahre festgesetzt
und ihn dem für seinen Wohnort hauptamtlich zuständi-
gen Bewährungshelfer unterstellt. Es wurden die Wei-
sungen erteilt, sich in Abständen von drei Monaten bei
der Aufsichtsstelle zu melden, jeden Wechsel des
Wohnorts und der Arbeitsstelle unverzüglich mitzuteilen
und sich im Fall der Erwerbslosigkeit beim zuständigen
Arbeitsamt als Arbeitssuchender zu melden.

Während der Unterbringung in der Rhein-Mosel-
Fachklinik Andernach kam ein Gespräch mit dem zu-
ständigen Bewährungshelfer zustande, bei dem das
Problem einer Wohnungs- und Arbeitssuche erörtert
wurde. Dem Bewährungshelfer gelang es nicht, einen
Aufenthalt in einer Resozialisierungseinrichtung zu ver-
mitteln, weil der Proband nicht zustimmte oder die Ein-
richtung wegen dessen Persönlichkeit und Vorge-
schichte Bedenken hatte. Auch die Vermittlung eines
Arbeitsvertrages gemäß § 19 des Bundessozialhilfege-
setzes scheiterte am fehlenden Einverständnis des
Probanden.

Der letzte Versuch des Bewährungshelfers zur Kontakt-
aufnahme erfolgte am Tag der erneuten Inhaftierung.

Besondere Maßnahmen von rheinland-pfälzischen Be-
hörden in den beiden weiteren von der Justizvollzugsan-
stalt Diez benannten Fällen sind nicht berichtet worden.

Zu Frage 4: Die Landesregierung geht davon aus, dass
der von der Bundesregierung beschlossene Entwurf
eines Gesetzes zur Einführung der nachträglichen Si-
cherungsverwahrung spätestens im Herbst dieses Jah-
res Gesetz werden wird. Fälle, bei denen bis dahin eine
Entlassung aus rheinland-pfälzischen Justizvollzugsan-
stalten erfolgen wird und die Verhängung nachträglicher
Sicherungsverwahrung in Betracht kommt, sind nicht
bekannt.

So weit die Antwort der Landesregierung.

Präsident Grimm:

Gibt es Zusatzfragen? – Bitte schön, Herr Abgeordneter
Baldauf.

Abg. Baldauf, CDU:

Herr Minister, Sie haben den Fall „Polch“ angesprochen.
Aus der Zeitung war zu entnehmen, dass noch Zweifel
an der Täterschaft bestehen könnten. Welche Beweis-
mittel gibt es, dass er es gewesen ist?

Mertin, Minister der Justiz:

Es steht mir nicht zu, die Feststellung zu treffen, ob er
der Täter war oder nicht. Das ist Sache des Gerichts.

Das muss die vorhandenen Beweise auswerten. Ins o-
fern kann ich diese Frage so nicht beantworten.

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Der Präsident
ist beschäftigt!)

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Frau Abgeordneter
Kohnle-Gros das Wort.

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU:

Herr Minister, ich gehe davon aus, wenn dieser Gesetz-
entwurf im Herbst auf Bundesebene kommen wird, dass
die Landesregierung in Rheinland-Pfalz einer solchen
Regelung zustimmt, wenn eine Zustimmung nötig sein
wird. Wie sehen Sie das im Verhältnis zu Ihrer Argu-
mentation vor drei Jahren, als die CDU-Landtagsfraktion
in diesem Haus genau diesen Weg hat einschlagen
wollen?

Mertin, Minister der Justiz:

Frau Kollegin, wenn ich mich richtig erinnere, haben Sie
damals von mir erwartet, dass ich etwas mache, was
das Land Baden-Württemberg gemacht hat. Das ist vom
Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig ange-
sehen worden, nämlich zunächst einmal eine Landesre-
gelung einzuführen.

(Beifall bei SPD und FDP –
Frau Kohnle-Gros, CDU: Das stimmt

nicht, das wissen Sie genau!)

Ich habe damals darauf hingewiesen, dass die Forde-
rung so schon erhoben worden ist. Ob das in dem Aus-
schuss geschehen ist, den Sie meinen, weiß ich nicht.
Ihrerseits ist die Forderung schon erhoben worden, dass
die Landesregierung eine landesrechtliche Regelung
vorlegen sollte, die sich nach den Ausführungen des
Bundesverfassungsgerichtes als verfassungswidrig
herausgestellt hat. Nur darauf habe ich hingewiesen.

Damals habe ich auch darauf hingewiesen, dass es eine
Reihe von verfassungsrechtlichen Fragen gab, die noch
offen waren. Diese waren vom Bundesverfassungsge-
richt zu klären. Das hat das Bundesverfassungsgericht
mit zwei Entscheidungen getan, sodass jetzt ziemlich
klar ist, wie der zu beschreitende Weg ist. Der Bundes-
gesetzgeber hat eine entsprechende Regelung auf den
Weg zu bringen. Das ist bereits geschehen. Das befin-
det sich in den gesetzlichen Beratungen. Ich gehe davon
aus, dass es am Schluss so sein wird, dass es zustim-
mungsfähig ist. Das muss dem Gang der Beratungen
anheim gestellt werden.

Frau Kollegin, ich möchte darauf hinweisen, selbst wenn
wir diese nachträgliche Sicherungsverwahrung einfüh-
ren, erledigen wir damit das Problem nicht endgültig.
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Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts wird immer
sehr unvollständig zitiert und gelesen. Das Bundesver-
fassungsgericht gibt auf, bei diesen Sicherungsverwah-
rungen bis zum Schluss immer wieder Resozialisie-
rungsmaßnahmen durchzuführen und alle zwei Jahre zu
überprüfen, ob eine Haftentlassung infrage kommt oder
nicht. Mit der Einführung der nachträglichen Sicherungs-
verwahrung allein ist das Problem nicht gelöst. So wird
es immer gern dargestellt.

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Frau Abgeordneter
Kohnle-Gros das Wort.

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU:

Wären Sie so nett und würden sich erinnern, dass wir
damals ein zweistufiges Verfahren durchgeführt haben.
Wir haben zunächst verlangt, dass sich die Landesregie-
rung der Bundesratsinitiative von Hessen und Baden-
Württemberg zur Einführung einer Regelung im Strafge-
setzbuch anschließt. Als das nicht zu erwarten war,
haben wir gesagt, hilfsweise zum Schutz der Bevölke-
rung vor solchen Straftätern, wie wir sie in der Proble-
matik heute haben, wollen wir, dass das Land eine eige-
ne Regelung im Polizeigesetz vorsieht.

(Zuruf des Abg. Hartloff, SPD)

Mertin, Minister der Justiz:

Frau Kollegin, es mag so sein. Damals machte eine
Bundesratsinitiative keinen Sinn, weil klar war, dass im
Bundestag keine entsprechende Mehrheit zur Verfügung
stehen würde. Alle haben auf die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts gewartet. Es war bekannt,
dass das Bundesverfassungsgericht gezwungen sein
wird, entsprechende Entscheidungen zu treffen, da ein
Verfahren anhängig war. Es macht keinen Sinn, Gesetze
auf den Weg zu bringen, die später vom Bundesverfas-
sungsgericht gegebenenfalls kassiert werden.

Insoweit ist jetzt eine Änderung eingetreten. Die
Rechtslage ist klar. Daraufhin hat die Bundesregierung
einen entsprechenden Gesetzentwurf auf den Weg
gebracht. Es macht keinen Sinn, im Bundesrat eine
Initiative zu starten, von der ich von vornherein weiß,
dass dafür keine Mehrheit im Bundestag vorhanden ist.

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Es gibt noch
andere Sachen, die keinen Sinn

machen, das kann ich
Ihnen sagen!)

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Frau Abgeordneter
Kohnle-Gros das Wort.

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU:

Dann frage ich Sie einmal, wie fühlen Sie sich vor dem
aktuellen Hintergrund und der damaligen Diskussion?

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommen
wir zur Sache! –

Dr. Weiland, CDU: Das wird auch
Zeit! Diese Polemik und diese

Spitzfindigkeit! –
Beifall bei der CDU –

Glocke des Präsidenten –
Dr. Weiland, CDU: Ich glaube,

es geht los!)

Präsident Grimm:

Das Wort hat der Justizminister.

Mertin, Minister der Justiz:

Sehr geehrte Frau Kollegin, wenn in einem Rechtsstaat
Gesetzgebung stattfinden muss, dann muss sie sorgfäl-
tig überlegt und durchgeführt werden. Der vorgekomme-
ne Einzelfall ist tragisch.

(Dr. Weiland, CDU: Zwischendurch
werden die Leute umgebracht! –

Weitere Zurufe von der CDU)

Er berührt mich genauso wie Sie.

(Zuruf von der SPD)

Es entbindet mich aber nicht von der Verpflichtung, im
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens das Erforderl i-
che zu tun.

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

So ist es mir nicht möglich, etwas Verfassungswidriges
zu tun, um so etwas zu verhindern, wie Sie es verlangt
haben. Das geht nicht.

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Das ist
spitzfindig, das ist Polemik! –

Hartloff, SPD: Schade, dass wir
einen Rechtsstaat haben! –
Weitere Zurufe von der SPD

und der CDU)

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Herrn Abgeordneten
Baldauf das Wort.

Abg. Baldauf, CDU:

Herr Minister, Ihnen ist sicher bekannt, dass auf Bun-
desebene Gesetzesinitiativen im Jahr 2001 von der
CDU/CSU-Fraktion initiiert worden sind. Wie stehen Sie
dazu, dass die damals im Bundestag alle abgelehnt
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worden sind und sich im Prinzip darauf berufen, was
jetzt verabschiedet werden soll?

Mertin, Minister der Justiz:

Herr Kollege Baldauf, ich habe bereits darauf hingewie-
sen, dass zum damaligen Zeitpunkt unklar war, wer
nach der Gesetzgebungskompetenz des Grundgesetzes
zuständig war und ob bestimmte Modalitäten mit der
Verfassung vereinbar sind. Das war damals unklar. Das
ist nach zwei Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichtes weitgehend geklärt, sodass die Lage heute
eine andere ist.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Baldauf.

Abg. Baldauf, CDU:

Herr Minister, Entscheidungen eines Gerichtes bedingen
vorher immer irgendwelche Gesetze, sonst gibt es keine
Entscheidungen. Ich habe deshalb folgende Frage: Sind
Sie mit mir der Meinung, dass diese beiden Landesge-
setze, die jetzt in der Diskussion stehen und nach wie
vor Gültigkeit haben, besser sind, als keine Regelung zu
haben?

Mertin, Minister der Justiz:

Herr Kollege Baldauf, es ist nicht so, dass es keine ge-
setzgeberische Betätigung auf Bundesebene gegeben
hätte. Die zwei Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Frage der Sicherungsverwahrung
beruhen zum einen auf einer Änderung der bundes-
rechtlichen Regelung und zum anderen auf den landes-
gesetzlichen Regelungen. Diese landesgesetzlichen
Regelungen sind für verfassungswidrig erklärt und auf-
gehoben worden. Sie gelten nicht. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat nur angeordnet, dass diejenigen, die
aufgrund dieser Gesetze untergebracht worden sind, nur
für eine gewisse Zeit untergebracht werden können. Das
ändert nichts daran, dass diese Gesetze verfassungs-
widrig waren. Sie haben von mir verfassungswidriges
Handeln verlangt. Darauf habe ich hingewiesen.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Zu einer Zusatzfrage erteile ich Frau Abgeordneter
Thelen das Wort.

Abg. Frau Thelen, CDU:

Herr Minister, Sie haben ausgeführt, dass auch bei einer
dauerhaften Verwahrung immer wieder der Versuch von
Resozialisierung unternommen und alle zwei Jahre eine
Überprüfung stattfinden muss. Es ist in Fachkreisen
unumstritten, dass beispielsweise gewalttätige Pädo-

phile nicht therapierbar sind. Ist für Sie vorstellbar, dass
es eine andere Verfahrensweise für diesen Personen-
kreis geben könnte, wenn diese Krankheitsbilder festge-
stellt worden sind?

(Hartloff, SPD: Auch das stimmt
selbst inhaltlich so nicht! –

Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Mertin, Minister der Justiz:

Frau Kollegin, das Bundesverfassungsgericht hat fest-
gelegt, dass die Sicherungsverwahrung nur mit dem
Grundgesetz vereinbar ist, wenn sie sowohl verfahrens-
mäßig als auch ansonsten mit genügend Absicherung
versehen ist. Das Bundesverfassungsgericht verlangt,
dass immer die Chance zur Resozialisierung besteht
und deswegen immer wieder geprüft werden muss, ob
eine Entlassung infrage kommt oder nicht. Das ist vom
Bundesverfassungsgericht so entschieden worden und
für mich bindend. Es gibt keine Möglichkeit, dem zu
entgehen. Das bedeutet, dass unter Umständen alle
zwei Jahre von Psychologen, Psychiatern oder anderen
Sachverständigen zu prüfen ist, ob sich die Lage geän-
dert hat oder nicht. Wenn sie sich nicht geändert hat,
kann die Sicherungsverwahrung weiter fortgesetzt wer-
den. Es ist nicht so, wie gern dargestellt wird, dass bloß
mit der Anordnung der Sicherungsverwahrung das Pro-
blem aus der Welt ist.

Nach Verfassungsrecht, wie es vom Bundesverfas-
sungsgericht beurteilt ist, sind diese Prüfungen in der
Folgezeit zwingend vorzunehmen, weil die Sicherungs-
verwahrung sonst als solches verfassungswidrig wäre,
weil sie jegliche Chance, jemals wieder in Freiheit zu
kommen, nehmen würde und damit gegen die Men-
schenwürde verstoßen würde.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage der Frau Abgeordneten Reich.

Abg. Frau Reich, SPD:

Herr Minister, ich habe noch eine Rückfrage zu den
möglichen Fallzahlen in Rheinland-Pfalz für die Vergan-
genheit und in der Gegenwart. Habe ich Sie richtig ver-
standen in Ihrer Antwort zu Frage 1, dass es im Grunde
eine reine Spekulation ist, dass diese drei Fälle, die Sie
aufgezählt haben, letztendlich auch Fälle für nachträgli-
che Sicherungsverwahrung gewesen wären, und zum
anderen, dass Ihnen aktuell aus den Justizvollzugsan-
stalten kein Fall bekannt ist, der einschlägig wäre?

Mertin, Minister der Justiz:

Die drei Fälle, die mitgeteilt worden sind, wären Fälle,
die nach den zum Beispiel jetzt geplanten Regelungen
der Bundesregierung dann hätten geprüft werden müs-
sen. Aber wenn ich es richtig im Kopf habe, sieht dieser
Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Beispiel die
Stellungnahme von zwei unabhängigen Gutachtern
voraus. Diese liegen natürlich nicht vor. Diese sind dann
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auch die Grundlage für die gerichtliche Entscheidung,
die dann stattzufinden hat, sodass wir nicht abschlie-
ßend beurteilen können, ob bei Durchführung eines
solchen Verfahrens tatsächlich die nachträgliche Siche-
rungsverwahrung hätte verhängt werden können, weil
zum Beispiel diese zwei unabhängigen Gutachten gar
nicht eingeholt werden konnten. Es gab auch keine
Rechtsgrundlage dafür.

Präsident Grimm:

Ich sehe keine weiteren Fragen. Die Mündliche Anfrage
ist beantwortet.

(Beifall der FDP und der SPD)

Ich rufe die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
Friedel Grützmacher und Reiner Marz (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN), Informationsoffensive des
Bundesministeriums des Innern zu Gunsten der
(neuen) ausländischen Unionsbürgerinnen und Uni-
onsbürger über ihr Wahlrecht in Deutschland und
ihre Umsetzung in Rheinland-Pfalz – Nummer 3 der
Drucksache 14/3168 – betreffend, auf.

Herr Marz, bitte schön.

Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir fragen die Landesregierung:

1. In wie vielen von insgesamt wie vielen Kommunen
wurden alle wahlberechtigten ausländischen Uni-
onsbürgerinnen und Unionsbürger individuell über
die Bedingungen zur Teilnahme an der bevorste-
henden Europawahl 2004 informiert?

2. In welchen Kommunen wurden nur alle EU-
Neubürgerinnen und EU-Neubürger informiert?

3. Welche Kommunen haben sich geweigert, an der
Informationsoffensive teilzunehmen?

4. Wie beurteilt die Landesregierung im Hinblick auf
die grundlegende Bedeutung des Wahlrechts für ein
zusammenwachsendes Europa die Rundschreiben
des Städtetags Rheinland-Pfalz, in denen dieser die
Mitgliedstädte auffordert, wegen der Vervielfälti-
gungskosten die Informationen zu unterlassen?

Präsident Grimm:

Es antwortet der Herr Innenminister.

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Die Mündliche Anfrage der Abge-
ordneten Grützmacher und Marz betrifft eine Angele-

genheit, die bereits den Innenausschuss vor wenigen
Tagen in seiner Sitzung am 13. Mai beschäftigt hat.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD –
Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ich weiß nicht, warum Sie sich wegen dieser Feststel-
lung aufregen.

(Dr. Weiland, CDU: Weil Sie die
Fragen beantworten sollen!)

Ich bin dort in meinem ausführlichen Bericht auch auf die
Fragen eingegangen – – –

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Ich bin dort in meinem ausführlichen Bericht auch auf die
Fragen eingegangen, die nunmehr Gegenstand der
Mündlichen Anfrage sind.

Dies vorausgeschickt beantworte ich die Mündliche
Anfrage im Zusammenhang wie folgt:

Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, die in Deutschland wohnen, entschei-
den selbst, ob sie in ihrem Heimatstaat oder in
Deutschland an der Wahl zum Europäischen Parlament
teilnehmen. Um ihr Wahlrecht in Deutschland ausüben
zu können, mussten die ausländischen Unionsbürgerin-
nen und Unionsbürger, die nicht bereits bei der Europa-
wahl des Jahres 1999 in einem Wählerverzeichnis in
Deutschland eingetragen waren, spätestens bis zum
21. Mai 2004 bei der Gemeindebehörde ihres deutschen
Wohnortes einen Antrag auf Eintragung in das Wähler-
verzeichnis stellen. Die Information der ausländischen
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger über ihr Wahlrecht
erfolgte in allgemeiner Form, insbesondere durch öffent-
liche Bekanntmachungen, Pressemitteilungen, Inter-
neteinstellungen sowie Broschüren.

Um die Wahlbeteiligung der ausländischen Unionsbür-
gerinnen und Unionsbürger in Deutschland gegenüber
früheren Europawahlen zu erhöhen, hat das Bundesin-
nenministerium eine weitere Informationskampagne
gestartet und darum gebeten, dass alle wahlberechtigten
ausländischen Unionsbürgerinnen und Unionsbürger,
die bisher nicht in das Wählerverzeichnis ihrer Wohn-
sitzgemeinde eingetragen sind, in einem persönlichen
Anschreiben in ihrer Muttersprache über die Bedingun-
gen einer Wahlteilnahme informiert werden. Hinsichtlich
der Kosten wurde vom Bundesinnenministerium mitge-
teilt, dass nur die Kosten für die Versendung der Infor-
mationen, nicht aber die sonstigen Kosten vom Bund
erstattet werden.

Der Landeswahlleiter hat die Gemeinden und Städte
über die Bitte des Bundesministeriums des Innern unter-
richtet und um Unterstützung gebeten. Ferner wurden
den Kommunalverwaltungen die für die Information der
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger notwendigen
Dokumente und Unterlagen übersandt. Die Bitte des
Bundesministeriums des Innern wurde von einigen Ge-
meinden und Städten kritisch aufgenommen. Insbeson-
dere wurde auf die starke Arbeitsbelastung der Verwal-
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tungen wegen der gleichzeitig durchzuführenden Kom-
munalwahlen sowie auf den Umstand hingewiesen, dass
keine Haushaltsmittel zur Finanzierung der Personal-
und Sachkosten für die Vervielfältigung der Informatio-
nen zur Verfügung stünden.

Der Landeswahlleiter konnte jedoch in den meisten
Fällen die Gemeinden und Städte von der Notwendigkeit
überzeugen, die zusätzliche Informationskampagne zu
unterstützen. Vor dem Hintergrund der aufgekommenen
Diskussion wurden darüber hinaus alle Gemeinden und
Städte vom Landeswahlleiter nochmals angeschrieben
und um Mitarbeit gebeten. Dabei ist darauf hinzuweisen,
dass eine Verpflichtung der Gemeinden zur Beteiligung
an dieser Informationskampagne nicht besteht.

Meine Damen und Herren, eine Rechtsgrundlage, die
unsere Gemeinden verpflichtet, die vom Bundesinnen-
ministerium erbetene individuelle Information der aus-
ländischen Unionsbürgerinnen und Unionsbürger über
ihr Wahlrecht in Deutschland vorzunehmen, besteht
nicht. Nach einer vom Landeswahlleiter durchgeführten
Umfrage haben sich die Städte Koblenz, Kaiserslautern,
Ludwigshafen und Bingen, die Gemeinden im Landkreis
Mayen-Koblenz, die Verbandsgemeinden Wirges, Hahn-
stätten, Ransbach-Baumbach, Gerolstein, Kirchberg,
Wachenheim und Zweibrücken sowie die Gemeinde
Neuhofen an der Informationskampagne nicht beteiligt.
Die Stadt Bad Kreuznach und die Gemeinde Altrip ha-
ben die Informationen nur an die Unionsbürger der zehn
Beitrittsstaaten gerichtet.

Im Übrigen ist aufgrund der Umfrage davon auszuge-
hen, dass die Gemeinden und Städte im Land der Infor-
mationsbitte des Bundesinnenministeriums gefolgt sind.
Die Landesregierung bedauert, dass sich einzelne Ge-
meinden und Städte nicht an der Informationskampagne
beteiligt haben und diese Entscheidung wohl auch auf
eine entsprechende Empfehlung des Städtetages
Rheinland-Pfalz zurückzuführen ist.

Angesichts der Haushaltslage der Kommunen dürfte
auch bei künftigen Wahlen nicht auszuschließen sein,
dass ähnliche Maßnahmen nicht von allen Gemeinden
und Städten unterstützt werden. Eine individuelle Infor-
mation aller Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die
nicht von Amts wegen in ein Wählerverzeichnis aufge-
nommen werden, dürfte nur dadurch zu erreichen sein,
dass die Gemeinden hierzu in der Europawahlordnung
verpflichtet und ihnen die hierdurch entstehenden Kos-
ten vom Bund ersetzt werden. Ich erinnere an die gestri-
ge Diskussion. Leider hat der Bund einen entsprechen-
den Vorschlag bei der letzten Änderung der Europa-
wahlordnung nicht aufgegriffen. Es ist deshalb beab-
sichtigt, diesen Vorschlag rechtzeitig vor der nächsten
Europawahl zu wiederholen.

(Dr. Schiffmann, SPD: Sehr gut!)

So weit meine Antwort.

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Marz.

Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Minister, ich verzichte auf die Frage, ob es Haltung
der Landesregierung ist, dass Gegenstände, die bereits
in Ausschüssen behandelt wurden, hier nicht mehr ab-
gefragt werden dürfen, sondern ich frage stattdessen:

(Frau Kipp, SPD: Das hat doch
keiner gesagt!)

Was ist Ihnen hinsichtlich der den Kommunen entste-
henden möglichen Kosten bekannt, da das eine Begrün-
dung war, dass die Kopierkosten nicht übernommen
worden sind?

Können Sie uns beispielhaft sagen, mit welchen Kosten
und mit welcher Zahl von Fällen man hätte rechnen
müssen?

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Ich kann Ihnen, was die Kosten anbelangt, die Zahl jetzt
nicht nennen. Aus der Beantwortung der Mündlichen
Anfrage mögen Sie entnommen haben, dass die Lan-
desregierung die Haltung, die der Städtetag diesbezüg-
lich eingenommen hat, bedauert. Wenn man einmal von
den Personalkosten absieht, die Sie jetzt nicht erwähnt
haben und auch eine Rolle spielen, dürften die Material-
kosten nicht allzu hoch gewesen sein.

Im Übrigen steht es den Abgeordneten frei, alles zu
fragen, was sie fragen möchten, auch was im Ausschuss
bereits behandelt worden ist. Ich bin selbst – wie Sie
wissen – schon viele Jahre Abgeordneter. Aber es ist
umgekehrt auch erlaubt, darauf hinzuweisen, dass eine
solche Anfrage in unserem Fall im Innenausschuss
bereits behandelt und besprochen worden ist. Ich konnte
Ihnen gegenüber meinen Ausführungen, die ich am
13. März im Innenausschuss gemacht habe, heute
nichts Neues verkünden.

(Beifall bei SPD und FDP –
Zurufe von der SPD: 13. Mai!)

Präsident Grimm:

Eine Zusatzfrage von Frau Abgeordneter Grützmacher.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Zuber, darauf würde ich gern zurückkommen; denn
Sie haben im Innenausschuss ausdrücklich gesagt, dass
diese Aufzählung derjenigen Städte, die diese Informati-
on nicht vorgenommen haben, unvollständig sei. Ich bin
davon ausgegangen, dass es möglich gewesen wäre, im
Laufe dieser Zeit – deshalb wurde die Mündliche Anfra-
ge auch früh eingebracht –, diese Liste vollständig zu
machen. Dass sie unvollständig ist, ist klar.

Ich habe mich zum Beispiel in Wörth erkundigt. Dort
habe ich in letzter Sekunde noch einbringen können,
dass auch die EU-Ausländerinnen und EU-Ausländer
informiert wurden. Deswegen meine Frage: Es ist also
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so, dass sich nach der Sitzung des Innenausschusses
keine zusätzlichen Kommunen mehr aufgetan haben,
außer denen, die Sie im Innenausschuss genannt ha-
ben, als Sie sagten, dass es unvollständig sei? Es ha-
ben sich keine zusätzlichen Kommunen aufgetan, in
denen diese Information nicht stattgefunden hat?

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Das ist zutreffend. Über das hinaus, was ich am 13. Mai
und heute im Plenum wiederholt habe, sind keine zu-
sätzlichen Informationen bekannt geworden.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Darf ich dann davon ausgehen, dass die Liste weiterhin
unvollständig ist?

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Frau Abgeordnete Grützmacher, davon dürfen Sie aus-
gehen. Ich sehe auch wenig Sinn darin, wenn nach dem
13. Mai noch einmal irgendwelche Aktionen durchgeführt
worden wären, auch mit Blick auf den Zeitraum und vor
allen Dingen den Arbeitsaufwand, der damit verbunden
ist. Wir haben uns auf das verlassen – das müssen wir
auch –, was uns der Landeswahlleiter diesbezüglich
mitgeteilt hat. Darüber hinaus sind keine zusätzlichen
Recherchen unternommen worden.

Präsident Grimm:

Ich stelle fest, es liegen keine weiteren Wortmeldungen
vor. Damit ist die Mündliche Anfrage beantwortet.

(Beifall bei SPD und FDP)

Ich rufe die Mündliche Anfrage des Abgeordneten
Heinz-Hermann  Schnabel  (CDU),   Zusammenle-
gung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe – Hartz IV
– Nummer 4 der Drucksache 14/3168 – betreffend, auf.

Herr Schnabel, bitte schön.

Abg. Schnabel, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich frage die
Landesregierung:

1. Was unternimmt die Landesregierung, um die vor-
gesehene Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe in Hartz IV umzusetzen?

2. Wie will die Landesregierung die Gemeinden,
Städte und Landkreise dabei unterstützen?

3. Was ist aus der Sicht der Landesregierung erforder-
lich, um die im Vermittlungsausschuss zugesagten
2,5 Milliarden Euro Entlastung den Kommunen zu-
kommen zu lassen?

4. Hält es die Landesregierung für realistisch, dass
Hartz IV zum 1. Januar 2005 umgesetzt wird?

Präsident Grimm:

Es antwortet Frau Staatsministerin Dreyer.

Frau Dreyer, Ministerin
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Herren und Da-
men! Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Heinz-
Hermann Schnabel beantworte ich namens der Landes-
regierung wie folgt:

Zu Frage 1: Ziel der Hartz-IV-Reform ist es, arbeitslosen
Menschen, die Anspruch auf Arbeitslosenhilfe und/oder
Sozialhilfe haben, künftig Leistungen aus einer Hand zu
sichern. Damit sollen gleiche Leistungen und gleiche
Chancen für einen vergleichbaren Personenkreis mög-
lich werden.

Mit dem gemeinsam beschlossenen neuen Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch wird dieses Ziel erreicht. Danach
gibt es  ab  dem  Stichtag  1. Januar 2005  für  alle ar-
beitsfähigen  Arbeitslosen-  und  Sozialhilfeempfänger
und -empfängerinnen die neue Leistung „Arbeitslosen-
geld II“.

Die Zusammenführung der beiden Leistungssysteme
stellt eine große Herausforderung für alle Akteure dar. In
diesem Zusammenhang wirkt die Landesregierung auf
eine Zusammenarbeit der neuen Leistungsträger hin und
übernimmt in diesem Prozess eine moderierende Rolle.

Das neue Zweite Buch Sozialgesetzbuch sieht vor, dass
die Träger der Leistungen zur einheitlichen Wahrneh-
mung ihrer Aufgabe nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch Arbeitsgemeinschaften, und  zwar als Teil der
JobCenter der Agenturen für Arbeit errichten können.

Gemeinsam zuständig für die neue Leistung sind die
Kommunen und die Bundesagentur für Arbeit.

Die Kommunen tragen die Kosten für Leistungen für
Unterkunft und Heizung, Kinderbetreuungsleistungen,
Schuldner- und Suchtberatung sowie psychosoziale
Betreuung.

Die Bundesagentur für Arbeit ist für alle übrigen Leistun-
gen zuständig, vor allem für Leistungen zur Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt wie Beratung, Vermittlung und
aktive Arbeitsmarktpolitik, die Regelleistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts sowie den befristeten Zu-
schlag nach Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld und
Sozialversicherung.

Aus dem Arbeitsmarktbeirat des Ministeriums für Arbeit,
Soziales, Familie und Gesundheit heraus wurde eine
Lenkungsgruppe gegründet, um ein gemeinsames Vor-
gehen im Land zu gewährleisten und auch nach prag-
matischen Umsetzungswegen zu suchen. Dort waren
neben dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und
Gesundheit das Finanzministerium, die kommunalen
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Spitzenverbände, die Regionaldirektion Rheinland-
Pfalz/Saarland und ein Mitglied des Verwaltungsrats der
Bundesagentur in Nürnberg vertreten.

Die Lenkungsgruppe hat seit Januar 2004 in sehr engen
zeitlichen Abständen getagt und das weitere Vorgehen
gemeinsam besprochen.

Zu Frage 2: In der Lenkungsgruppe wurde besprochen,
Pilot-Arbeitsgemeinschaften auf den Weg zu bringen.
Ziel der Pilot-Arbeitsgemeinschaften ist die Klärung der
Fragen, welche Aufgaben von den Trägern der Grundsi-
cherung zu bewältigen sind, welche Handlungsalternati-
ven ihnen zur Verfügung stehen und in welchem institu-
tionellen Rahmen sie handeln können.

Darüber hinaus sind Fragen der Wahl der Rechtsform,
des Personaleinsatzes, die Einbeziehung regionaler
Träger, die Einbeziehung kreisangehöriger Gemeinden
und Ähnliches zu klären, für die die Zeit bis zum Früh-
herbst 2004 genutzt werden soll.

Dieser Zeitrahmen ist erforderlich, um die umfassenden
Organisationsänderungen solide bis zum 1. Januar 2005
vorzubereiten.

Die in diesem Prozess und an den verschiedenen
Standorten gewonnenen Erkenntnisse sollen zeitnah
ausgewertet und allen Akteuren zur Verfügung gestellt
werden, also landesweit.

Darüber hinaus werden die Ergebnisse in den auf der
Bundesebene agierenden Arbeitsgruppen für Rheinland-
Pfalz nutzbar gemacht.

Zur Sicherstellung dieses Prozesses ist die Gründung
von Arbeitsgruppen auf Landesebene geplant. Da eine
Reihe von Fragen für alle Arbeitsgemeinschaften von
Kommunen und Verwaltungen gleichermaßen von Be-
deutung ist, ist es sinnvoll, diese von Landesseite aus zu
klären und den örtlichen Akteuren unterstützend zur
Verfügung zu stellen. Das Land kann so neben der mo-
derierenden Rolle auch konkrete Hilfestellung bei der
Abstimmung auf Bundesebene und bei der Klärung von
spezifischen Rechtsfragen geben sowie den Informati-
onsaustausch zwischen den Standorten und die Vernet-
zung der örtlichen Akteure unterstützen.

Das Land bietet allen Pilot-Arbeitsgemeinschaften zu-
sätzlich die Beratung durch die rheinland-pfälzische
Arbeitsmarktberatung an. Die Inanspruchnahme dieser
Beratung ist freiwillig und kann nach Bedarf in Anspruch
genommen werden.

Derzeit haben sich eine Reihe von Kommunen in
Rheinland-Pfalz bereit erklärt, sozusagen als Piloten
mitzuarbeiten. Es ist geplant, dass Kommunen und
Agenturen für Arbeit im Rahmen einer Veranstaltung
ihre gegenseitige Bereitschaft zur Entwicklung einer
Arbeitsgemeinschaft mit einer Absichtserklärung ver-
bindlich erklären. Mit dieser Erklärung erfolgt keinerlei
Festlegung auf eine bestimmte Rechtsform. Sie soll
Ausdruck davon sein, dass jetzt mit der Konkretisierung

der Zusammenarbeit begonnen wird, damit die Umset-
zung zum 1. Januar 2005 reibungslos erfolgen kann.

Zu Frage 3: Dem Vermittlungsausschuss zu Hartz IV
vom Dezember 2003 lag die Einschätzung zugrunde,
dass die Kommunen bundesweit um 2,5 Milliarden Euro
entlastet werden können. Davon entfällt auf die rhein-
land-pfälzischen Kommunen ein Entlastungsvolumen
von rund 80 Millionen Euro. Durch die Übernahme der
Kosten für Unterkunft und Heizung, den Wegfall von
Wohngeld für die Leistungsbezieher und insbesondere
durch die gestaffelte Anrechnung von Einkommen und
Vermögen nach § 19 Abs. 2 des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch entstehen für Kommunen aber Mehrbe-
lastungen.

Deshalb wird das Entlastungsvolumen der Gemeindefi-
nanzreform derzeit überprüft. Für den Fall, dass die
zurzeit laufende Überprüfung das gesamte Entlastungs-
volumen nicht bestätigen sollte, hat die Bundesregierung
mehrfach betont, an der Gesamtentlastung für die
Kommunen in Höhe von 2,5 Milliarden Euro festhalten
zu wollen. Dazu hat der Bundesarbeitsminister im Rah-
men der zurzeit laufenden Verhandlungen ein neues
Angebot, das strukturell aus drei Teilen besteht, unter-
breitet. Zunächst wird ein Betrag ermittelt, der als Mehr-
belastung durch die Kosten der Unterkunft seitens des
Bundes anerkannt wird. Zweitens beteiligt sich der Bund
mit einer Quote an diesem Betrag, der den Ländern
erstattet wird, und zwar in Höhe von voraussichtlich
1,8 Milliarden Euro. Drittens wird es eine Revisionsklau-
sel geben, die in mehreren Schritten angelegt ist, um
spätestens im Jahr 2006 sehr genaue Zahlen zu be-
kommen.

Über dieses Angebot im Rahmen von Vorklärungsge-
sprächen wurde bisher zwar noch keine endgültige Eini-
gung erzielt, gestern allerdings hat der Vermittlungsaus-
schuss getagt, der diese Verhandlungspositionen zur
Grundlage hatte, die auch von den kommunalen Spit-
zenverbänden geteilt wurde. Das gesamte Verhand-
lungspaket wurde erneut vertagt, aber mit der Option,
dass die gegebenen Rechnungsgrundlagen im Rahmen
eines Gesetzes vorgelegt werden.

Zu Frage 4: Die Umsetzung des neuen Arbeitslosengel-
des II ist ein wichtiges Indiz dafür, ob und inwieweit wir
in Deutschland noch bereit und in der Lage sind, unsere
Sozialsysteme tatsächlich zu reformieren. Aussagen, die
jetzt schon das Aus der Reform vorhersagen, sind daher
aus meiner Sicht nicht nur kontraproduktiv, sondern
auch gefährlich. Wir müssen alle Anstrengungen unter-
nehmen, um die Reform, die letztlich alle wollen, tat-
sächlich zu verwirklichen.

Innerhalb der Landesregierung besteht kein Zweifel
daran, dass dieser Zeitplan sehr ehrgeizig ist. Um die-
sen Zeitplan einzuhalten, müssen die noch ausstehen-
den politischen Entscheidungen – wie vorhin berichtet –
herbeigeführt werden. Auch aufgrund der Arbeit der
Pilot-Arbeitsgemeinschaften in Rheinland-Pfalz erwartet
die Landesregierung, dass die praktische Umsetzung
durch die gewonnenen Erfahrungen ab dem 1. Januar
2005 möglich sein wird.

So weit die Antwort der Landesregierung.
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Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, mit Blick auf die Uhr kann ich
nur Zusatzfragen des Fragestellers zulassen.

Abg. Schnabel, CDU:

Frau Ministerin, Sie haben viele Zahlen genannt, die ich
nicht bezweifeln möchte. Eine Zahl aus Nordrhein-
Westfalen sagt aus, dass dort bei Übernahmen der
Unterkunftskosten für Langzeitarbeitslose Belastungen
in Höhe von 1,2 Milliarden Euro entstehen würden. Gibt
es hierzu eine Zahl aus Rheinland-Pfalz?

Frau Dreyer, Ministerin
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit:

Herr Abgeordneter Schnabel, eine entsprechende Zahl
gibt es natürlich auch für Rheinland-Pfalz. Ich muss sie
Ihnen aber nachreichen, da ich sie nicht mehr genau im
Kopf habe.

Grundlage der neuen Verhandlungen war, dass in allen
Ländern die kommunalen Gebietskörperschaften abge-
fragt worden sind über die Einschätzung der Zahlen zur
Höhe der Kosten der Unterkunft. Eine solche Befragung
ist auch in Rheinland-Pfalz erfolgt. Die Zahlen liegen vor,
und ich reiche sie Ihnen gern nach.

Abg. Schnabel, CDU:

Ich möchte natürlich gern die Möglichkeit ausschöpfen,
drei Fragen zu stellen.

Die Telekom hat Vorstellungen entwickelt, 10.000 Kräfte
an diese künftige Arbeitsgemeinschaft abzugeben. Gibt
es Überlegungen Ihrerseits, dass gegebenenfalls auch
Landesbedienstete versetzt werden?

Frau Dreyer, Ministerin
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit:

Nein, derartige Überlegungen gibt es natürlich nicht,
Herr Abgeordneter Schnabel. Es ist auch nicht Aufgabe
des Landes, in diese Tätigkeit einzugreifen. Wir verfol-
gen das gemeinsame Ziel, dass in Rheinland-Pfalz vor
Ort Arbeitsgemeinschaften zwischen Kommunen und
Agenturen für Arbeit entstehen. Dann wird ganz konkret
miteinander verhandelt werden müssen, wer welches
Personal für was stellt und wer dieses Personal bezahlt.
Sie wissen genauso gut wie ich, dass es aufgrund der
neuen Zuständigkeit im Rahmen der kommunalen Ge-
bietskörperschaften sehr viel frei werdendes Personal
gibt. Insofern wird es spannend sein, vor Ort zu überle-
gen, wie die jeweiligen Personalressourcen eingesetzt
werden können.

Abg. Schnabel, CDU:

Sie waren sehr zuversichtlich, dass die Zusammenle-
gung zum 1. Januar umgesetzt wird. In dieser Hinsicht

bin ich bei weitem nicht so zuversichtlich. Ich denke, es
ist auch nicht realistisch, davon auszugehen, dass das
Konzept zum 1. Januar steht.

Die Sozialhilfeempfänger und die Langzeitarbeitslosen
werden zu diesem Zeitpunkt mit Sicherheit vor den Rat-
häusern stehen. Ist die Landesregierung gewappnet, um
die Kommunen in dieser Hinsicht finanziell zu unterstüt-
zen; denn das ist von den Kommunen nicht zu leisten?

Frau Dreyer, Ministerin
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit:

Herr Abgeordneter Schnabel, Sie gehen von einer ande-
ren Prämisse aus als ich. Ich glaube immer noch daran,
dass wir Lösungen vor Ort finden werden, wenn wir
sinnvoll und konstruktiv zusammenarbeiten. Ich verhehle
nicht, dass wir schon erheblich weiter wären, wenn wir
uns nicht auf Bundesebene seit Monaten immer wieder
über bestimmte Dinge streiten würden.

(Beifall der SPD und bei dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für mich ist es unbefriedigend, dass man sich nach wie
vor über das Optionsgesetz streitet und die Termine
immer wieder nach hinten verschoben werden. Dem
Termin – 1. Januar 2005 – haben wir es zu verdanken,
dass die Partner in Rheinland-Pfalz bereit sind, die
Streiterei sein zu lassen und das Problem pragmatisch
anzugehen und zu versuchen, das Problem zugunsten
der Menschen zu lösen, um die es eigentlich gehen
sollte.

Präsident Grimm:

Ich stelle fest: Die Mündliche Anfrage ist beantwortet.

(Beifall bei SPD und FDP)

Zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter Hartloff
das Wort.

Abg. Hartloff, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Seitens der
SPD-Fraktion stelle ich die Mündliche Anfrage der
Abgeordneten Marianne Grosse, Hannelore Klamm,
Renate Pepper und Heike Raab (SPD), Regionen und
Branchen im Wandel – Nummer 1 der Drucksache
14/3168 –, zur Aussprache.

Präsident Grimm:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Jullien.

Abg. Jullien, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Für die CDU-
Fraktion beantrage ich die Aussprache zur Mündlichen
Anfrage des Abgeordneten Christian Baldauf (CDU),
Nachträgliche Sicherungsverwahrung – Nummer 2
der Drucksache 14/3168 –.
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Präsident Grimm:

Insgesamt steht eine Stunde zur Verfügung. Das heißt,
wir behandeln jedes Thema jeweils eine halbe Stunde.
Wir beginnen mit der Aussprache zu „Regionen und
Branchen im Wandel“. Für die Antrag stellende Frakti-
on spricht Frau Abgeordnete Raab.

Abg. Frau Raab, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Die SPD-Fraktion stellt heute gern das Gutachten „Re-
gionen und Branchen im Wandel“ zur Aussprache; denn
Multimediapolitik ist heute eine Querschnittsaufgabe, die
nicht allein in einem Ausschuss oder einer Enquete-
Kommission abschließend und erschöpfend besprochen
werden kann.

(Unruhe im Hause)

Es geht um Medien, die IT-Branche, aber auch um den
Arbeitsmarkt und die Wirtschaft in Rheinland-Pfalz. Das
neue Gutachten ist eine Erweiterung des Gutachtens
vom vergangenen Jahr. Wir messen dem eine große
Bedeutung zu.

(Glocke des Präsidenten)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, die Geräuschkulisse ist fast
unerträglich, vor allen Dingen für die Rednerin.

Abg. Frau Raab, SPD:

Meine Damen und Herren, wir können zu Recht stolz auf
die Bilanz der beiden Einschätzungen sein, sowohl auf
die von accenture als auch auf die vom Fraunhofer-
Institut. Wir sollten unser Licht nicht unter den Scheffel
stellen, wie das im Medienausschuss von einigen Kolle-
gen der CDU-Opposition getan worden ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich greife gern die Worte von Herrn Professor Dr. Rom-
bach  auf,  der  sagte:  Das  Ergebnis beider Gutachten
– auch des Dialogs in den Regionen – zeigt eindeutig,
dass der Medienstandort Rheinland-Pfalz für die Medi-
en- und IT-Branche hervorragende Voraus-setzungen
bietet.

In keinem anderen Bundesland ist so detailliert eine auf
die Medien- und IT-Branche bezogene Bilanz erarbeitet
und nach dem Clustermodell mit hervorragenden Per-
spektiven dargestellt worden.

Veränderung durch Strategie ist das Leitbild. Dies ist
stringent: Mediengutachten, Dialog in den Regionen und
dieses neue Gutachten. – Ich selbst habe im vergange-
nen Jahr Regionalforen besucht. Meine Kolleginnen und
Kollegen und ich haben dabei festgestellt, dass von den
Oppositionsfraktionen leider sehr wenige Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer anwesend waren. Wir hätten uns

gewünscht, dass dieses wichtige Thema in Rheinland-
Pfalz breiter diskutiert wird.

Ich bin froh, dass am 3. Juni mit dem Multimediaforum
die neuen Ergebnisse breit vorgestellt und zahlreiche
Experten zu Wort kommen werden.

Es geht um traditionelle und neue Medien. Es geht um
die gesamte Branche, die der drittgrößte Sektor neben
der Chemie und neben dem Agrarbereich in Rheinland-
Pfalz ist. Rheinland-Pfalz hat nicht nur nach dem Gut-
achten hervorragende Voraussetzungen. Wir haben
gehört, dass in den Regionen jetzt schon Initiativen auf
den Weg gebracht werden. Wir können mit Stolz darauf
schauen, dass in der Region Koblenz-Mittelrhein der
größte europäische Internetprovider zu Hause ist und
ein IT-Businesspark auf den Weg kommt. Das Medien-
kompetenznetz im Medienbüro der Stadt Mainz hat eine
wichtige Mittlerfunktion. Die E-Government-Initiativen
der Landesregierung in Trier und Ludwigshafen sind zu
nennen. Alle Regionen zeigen dynamische Entwicklun-
gen durch den IT- und Medienbereich.

Klar ist, dass man hier Mittel konzentrieren muss, um
regionale Entwicklungen nach vorn zu bringen. Dies tun
auch andere Bundesländer erfolgreich. Bayern hat das
in ähnlicher Weise für den Bereich Biochemie getan.

Der 10-Punkte-Plan „Bilden, Beschäftigen, Wachsen“
beinhaltet zehn konkrete Felder, die nun konzentriert
bearbeitet werden. Wir halten dies für eine sauber vor-
bereitete und für eine gut durchdachte Strategie, die die
Medien- und IT-Branche in Rheinland-Pfalz weiterent-
wickeln wird.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Ich erteile der Frau Abgeordneten Huth-Haage das Wort.

Abg. Frau Huth-Haage, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Sonne
scheint derzeit überall in Rheinland-Pfalz. Der FCK
schafft den Klassenerhalt und Mainz 05 den Aufstieg in
die 1. Liga. Märchenhaft werden alle Fußballträume
wahr.

Märchenhaft, zumindest in Teilen, erscheint mir das
Gutachten der Landesregierung „Regionen und Bran-
chen im Wandel“, das uns eine herausragende Stellung
von Rheinland-Pfalz im Wettbewerb der Wirtschafts-
standorte suggeriert.

(Schwarz, SPD: Feststellt!)

Ein wesentlicher Teil des Gutachtens stellt die Zusam-
menfassung der Geschäftspotenziale der rheinland-
pfälzischen IT- und Medienindustrie nach Regionen und
Branchen dar. Diese Marktinformation, die für gut orga-
nisierte und strategisch denkende Player der „New Eco-
nomy“ ohnehin nichts Neues ist, bildet die Grundlage für
die gezielte Entwicklung von Clustern, die wir grundsätz-
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lich für richtig und gut halten. Doch der stark durch die
IT- und Medienlandschaft geprägte Ansatz scheint auch
im Blick auf erfolgreiche Clustermodelle in verschiede-
nen Ländern zu einseitig. So sind es sicherlich noch
viele andere Faktoren als nur IT-Infrastruktur und Kom-
petenz, die Dresden zum Innovationszentrum für die
Chipindustrie oder Graz zum Kompetenzzentrum für die
Automobilindustrie gemacht haben.

Wenn Rheinland-Pfalz mit einer Innovationsstrategie
erfolgreich sein will, braucht es Konzepte und Hand-
lungsempfehlungen mit mehr Tiefgang.

(Schwarz, SPD: Das steht im Gutachten!)

Das Gutachten bescheinigt Rheinland-Pfalz und damit
zugleich auch seinem Auftraggeber eine hohe Attrakti -
vität im Bundesvergleich. Nach einer Studie der Unter-
nehmensberatung Capgemini belegt Rheinland-Pfalz
Platz 1 in puncto Lebensqualität und Platz 2 in puncto
staatliche Verwaltung. Es ist sicherlich erfreulich, wenn
die Unternehmen im Land die Lebensqualität hoch be-
werten und die Verwaltung als schlank und effizient
einschätzen. Gleichzeitig bewegen wir uns aber bei
Steuern und Abgaben nur im Mittelfeld. Wir belegen
hintere Plätze bei den Standortfaktoren Verkehrsanbin-
dung, Arbeitskräfte sowie Forschung und Bildung.

(Beifall der CDU –
Schwarz,  SPD:  Ich weiß gar nicht, wie
man da klatschen kann! Das muss man

aufnehmen und darf nicht klatschen!)

Meine Damen und Herren, mir ist schleierhaft, wie man
aus dieser Bewertung ernsthaft ableiten kann, dass
Rheinland-Pfalz einen dritten Platz im Länderranking
bekommt.

(Zuruf des Abg. Schwarz, SPD)

Bei den aus der Sicht der Wirtschaft entscheidenden
Faktoren wie Verkehrsanbindung, Forschung und Bil-
dung sowie der Möglichkeit der Akquirierung von Ar-
beitskräften wird Rheinland-Pfalz schlecht bewertet. Man
kann natürlich hingehen und den Faktor Lebensqualität
viel stärker gewichten und dadurch das Ranking ver-
schieben. Ist das aber seriös? Bringt uns das wirklich
weiter?

(Beifall der CDU)

Die Schlussfolgerung im Gutachten, Rheinland-Pfalz
habe eine ausgezeichnete Ausgangsposition im Län-
derwettbewerb, ist schlichtweg falsch. Es müsste viel-
mehr heißen: Auf den entscheidenden Feldern hat
Rheinland-Pfalz noch viele Hausaufgaben zu machen. –
Das wäre die richtige Schlussfolgerung.

(Beifall der CDU)

Meine Damen und Herren, wir können vor dem Hinter-
grund der anstehenden Kommunal- und Europawahlen
verstehen,

(Ministerpräsident Beck: Lieber Gott!)

dass sich die Landesregierung gern mit Gutachten
schmückt. Die Zeit der Nabelschau ist aber vorbei. Defi-
zite bei den Wettbewerbsfaktoren Arbeitskräfte, For-
schung und Bildung können wir nicht ausschließlich, wie
im Gutachten vorgeschlagen, mit Maßnahmen im Be-
reich Hochschule und IT-Aus- und Weiterbildung behe-
ben. Wir brauchen ein gutes Ausbildungs- und Bildungs-
niveau in der Breite.

Ich kenne viele mittelständische Betriebe – das ist nun
einmal die Mehrzahl der Struktur der Betriebe in Rhein-
land-Pfalz –, in denen sich Mitarbeiter auch noch in
einem Alter von weit über 50 Jahren in komplexe IT-
Strukturen einarbeiten können. Entscheidend ist das,
was sie an Grundkenntnissen mitbringen, wenn sie aus
der Schule kommen.

(Lewentz, SPD: Aus der Volksschule!)

Daran hängt das. Das ist doch das Problem, das wir
haben.

(Beifall der CDU)

Wir warnen davor, in IT-Aus- und Weiterbildung das
alleinige Heilmittel zu sehen.

Meine Damen und Herren, wir haben bereits im Januar
von der CDU-Fraktion einen Antrag „Zukunft der Ausbil-
dung“ eingereicht. Wir haben konkrete Vorschläge auf
der Basis der Anhörung der Experten in der Enquete-
Kommission unterbreitet. Ich appelliere an die Landes-
regierung, diese Vorschläge endlich aufzugreifen und
umzusetzen. Dann schaffen wir auch in Rheinland-Pfalz
eine wichtige Grundlage für eine positive Entwicklung
von Clustern und letztlich auch von Beschäftigung.

Danke.

(Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmitz das Wort.

Abg. Dr. Schmitz, FDP:

(Lewentz, SPD: Wo ist der 05er-Schal?)

– Den hat Westerwelle mit nach Berlin genommen.

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte mich an den Aufgeregtheiten, die den
heutigen Morgen wieder einmal prägen, nicht beteiligen.
Ich schließe einfach einmal konstruktiv an das an, was
Frau Huth-Haage gesagt hat; denn zwischen den Zeilen
hat sie mehr Lob verteilt, als sie es wahrscheinlich vor-
hatte, um vor der eigenen Fraktion bestehen zu können.

(Vereinzelt Beifall bei FDP und SPD)

Frau Kollegin, eine kleine Richtigstellung: Es sind keine
Suggestionen, auf denen dieses Gutachten basiert, über
das wir jetzt diskutieren, sondern das sind Fakten und
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nichts als Fakten. Das, was Sie dann herausgehoben
haben, sind Handlungsempfehlungen. Auch die finden
sich im Gutachten so wieder. Das zeigt, dass Sie sich
mit der Materie befasst und sie durchdrungen haben. Sie
haben über das hinaus, was in diesem Gutachten als
hervorragende Position von Rheinland-Pfalz präsentiert
wird – das lassen wir nicht schlechtreden –, Dinge auf-
gegriffen, denen sich diese Regierung und denen sich
diese Fraktionen seit Jahren stellen. Sie mahnen an,
dass im Verkehrsbereich noch mehr getan werden
muss. Das ist richtig. Die Mobilitätsmilliarde ist die Ant-
wort, die diese Koalition in dieser Legislaturperiode
gegeben hat.

Sie mahnen an, dass die Anstrengungen im Bildungsbe-
reich zu verstärken sind. Das, was in Rheinland-Pfalz an
Ganztagsschulen läuft, und das, was jetzt mit
125 Millionen Euro zusätzlichen Mitteln im Hochschulbe-
reich und für Technologie eingestellt wurde, ist genau
das, was Sie zu Recht fordern. Das sind genau die Din-
ge, die die Fakten, die dieses Gutachten positiv be-
schreibt, ergänzen und die zu den Hausaufgaben zäh-
len, die Sie auch einfordern. Da erinnern wir uns alle an
unsere Schulzeit. Hausaufgaben musste man bis zum
Abitur machen, bis zur letzten Stunde. Selbst die Mus-
terschüler mussten Hausaufgaben machen. Das ist
keine Neuigkeit. Deshalb wird auch der Musterschüler
Rheinland-Pfalz weiter Hausaufgaben machen müssen.
Die befinden sich aber in guten Händen.

(Beifall der FDP und der SPD)

Frau Huth-Haage, darüber hinaus haben Sie natürlich
Recht, dass IT kein Selbstzweck ist. IT ist nichts, was
alleine funktioniert. IT ist nur im engeren Bereich eine
Branche für sich selbst und in der erweiterten Diskussion
als komplementäre Stütze anderer Wirtschaftsbereiche,
insbesondere auch im Dienstleistungsbereich, zu be-
trachten. Richtig ist es, dass das auch auf den Mittel-
stand und auf kleinere Firmen heruntergebrochen wer-
den muss. Nichts anderes sagt das Gutachten. Nichts
anderes sagen wir. Nichts anderes betreiben wir.

(Beifall der FDP und der SPD)

Meine Damen und Herren, dass man dann aber hingeht
und einen Erfolg für Rheinland-Pfalz, auf den wir mitein-
ander stolz sein sollten, weil wir nach eindeutiger Ein-
schätzung dieses in seiner Unabhängigkeit nicht ange-
zweifelten Gutachtens oberhalb des Mittelfelds liegen,
nicht mit einem Satz „Gut so“ erwähnt, finde ich schade.

(Beifall der FDP und der SPD)

Ich finde es schade, dass man nicht sagt, wie beispiel-
haft es ist, dass Rheinland-Pfalz Technologieförderung,
Vernetzung und Clusterbildung nicht mehr in den engen
Kategorien eines Ministeriums betreibt, sondern Tech-
nologieförderung als ganzheitliche Aufgabe zwischen
dem Hochschulministerium und dem Wirtschaftsministe-
rium angenommen und betrieben wird. Das ist eine
Vorgehensweise, von der sich andere Bundesländer
noch einige Scheiben abschneiden können.

(Beifall der FDP und der SPD)

Ich komme zum Schluss. Es gibt noch Dinge, die am
Rand dieses Gutachtens mitschwingen und andere
Branchen beleuchten, in denen es noch große Aufhol-
bedarfe gibt, beispielsweise in der Medizin, den Ge-
sundheits- und Pflegedienstleistungen und dem IT-
Bereich. Auf diesem Gebiet gibt es deutschlandweit
einen großen Nachholbedarf. Diesen sehen wir auch.
Auch das ist ein Feld der Zukunft.

Man darf nicht vergessen, dass dieses Feld neben der
IT-Vernetzung auch jede Menge Arbeitsplätze bieten
kann, wenn dafür die Finanzierungsgrundlagen ge-
schaffen werden und wir es schaffen, IT in diese Berei-
che hineinzubringen. Ganz am Rand: Die größte Bran-
che auch in unserem Land sind die Pflege- und Ge-
sundheitsberufe, die weit über die anderen Branchen
hinausgehen, die gemeinhin im Vordergrund stehen.

(Glocke des Präsidenten)

Das sollte man immer mit bedenken, wenn über IT,
Arbeitsplätze und Zukunftskonzepte gesprochen wird.

Vielen Dank.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Ich freue mich, weitere Gäste im Landtag begrüßen zu
können, und zwar Damen und Herren aus der Ortsge-
meinde Eichen sowie Schülerinnen und Schüler der
Regionalen Schule Simmern. Seien Sie herzlich be-
grüßt!

(Beifall im Hause)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Braun.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Seltsam ist es schon, dass die CDU klatscht, wenn fest-
gestellt wird, dass Rheinland-Pfalz hinten und nicht vorn
liegt. Ich glaube, man muss deutlich machen, dass wir
eine neutrale Beurteilung von solchen Gutachten benöti-
gen und nicht die Lust am Untergang und daran pflegen
sollten, dass Rheinland-Pfalz einmal wieder weiter hin-
ten liegt, als es die Regierung darstellen will. Ich glaube,
es ist wichtig, das festzustellen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hatte versucht, es in meiner Zwischenfrage zu er-
wähnen, dass der dritte Platz nicht heißt, dass wir in der
Wirtschaftskraft und in der Dynamik auch nicht im IT-
Bereich auf dem dritten Platz liegen, sondern gute wei-
che Standortfaktoren haben, die wir pflegen müssen.

Es ist nun einmal eine Sache von Gutachten, dass oh-
nehin jeder das herausliest, was er vorher auch schon
gedacht  hat.  Das  Gutachten  sagt  auch,  wir  müssen
– das steht auf Seite 86 – nicht mehr so viel in die Ver-
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kehrsinfrastruktur investieren. Hier unterscheiden wir
uns.

Ich zitiere aus dem Gutachten: „Die Verkehrsinfrastruk-
tur“ – –

(Zuruf des Abg. Creutzmann, FDP)

– Hören Sie zu, ich zitiere.

– – „ist vergleichsweise gut. Trotzdem Rheinland-Pfalz
ein Flächenland mit zum Teil doch dünn besiedelten
Gebieten ist, bietet es gute Verbindungen zwischen den
verteilt liegenden Oberzentren.“ – Im nächsten Abschnitt
wird problematisiert, dass ein Mangel an Verfügbarkeit
von qualifiziertem Personal vorhanden ist und es genau
daran liegt, dass sich in Rheinland-Pfalz die IT-Branche
nicht so entwickeln kann, weil wir Spezialkräftemangel
haben.

Das heißt  für die  Politik,  dass  wir investieren müssen
– Sie werden sich nicht wundern, wenn ich das jetzt
sage –, und zwar nicht in den Straßenbau, sondern in
die Bildung. Diese Problematik ist schon lang erkannt.
Wir bereden in der Enquete-Kommission 14/2 „Zukunft
der Arbeit“ immer, dass in Zukunft die Bildung der ent-
scheidende Standort für Investitionen sein wird. Das ist
nicht nur die Hochschullandschaft, sondern die gesamte
Bildungskette, nämlich vom Kindergarten zu den Schu-
len bis hin zu der Quote der Studierenden.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Gutachten steht, dass Rheinland-Pfalz mit einer
Studienberechtigtenquote von 36,8 % bundesweit auf
Platz 10 liegt. Natürlich sind Städte meistens vorn dran.
Damit können wir leben. Platz 10 kann uns jedoch bei
der Zugangsberechtigung zum Studium nicht zufrieden
stellen. Das heißt, wir brauchen die Investitionen im
Bildungsbereich, und zwar bereits im Schulbereich.

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros)

Hier sind wir den einen oder anderen Schritt gegangen.
Die entscheidende Marge für die Investition ist nicht die
Verkehrsinfrastruktur in Rheinland-Pfalz, weil wir ohne-
hin an der Rheinschiene sehr gut liegen. Die Entschei-
dung für Investitionen wird in Zukunft allein die Bildung
sein und der andere weiche Standortfaktor Lebensqua-
lität. Deswegen müssen wir in der Politik in diesen bei-
den Bereichen vermehrt Anstrengungen unternehmen.
Nur so können wir uns von anderen Bundesländern
unterscheiden. Wir stehen nun einmal in Konkurrenz zu
anderen Bundesländern.

Wir haben am Rand von Rheinland-Pfalz beispielsweise
die Universität Mannheim, die im Bereich Betriebswirt-
schaft bundesweit führend ist.

(Dr. Schiffmann, SPD: So ist es!)

– Herr Schiffmann, wir kennen das. Wir waren beide
dort, und zwar der eine als Lehrender und der andere
als Lernender. Wir haben solche Möglichkeiten, die nach
Rheinland-Pfalz ausstrahlen.

Wir müssen von uns aus die Studienzugangsberechti-
gung erhöhen. Das kann das Land leisten. Dafür ist das
Land originär zuständig. Ich glaube, einen solchen un-
problematischen Aufschlag, wie ihn uns die Studie bie-
tet, können wir sonst nicht haben. Das Land ist in der
Pflicht, das umzusetzen, was die Studie fordert. Das
kann das Land aus eigener Kraft. Hier hätte ich gern die
Unterstützung vonseiten der anderen Oppositionspartei,
die endlich einmal sagen könnte: Okay, wir machen die
Offensive, damit dieses Land nach vorn kommt.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Es spricht der Chef der Staatskanzlei.

Stadelmaier, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Huth-
Haage, ich glaube, die deutsche Märchenstraße verläuft
nicht in Rheinland-Pfalz. Dieses Gutachten sagt in einer
deutlichen Klarheit, was wir in Rheinland-Pfalz erreicht
und wo wir die richtigen Entscheidungen gefällt haben,
die Sie im Übrigen im Wesentlichen immer kritisiert
haben. Sie waren mit den Gründerzentren und dem
Aufbau der Institute nicht zufrieden. Sie müssen heute
feststellen, dass wir damit die richtigen Weichenstellun-
gen vorgenommen haben.

(Beifall der SPD und der FDP)

Dies zeigt deutlich, dass wir natürlich in einer sich un-
glaublich dynamisch entwickelnden Branche neue
Schwerpunkte setzen und auf Entwicklungen reagieren
müssen. Das ist ganz selbstverständlich. Wir geben
Gutachten in Auftrag, um diese Dinge zu erfahren.

Ich habe vorhin schon einmal gesagt, dass wir insge-
samt auf einem ganz guten Platz landen. Das macht
Mut. Es ist aber auch nicht mehr. Es wird in gar keiner
Weise bestritten, dass wir in bestimmten Bereichen noch
mehr tun müssen. Wir setzen dazu die richtigen
Schwerpunkte. Natürlich setzt das Programm „Fünfmal
25 Millionen Euro“ auf Bildung und Hochschule. Sie
können sicher sein, dass es selbstverständlich auch auf
den technologischen Fortschritt im Bereich der Inform a-
tionstechnologien setzt.

(Beifall der SPD und der FDP)

In diesem Bereich kann sich der Schwerpunkt Kaisers-
lautern sehen lassen. Diejenigen, die unter Ihnen die
Diskussion um die Exzellenzzentren an Universitäten
verfolgen, werden wissen, dass die Entscheidung der
Landesregierung und des Hochschulministers für diese
Fragestellung in Kaiserslautern dazu geführt hat, dass
diese zu den Institutionen gehören, die nicht nur in
Deutschland, sondern europaweit konkurrenzfähig und
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in der Lage sind, entsprechende Mittel zu generieren.
Das hat mit politischen Entscheidungen zu tun.

(Beifall der SPD und der FDP)

Dieses Gutachten zeigt auch, dass wir dies auch in
anderen Bereichen tun sollten. Das werden wir auch
machen. Wir werden dies zu diskutieren haben. Für
meinen eigenen Bereich finde ich die Anregung, in
Mainz über eine universitäre Absicherung von Medien-
technik nachzudenken, eine außerordentlich interes-
sante Anregung.

Ich will zu einem zweiten Bereich noch etwas sagen,
nämlich dass sich die Dinge ein Stück weit verändern
und wir reagieren müssen. Der Kollege Bauckhage und
der Kollege Glahn haben völlig richtig die Frage der
Finanzierung des Mittelstands im Zusammenhang mit
Informationstechnologien aufgegriffen.

Ich war neulich in Niederfischbach in einer Firma, die im
Bereich Logistik außerordentlich gute Ergebnisse zeigt
und die trotzdem große Schwierigkeiten hat, die Finan-
zierung von Banken für bestimmte Projekte, die erfolg-
reich sind, zu bekommen. Sie entwickelt für Porsche das
System, wie die Karosserien aus Bratislava nach Stutt-
gart bzw. nach Leipzig transportiert werden.

Wir brauchen ganz eindeutig in dem Bereich eine staat-
liche Initialzündung dafür, dass Bewertung von solchen
Projekten durch Banken auch möglich wird. Ich bin au-
ßerordentlich dankbar, dass das Wirtschaftsministerium
dies im Rahmen unseres 10-Punkte-Programms auf den
Weg bringt. Natürlich versprechen wir uns davon, dass
wir Erleichterung für mittelständische Industrie in dem
Bereich schaffen.

(Beifall bei SPD und FDP)

Sie mögen daraus ablesen:

1. Wir lassen uns nicht beirren, dass dies ein wesentl i-
cher Schwerpunkt der Politik ist. Ich freue mich, dass in
einem Teil der Union – bei Herr Dr. Gölter und bei Ihnen,
Frau Huth-Haage will ich das auch unterstellen – die
übliche Polemik doch so langsam anfängt zu weichen
und man sich ernsthaft mit Zukunftsfragen dieses Lan-
des in diesem Bereich auseinander setzt.

2. Kurzfristig haben wir, aus diesem Gutachten abgelei-
tet, einige Dinge auf den Weg gebracht, bei denen wir
glauben, dass sie für dieses Land wichtig sind. Dazu
zählt auch zum Beispiel unsere Beteiligung an dem
Projekt „Gesundheitskarte“. Dieses Projekt zeigt im
Übrigen einen Punkt, über den wir sehr ernsthaft auch
noch diskutieren müssen. Dass dies alles Entscheidun-
gen sind, die uns für bestimme Projekte, und für be-
stimmte Standorte und gegen andere, abverlangt wer-
den ist ein Punkt, der in diesem Gutachten sehr deutlich
wird. Den werden wir im Detail noch einmal diskutieren
müssen. Natürlich ist es im Bereich „Gesundheitskarte“
so gewesen, dass verschiedene Regionen aus dem
Land gute Angebote gemacht haben. Aber in Trier wa-
ren die Voraussetzungen für dieses Projekt optimal.
Dann müssen die knappen Mittel, die wir dafür einset-
zen, dorthin fließen.

3. Wir werden nicht nachlassen, auch in den großen
Bereichen Hochschule und Forschung die Vorausset-
zung dafür zu schaffen, dass wir den Wettbewerb auf
diesem Gebiet bestehen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Für die SPD-Fraktion spricht Frau Abgeordnete Grosse.

Abg. Frau Grosse, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren! Ich möchte noch kurz darauf eingehen, was
Frau Kollegin Huth-Haage zu diesem Gutachten gesagt
hat.

Ich erwarte nicht, dass Sie der Landesregierung nonstop
Beifall klatschen, wenn Sie ein solches Gutachten in die
Hand bekommen. Ich halte es aber schon für schwierig
und finde es sehr schade, wenn Sie dadurch, dass Sie
die Ergebnisse dieses Gutachtens, die nicht etwa sugge-
riert, sondern festgestellt werden, so herunterreden und
damit auch, glaube ich, dem Standort Rheinland-Pfalz
überhaupt keinen Gefallen tun mit dem, was Sie erzäh-
len. Ich finde, eine solche Umgehensweise ist sehr
schwierig, weil ich es für überaus wichtig halte, dass wir
mit sehr viel Stolz und mit sehr viel Inbrunst nach außen
treten und sagen: Rheinland-Pfalz nimmt natürlich auf-
grund unterschiedlicher Parameter den Platz 3 ein. – Ich
kann mir gut vorstellen, wenn in Baden-Württemberg ein
solches Gutachten veröffentlicht worden wäre, dann
wäre die Resonanz eine ganz andere. Das ist auch
etwas, was in dem Gutachten zum Ausdruck kam, dass
nämlich Rheinland-Pfalz noch nicht selbstbewusst mit
solchen Ergebnissen umgeht. Rheinland-Pfalz ist ein
sehr guter IT- und Medienstandort in primären wie auch
in sekundären Branchen, allerdings wird es in Rhein-
land-Pfalz noch nicht genug wahrgenommen. Ich fürch-
te, wenn wir so damit umgehen, wie die CDU das eben
getan hat, werden wir auch nicht weiterkommen.

Ich plädiere sehr dafür, dass wir sehr selbstbewusst
damit umgehen und auch klarmachen, welche arbeits-
marktpolitischen Chancen in diesem Gutachten stecken
und wie gut wir in Rheinland-Pfalz aufgestellt sind, was
unsere Arbeitsmarktpolitik angeht. Wenn ich mit ansehe,
was die Branchenanalysen in diesem Gutachten aussa-
gen, die sekundären Branchen, Chemie, Landwirtschaft
und Handwerk, die untersucht worden sind, wie viel
arbeitsmarktpolitische Chancen darin stecken, wie viele
Arbeitsplätze dadurch gesichert oder – wie es im Gut-
achten heißt – veredelt werden können, dann ist das für
Rheinland-Pfalz von außerordentlich großer Bedeutung.

Wir haben auch viel vom Mittelstand gesprochen. Natür-
lich ist der Mittelstand aufgrund der Situation in Rhein-
land-Pfalz ein ganz außerordentlich wichtiger. Es ist
richtig – der digitale Mittelstand ist angesprochen wor-
den; die Unterstützung der Landesregierung ebenso –,
dass das außerordentlich wichtig ist. Die einzelnen
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Analysen in diesem Gutachten, die Cluster, die dann
natürlich heruntergebrochen werden müssen auf die
regionalen Situationen, sind, was die Handlungsem p-
fehlungen angeht, außerordentlich wertvoll. Es geht jetzt
darum, zu sehen, wie wir das in die einzelnen Regionen
weiterbringen können. Es geht darum, dass wir diese
wertvollen Hinweise, die wir aus diesem Gutachten
bekommen haben, weiter verwenden können.

Meine Damen und Herren, dieses Gutachten zeigt, dass
wir in Rheinland-Pfalz – ich habe es schon am Rande
erwähnt – sehr gut aufgestellt sind. Das heißt aber nicht,
dass wir stehenbleiben dürfen. Natürlich müssen wir uns
weiterentwickeln. Das ist klar geworden, als das Gut-
achten vorgestellt worden ist. Rheinland-Pfalz hat sehr
gute Voraussetzungen, was den Standort angeht. Wir
müssen aber sehen, dass wir diese Voraussetzungen
beibehalten und wir uns gegebenenfalls weiterent-
wickeln. Ich glaube, dass das Gutachten insgesamt für
die weiteren Handlungen und Handlungsempfehlungen
eine exzellente Grundlage bietet.

Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Für   die   CDU-Fraktion   spricht  Herr   Abgeordneter
Mittrücker.

Abg. Mittrücker, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen, meine
Herren! Ob wir uns in der IT-Branche bewegen, oder ob
wir uns in der Wirtschaft bewegen, „Innovationen“ ist das
Schlagwort, das wir brauchen, um unser Land weiterzu-
entwickeln.

Wenn wir von Innovationen sprechen, dann hat eine
Innovation vier Stufen, einmal die Idee als solche, dann
die Umsetzung dieser Idee und die Akzeptanz der Bür-
gerinnen und Bürger und die Umsetzung und Anwen-
dung der neu gefundenen Lösung von den Bürgern.

Diese vier Stufen müssen wir immer im Auge behalten,
wenn wir uns über IT und über Wirtschaftsfragen unter-
halten. Das möchte ich vorausschicken.

Mit Ihrer „Gutachtermanie“ – ich mache es einmal pla-
stisch: 500.000 Euro zum Ersten, 100.000 Euro zum
Zweiten – muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen, sind Sie
von den vier Stufen auf der ersten hängengeblieben, auf
der Ideenfindung, auf der Ideengebung. In diesem Gut-
achten ist keine Umsetzung. In diesem Gutachten ist
keine Akzeptanz von den Bürgerinnen und Bürgern
hinterfragt und auch keine Anwendung zu erkennen.

Insofern haben wir die vier Stufen noch lange nicht er-
reicht. Deswegen können Sie sich nicht hier hinstellen
und von Erfolgen reden, wenn wir nur eine Stufe der
gesamten Leiter gegangen sind.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Landesre-
gierung, Professor Hombach hat natürlich auftragsge-
mäß ein Gutachten erstellt und Richtiges formuliert, das
allerdings Allgemeingut zu sein hat. Ich muss Ihnen
offen und ehrlich gestehen, wenn Sie von Cluster-
bildung reden, wenn Herr Professor Hombach von Clus-
terbildung spricht, hat er vollkommen Recht, aber das ist
Allgemeingut. Das finden Sie weltweit überall umgesetzt.
Das kann nicht mehr mit der Gießkanne gemacht wer-
den. Dazu brauche ich kein Gutachten. Das müsste die
Landesregierung selbst wissen.

(Beifall bei der CDU)

Natürlich ist es klar, dass auch die SPD besondere
Schwierigkeiten hat, vom Gießkannenprinzip hin zur
Clusterbildung zu gehen. Das hat sich wiederum in dem
10-Punkte-Programm deutlich gezeigt.

Im Zusammenhang mit dem 10-Punkte-Programm reden
Sie schon wieder von 58 Millionen Euro pro Jahr, die Sie
im IT-Bereich investieren. Seit Jahren fordern wir eine
Auflistung dieser Aktivitäten, um zu zeigen, was Sie mit
diesem Geld machen. Seit Jahren sind Sie nicht in der
Lage, uns nachzuweisen, wo diese 58 Millionen Euro
bleiben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, mit dem 10-Punkte-
Programm schmücken Sie sich mit fremden Federn,
50 % der Bürgerinnen und Bürger in Rheinland-Pfalz
wären online. Ist das Ihr Verdienst, oder ist das das
Verdienst der guten Leute in Rheinland-Pfalz?

(Glocke des Präsidenten)

Meine Damen und Herren, setzen Sie Ihre Ideen um,
wenn Sie Ideen haben. Prüfen Sie ihre Akzeptanz und
ihre Anwendung bei den Bürgerinnen und Bürgern.
Dann sind wir im IT-Bereich auf der richtigen Seite.
Malen Sie keine Luftschlösser, sondern bleiben Sie bei
konkreten Vorschlägen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Grimm:

Für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter Dr. Schmitz
das Wort.

Abg. Dr. Schmitz, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Mittrücker, Sie haben Recht, es ist das
Verdienst der guten Leute in Rheinland-Pfalz an allerers-
ter Stelle.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Diese guten Leute haben uns gewählt, und wir haben sie
nicht enttäuscht.

(Beifall bei FDP und SPD)
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Um mit gewissen Vorbehalten aufzuräumen, möchte ich
noch einmal auf die tatsächlichen Inhalte in zweieinhalb
Minuten zurückkommen. Dann ist die Diskussion an
sich, was die Attraktivität des Standorts angeht, beendet.
Wir sind nicht in Detailergebnissen hinter Bayern und
Baden-Württemberg Dritter geworden, sondern im Ins-
gesamtergebnis, in der Gesamtwertung aller Faktoren.
Das ist ein Ergebnis, das sich nicht kleinreden lässt.
Basta!

(Beifall der FDP und der SPD)

Wenn Sie bedenken, dass die Punkte, auf die Sie nega-
tiv abstellen, die Bereiche „Bildung, Forschung und
Verkehrsanbindungen“ noch immer Platz acht und neun
von 16 einnehmen, ist das immer noch solides Mittelfeld,
dann relativiert das Ihr Schlechtreden.

(Beifall des Abg. Creutzmann, FDP)

Wenn Sie sehen, dass wir bei der Lebensqualität auf
Platz 1 von 16 sind und im Bereich der staatlichen Ver-
waltung auf Platz 2 von 16, dann sollte man über die
Insgesamtbewertung so wenig streiten, wie es die Gut-
achter getan haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall der FDP und der SPD –
Zurufe  der  Abg.  Frau  Grützmacher  und
Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Das Wort hat noch einmal Herr Abgeordneter Dr. Braun.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Dr.
Schmitz, es ist nun so, dass es nicht an der Landesre-
gierung liegt, dass die Lebensqualität in Rheinland-Pfalz
so gut ist. Das liegt vielleicht am Angebot der Winzer in
Rheinland-Pfalz und an der Landschaft. Die wurde nicht
von Ihnen moduliert.

(Zurufe von der FDP –
Frau Raab, SPD: Es liegt an den Schulen

und Kindergärten!)

Zu sagen, dass die Plätze acht und neun einen guten
Mittelplatz darstellen, wenn man bedenkt, dass meistens
die fünf neuen Bundesländer die letzten Ränge belegen,
dann ist das kein sehr guter Mittelplatz, auch bei den
Flächenländern nicht.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der CDU)

Ich habe schon zur CDU gesagt, sie soll es nicht
schlechtreden, aber das Jubilieren allein hilft auch nicht.

Ich will auf zwei Aspekte eingehen. Das eine ist, im
Bereich Bildung ist uns – das steht auch im Gutachten –
die Weiterbildung ganz wichtig. Es geht darum, lebens-

langes Lernen auch umsetzen zu können. Bei der Wei-
terbildung haben die Hochschulen, gerade im IT-
Bereich, eine große Aufgabe.

Das heißt, wir wollen nicht nur junge Menschen ausbil-
den, sondern wir müssen – weil die Innovationszyklen
immer kürzer werden – die Weiterbildung massiv unter-
stützen und innerhalb von zehn Jahren, von fünf Jahren
Menschen immer wieder auf neue Produkte, auf neue
Verfahrenstechniken umschulen und weiterbilden kön-
nen.

Ich glaube, das ist eine der großen Aufgaben, die auf die
Hochschulen zukommen und die wir umsetzen müssen.
Ob Sie das mit den 25 Millionen Euro hinbekommen,
dass es in Rheinland-Pfalz Wirkung hat, werden wir
beobachten.

(Creutzmann, FDP: 125 Millionen Euro!)

Das Zweite, was ich noch einmal sagen will, ist, wir
brauchen über dieses Gutachten im  IT-Bereich  hinaus
– jetzt werden Sie sagen, nicht noch weitere Gutach-
ten – natürlich Potenzialanalysen in anderen Bereichen,
beispielsweise  Medizintechnik – Sie haben es ge-
nannt –, ein ganz großer Bereich für die Zukunft, aber
auch Energiedienstleister und Energietechnik.

Wir werden innerhalb der nächsten 20 Jahre in der Bun-
desrepublik viele hundert Milliarden Euro im Energiebe-
reich investieren müssen. Deshalb brauchen wir dafür
auch eine Potenzialanalyse, damit wir in Rheinland-Pfalz
nicht außen vor bleiben, weil wir beispielsweise bei der
Energiegewinnung in Rheinland-Pfalz weit hinter dem
Durchschnitt der Bundesländer zurückliegen, weil wir nur
ein Drittel unseres Stroms in Rheinland-Pfalz erzeugen.

(Schwarz, SPD: Wir leben auf keiner
Insel! Wir leben in Europa, in einem

weltweiten Energieverbund!)

– Herr Schwarz, wir haben ein Potenzial, neue qualifi-
zierte Arbeitsplätze zu schaffen. Das sollte nicht nur im
IT-Bereich, sondern auch in anderen Branchen durchaus
untersucht werden, wo das Potenzial vorhanden ist. Das
sollten auch die nächsten Schritte sein.

Die nächsten Schritte einzuläuten, ist Sache der Politik.
Die Politik muss dafür sorgen, dass wir zeitnah, vielleicht
in der Enquete-Kommission, vielleicht in anderen Struk-
turen, zu solchen Potenzialanalysen kommen.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Ministerpräsident Beck.

Beck, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ich habe noch einmal um das Wort
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gebeten, weil mir in der Debatte, zumindest im letzten
Teil der Debatte, doch eine Gefahr im Zusammenhang
mit der Beurteilung dieser Gutachten aufzukommen
scheint, nämlich die Gefahr, dass wir dieses Gutachten
sozusagen unter dem Gesichtspunkt „entweder Be-
trachtung der unmittelbaren IT-Branche oder andere
Wirtschaftszweige“ betrachten.

Zum Vorteil dieses Gutachtens – übrigens regional und
auf Wirtschaftsschwerpunkte heruntergebrochen – ist
aufzuzeigen, dass es hinsichtlich dieser Clusterbildung
zwei Ansätze gibt, die in unserem Land tragfähig er-
scheinen.

Zum einen dort, wo wir die Voraussetzungen von einem
Nukleus aus haben, also von einer Hochschule oder von
Forschungsinstituten aus, mit Unterstützung und mit
Rahmenbedingungen, die wir schaffen, in die Wirtschaft
hineinzuwirken.

Ich finde, Kaiserslautern ist ein geradezu exzellentes
Beispiel, wie dies gelungen ist.

(Beifall der SPD und der FDP)

Im Übrigen dann wiederum auch mit entsprechender
Rückwirkung. Wenn Sie schauen, was sich dort an Un-
ternehmen gebildet hat, die weltweit ihre Kundinnen und
Kunden haben, beispielsweise im Bereich angewandter
Mathematik, dann spüren Sie auch zum anderen, wie
sehr diese Anwendung wiederum zurückwirkt und uns
Chancen im Bereich der Fraunhofer-Institute gibt, die wir
dort haben, wiederum Grundlagen, aber auch anwen-
dungsbezogene Angebote zu machen.

Das ist einer der Punkte. Ein zweiter: Schauen wir uns
beispielsweise einmal Ludwigshafen an. Ich muss sa-
gen, als ich das Gutachten gelesen und einen Schwer-
punkt „IT Ludwigshafen“ gesehen habe, habe ich zuerst
gestutzt.

Wenn man sich mit der Sache auseinander setzt, wird
deutlich, dass wir dort eher den umgekehrten Fall ha-
ben, dass wir dort eine Exzellenz im Bereich der Wirt-
schaft, der Forschung und der Anwendung von For-
schung in der Wirtschaft haben und es jetzt darauf an-
kommt, dass wir dies durch entsprechende Angebote im
Bereich der IT-Technologien, der Weiterentwicklung und
der innovativen Entwicklungen in diesem Bereich unter-
mauern und unterfüttern.

Beide Faktoren sind dort angesprochen. Ich finde, das
ist schon ein hochinteressantes und spannendes Ergeb-
nis. Andere mögen klüger sein. Ich habe es bisher, zu-
mindest in diesem Zusammenhang und auf Regionen
unseres Landes heruntergebrochen, nirgendwo nach-
vollziehen können, dass wir einen solchen Ansatz wie in
unserer Politik  haben.

Der Kollege Stadelmaier hat, bezogen auf die Initiativen
des Wissenschaftsministerium, des Wirtschaftsministeri-
ums, auf die Initiativen beider Ministerien gemeinsam mit
Sektoren und auf die Initiative im unmittelbaren Bereich
der Medien der Staatskanzlei deutlich gemacht, dass wir
erste Schwerpunkte nicht nur gebildet, sondern auch auf
den Weg gebracht haben, in der Umsetzung haben und

andere, die wir für richtig erkannt haben, voranbringen
und entsprechend fördern.

Ich denke, das ist ein lohnender Ansatz. Es wäre auch
ein Missverständnis, würde jemand formulieren „das
eine oder das andere“, Herr Kollege Dr. Braun.

Ich habe es zumindest im Gutachten nicht lesen können,
dass die klassische Infrastruktur keine Bedeutung mehr
habe.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das hat er auch nicht gesagt!)

Sie ist teilweise gut und an anderen Stellen noch ergän-
zungsbedürftig.

Es hat keinen Sinn, dass wir mit einer Brille, bei der das
eine Glas aus Milchglas besteht, durch die Gegend
laufen. Wir haben noch Bedarf.

Man sieht auch, wenn man die Chancen zur Clusterbil-
dung betrachtet, dass das auch mit der geographischen
Lage in unserem Land nicht unbedeutend etwas zu tun
hat, weil auf dieser Grundlage bestimmte Voraussetzun-
gen gewachsen sind und sich entwickelt haben. Wir
müssen versuchen, ausgleichend und chancenvermit-
telnd in diesem Zusammenhang zu wirken.

Natürlich ist es wichtig, dass unter der Betrachtung, die
in besonderer Weise angestellt werden muss, nämlich
die fachliche Kompetenz von Menschen zu fördern,
damit sie zur Verfügung stehen, die Chancen dann auch
ergriffen und ausgenutzt werden können.

Natürlich ist es wichtig, dass wir dort in besonderer Wei-
se in Bildung, Ausbildung, in Hochschulen und auch in
Weiterbildung – ich will es ausdrücklich unterstreichen –
investieren und diese fördern.

Das machen wir auch. Ich muss das nicht wiederholen.
Da ist doch eine Menge auf den Weg gebracht, meine
Damen und Herren.

Wir können uns gerade, was diese Frage der schuli-
schen Aufarbeitung, der Herausforderungen dieser Zeit,
um Zukunft zu gewinnen, angeht, mit allen Ländern in
Deutschland gut messen, meine Damen und Herren.

(Beifall der SPD und der FDP)

Über die Hochschulen ist in diesem Zusammenhang
geredet worden. Ich will es nur sagen, damit nicht ge-
sagt wird, er habe die Hochschulen nicht erwähnt. Aber
ich muss nicht wiederholen, was andere diesbezüglich
gesagt haben.

Ich denke, dass es auch ein Missverständnis wäre,
würden wir uns wirklich dazu verstehen. Das sollte uns
auch nicht, wozu auch immer, zwei Wochen vor einer
Wahl übermannen oder überfrauen.

Wir sollten uns nicht in eine Situation begeben, die Ent-
wicklungen dieses Landes immer unter dem Gesichts-
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punkt zu betrachten: Wer kann sich auf die Schultern
schlagen? – Darauf kommt es überhaupt nicht an!

(Beifall der SPD und der FDP –
Zurufe von der CDU)

Es kommt im Übrigen auch nicht darauf an, wer am
heftigsten Kritik üben kann und das Land am schlechte-
sten reden kann. Darauf kommt es noch weniger an,
meine Damen und Herren.

(Beifall der SPD und der FDP)

Es wäre doch in einer freiheitlich und marktwirtschaftlich
organisierten Gesellschaft ein Anachronismus, wenn
eine Landesregierung sagen könnte: Wir waren es. –
Wir können es gar nicht allein sein. Wir können Rah-
menbedingungen und Voraussetzungen schaffen, und
die sind in Rheinland-Pfalz so schlecht nicht gegeben,
meine Damen und Herren.

(Beifall der SPD und der FDP –
Creutzmann, FDP: So ist es!)

Ich möchte einmal hören, was von diesem Pult aus
geschehen würde, wenn wir nicht an drittgünstigster
Stelle, sondern an drittschlechtester Stelle auf dem
Arbeitsmarkt liegen würden, meine Damen und Herren.
Aber wir sind Drittbester, und im letzten Winter waren wir
in einer Reihe von Arbeitsmarktfaktoren zusammen mit
Bayern an zweiter Stelle. Wir werden dies miteinander
schaffen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Es wurde von den weichen und von den harten Faktoren
gesprochen. Frau Kollegin, schauen Sie sich einmal die
Gutachten, die es gibt, genau an. Rechnen Sie einmal
die weichen Faktoren, die München zugerechnet wer-
den, aus den bayerischen Faktoren heraus und sehen
Sie, wie es dann aussieht.

(Beifall der SPD und der FDP –
Creutzmann, FDP: So ist es!)

Ich tue das nicht, weil es dummes Zeug wäre. Der Wurm
muss  immer  dem  Fisch  und  nicht  dem Angler
schmecken. Es ist in Ordnung, wenn die Leute dorthin
gehen, wo es spannend ist. Wir wollen so spannend und
so gut werden, dass noch mehr Leute zu uns kommen
und bei uns ihre Investitionen tätigen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich bitte Sie, dies zu berücksichtigen.

Aber uns vorzuhalten, bei uns zählten nur die weichen
Faktoren, und so zu tun, als wäre dies nicht gerade ein
bedeutender Faktor für München, ist unredlich. Wenn
Sie den Raum München aus Bayern herausrechnen,
machen Sie die Rechnung noch einmal auf.

Dies ist eine theoretische Betrachtung, aber ich halte sie
Ihrer Horrorszenario-Malerei entgegen, in der Sie sagen,
wenn wir nicht weiche Faktoren hätten, wären wir nicht
so weit vorn.

Nein, wir müssen alles miteinander nach vorn bringen.
Wir haben uns in den letzten Jahren zunehmend an-
strengen müssen, um im industriellen, im gewerblichen
und im technologischen Bereich aus einer relativen
Monostruktur herauszukommen und Breite gewinnen zu
können. Das ist keine Frage. Es ist uns auch nicht leicht
gefallen, als IBM seine Produktionsstätten geschlossen
hat, für eine Übergangsphase, die nun überwunden ist,
einzusteigen und zu sagen, die Chancen, die in den
Reinräumen für entsprechende Hochtechnologie liegen,
wollen wir nicht brachfallen lassen, sondern wir gehen
das Risiko ein, vorübergehend unternehmerisch tätig zu
werden, wissend, dass wir ordnungspolitisch so bald wie
möglich aussteigen wollen. Ich habe gestern Abend wie
auch viele andere die Gelegenheit gehabt, mit dem VDI
Gespräche zu führen. Ich habe mich darüber gefreut,
dass uns die Botschaft erreicht hat, dass es eine sehr
gute Chance gibt, dass an dieser Stelle eine neue pri-
vate unternehmerische Entwicklung einsetzt.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich sage doch ausdrücklich, dass wir uns selbstkritisch
betrachten müssen und wir wissen, dass wir an vielen
Stellen etwas tun müssen, um die Entwicklung in Gang
zu halten, weil sie manchmal stockt, und um sie dort
anzustoßen, wo Anstöße notwendig sind. Dabei hilft
dieses Gutachten ganz ohne Zweifel.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch einmal
sagen – ich meine dies nicht parteipolitisch –, hätte
jemand unserem Land Rheinland-Pfalz vor 20 oder
25 Jahren zugetraut, dass von einem rheinland-
pfälzischen Institut ein bundesweit geachtetes und in
seiner Objektivität und den darin steckenden Fähigkeiten
unbestrittenes Gutachten zu einem solchen Thema
erstellt werden kann? – Ich denke, wir sollten die Kirche
im Dorf lassen, was Kritik anbelangt. Kritik muss sein.
Sie gibt Anstöße, das ist keine Frage. Aber es gibt kei-
nen Grund, das, was wir in diesem Land erreicht haben,
herunterzureden, sondern es gibt allen Grund dafür, sich
weiterhin anzustrengen. Wir haben eine gute Basis dafür
geschaffen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, den Fraktionen stehen noch
insgesamt sechs Minuten Redezeit, das heißt, jeder
Fraktion eineinhalb Minuten, zur Verfügung. Ich erteile
Herrn Abgeordneten Dr. Böhr das Wort.

Abg. Böhr, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Ministerpräsident, in dem letzten Punkt sind wir
uns völlig einig. Wir sind uns einig darüber, dass wir uns
auch weiterhin anstrengen müssen und wir heute versu-
chen müssen, die Weichen so zu stellen, dass auch
noch in ein paar Jahren – das sage ich nun ganz offen
und freimütig – die, jedenfalls in Teilen, relativ guten
wirtschaftlichen Indikatoren, die wir als Land vorweisen
können, bestehen.
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Aber wenn Sie die Rede meiner Kollegin, die ich sehr
aufmerksam verfolgt habe, als die Beschreibung eines
Horrorszenariums darstellen, weiß ich nicht, welche
Rede Sie gehört haben. Es war jedenfalls nicht die Rede
der Kollegin Simone Huth-Haage.

(Beifall der CDU)

Das ist der Punkt, der es manchmal so schwer macht,
eine Debatte sachlich zu führen. Wenn eine differen-
zierte Kritik geübt wird, wird sofort die Keule herausge-
nommen und gesagt, wir redeten das Land schlecht. Wir
reden das Land doch nicht schlecht, wir reden die Men-
schen in diesem Land doch nicht schlecht. Herr Minis-
terpräsident, wir wollen nur eines: Wir wollen, dass
heute nicht darauf verzichtet wird, die Investitionen zu
tätigen, die zwingend getätigt werden müssen, damit
sich die Voraussetzungen für die Erfolge auch in den
kommenden Jahren einstellen. Das ist der Punkt.

(Beifall der CDU)

Ohne Schaum vor dem Mund: Sie wissen doch selbst,
dass das in den letzten Jahren in vielen Fällen unterblie-
ben ist.

Was uns heute froh macht, weil es wirklich relativ gute
wirtschaftliche Daten gibt, ist doch nicht der Erfolg der
Anstrengungen der 90er-Jahre, sondern der Erfolg der
Anstrengungen der 70er- und der 80er-Jahre: die Infra-
strukturmaßnahmen im Land, die Gründung der Hoch-
schulen, das Bildungssystem in diesem Land.

(Beifall der CDU –
Zurufe von der SPD und der FDP)

– Herr Kollege, darüber kann man lachen. Aber wenn
man zu verantworten hat, dass die Investitionen für
Wissenschaft und Forschung in Rheinland-Pfalz auf dem
letzten 16. Platz aller Bundesländer liegen, würde ich
über eine solche Diskussion weniger lachen,

(Glocke des Präsidenten)

sondern ich wäre meinem Koalitionspartner dankbar, der
das erkannt hat. Sonst hätte er nämlich die Sonderinitia-
tive nicht gestartet. Die hat er doch nicht erfunden, weil
ihm sonst nichts anderes eingefallen ist.

(Beifall der CDU)

Meine Damen und Herren, ich sage ausdrücklich, in der
letzten Bemerkung finden wir uns wieder, aber es wäre
manchmal für das Land sehr viel hilfreicher, wenn auf-
grund einer differenzierten Betrachtung, die dieses Gut-
achten im Übrigen gibt, die Stärkenanalyse von einer
ganz nüchternen Schwächenanalyse begleitet würde.
Die Schwächen müssen wir wettmachen, damit wir auch
morgen noch gut dastehen. Das ist der entscheidende
Punkt.

(Ministerpräsident Beck: Da haben
Sie völlig Recht! –
Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Es spricht Frau Abgeordnete Pepper von der SPD-
Fraktion.

Abg. Frau Pepper, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Okay, wagen
wir einfach den Blick fünf Jahre zurück. Wenn wir über
die Entwicklung des IT-Medienbereichs sprechen, geht
es auch in Rheinland-Pfalz darum, ein Klima und Rah-
menbedingungen zu schaffen, damit die Menschen in
dieser Gesellschaft an diesem Prozess teilnehmen.
Wenn wir zurückblicken, möchte ich einmal daran erin-
nern, dass wir den Bereich der Medienkompetenz ex-
trem gestärkt haben, um diesen Schritt mitzugehen. Wir
haben in den letzten fünf Jahren alle Schulen ans Netz
gebracht.

(Beifall der SPD und der FDP)

Wir haben in einer einmaligen Initiative über 7.000 Leh-
rerinnen und Lehrer den Internetführerschein machen
lassen, eine Initiative, die in dieser Größenordnung in
Rheinland-Pfalz noch nie umgesetzt worden ist. Wir
haben alle Bibliotheken in Rheinland-Pfalz ans Netz
gebracht und miteinander vernetzt.

Wir haben den virtuellen Campus entstehen lassen, der
ausgebaut wird. Wir haben eine Zunahme an Me-
dienstudiengängen. Wir haben einen großen Bedarf an
jungen Menschen, die an diesen neuen Mediengängen
teilnehmen und sich weiterentwickeln wollen.

All das mag vielleicht als Einzelnes nicht so deutlich
sein. Ich könnte noch viele andere Beispiele erwähnen.
Dies zusammengeführt bedeutet aber, dass wir Rah-
menbedingungen geschaffen haben, dass 50 % der
Haushalte mittlerweile den Zugang zum Internet finden,
weil wir dieses Thema sehr gezielt und sehr bewusst in
den Vordergrund gebracht und weiter aktualisiert haben.

(Beifall bei SPD und FDP)

Wir wollen mit diesen Initiativen Zukunft gestalten.

(Glocke des Präsidenten)

Ich glaube, das machen wir sehr erfolgreich. Das Gut-
achten war ein kleiner Baustein auf dem Weg dazu.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Schmitz das Wort.

Abg. Dr. Schmitz, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Der Oppositionsführer hat genau gespürt, dass es
nach der fulminanten Rede des Ministerpräsidenten

(Jullien, CDU: Eine noch fulminantere
Rede folgt!)
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Zeit war, die Notbremse zu ziehen, damit nicht das Ge-
fühl aufkommt, dass Erfolge des Landes als durch die
Opposition schlechtgeredet nach außen kommen.

(Lelle, CDU: Das macht er
doch immer!)

Ich finde das von der Intention her nachvollziehbar. Das
ist teilweise auch gelungen, insbesondere was das Lob
der Technologieförderung und Forschungsinvestitionen
angeht.

Nicht gelungen ist der Verweis auf frühere Zeiten. Man
kann natürlich darüber streiten, wer was wann zu wel-
chem Erfolg beigetragen hat. Klar dürfte aber sein, dass
mit zeitlicher Abnahme vom Zeitpunkt des Gutachtens
an Verantwortlichkeiten ebenfalls abnehmen. Es ist also
nicht der Westfälische  Friede im Jahr 1648 wesentlich,

(Heiterkeit und Beifall bei FDP
und SPD)

sondern wesentlich sind die letzten zwei Legislaturperi-
oden. Das ist insgesamt heute auch klar geworden.

Vielen Dank.
(Beifall bei FDP und SPD)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort.

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wenn wir schon dabei sind, die Rede des Oppositions-
führers der großen Oppositionspartei zu bewerten, dann
kann ich dazu sagen, ich habe nur gehört, wie leeres
Stroh gedroschen worden ist. Es ist von der CDU kein
Vorschlag gekommen. Als Oppositionsführer kann ich
dann sagen, wir sind dafür, dass die Investitionen für die
Zukunft getätigt werden. Das nützt uns nichts, wenn wir
nicht wissen, wie und wo. Die CDU hat bisher keine
Vorschläge zu dem Wie und dem Wo gemacht.

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

– Nein, das hat sie nicht. Bei jedem Haushalt sagen Sie,
wir müssen sparen, sparen und sparen und machen
keine Vorschläge. Sie sagen dann, wir müssen aber
Investitionen tätigen.

(Jullien, CDU: Gestern waren es doch
zu viele Anträge gewesen!)

Ich glaube, man kann es so nicht machen und so nicht
versuchen, in eineinhalb Minuten sich neu zu positionie-
ren.

Ich möchte noch einmal zur Sache zurückkommen. Ich
glaube, es ist ganz wichtig, in der Sache etwas klar zu
machen. In diesem Gutachten heißt es – –

(Zuruf des Abg. Keller, CDU)

– Herr Keller, nicht so laut.

– – wir haben fünf Schalen. Wenn man diese fünf Scha-
len in Rheinland-Pfalz begutachtet, so bringt es das
Ergebnis, dass wir in den inneren Schalen, also For-
schung, Wissenschaft und Hochschulen sowie Institute,
gut aufgestellt sind. Dann kommen aber die äußeren
Schalen. Das heißt, die Nachfrage bei großen Unter-
nehmen haben wir im Land selbst nicht. Das hat Herr
Bomarius, der Stellvertreter von Herrn Rombach auch
schön gesagt. Das Institut ist in Rheinland-Pfalz gegrün-
det worden, was ein erster Schritt ist, dass wir also ein
Fraunhofer-Institut haben.

(Ministerpräsident Beck: Zwei!)

Die Nachfrage nach Aufträgen kommt aber nicht aus
Rheinland-Pfalz.

(Ministerpräsident Beck: Das ist
ein Weltinstitut!)

– Herr Ministerpräsident, daran müssen wir arbeiten, das
ist vollkommen klar. Wir müssen daran arbeiten, dass
wir in Rheinland-Pfalz selbst diese Ansiedlungspolitik
machen

(Glocke des Präsidenten)

und auch die Nachfrage aus Rheinland-Pfalz kommt.
Genau diese Schwäche hat das Gutachten beschrieben.
Das heißt, wir müssen die Schwächen nach und nach
abbauen. Das ist unsere Aufgabe in der Politik.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen nun zur Aussprache zu der Mündlichen
Anfrage des Abgeordneten Christian Baldauf (CDU),
Nachträgliche Sicherungsverwahrung – Nummer 2
der Drucksache 14/3168 – betreffend. Ich erteile Herrn
Abgeordneten Baldauf das Wort.

Abg. Baldauf, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! In der heutigen Anfrage ist leider zum Vorschein
gekommen, dass es sich im Fall „Polch“ nicht um einen
Einzelfall handelt, dass jemand in nachträglicher Siche-
rungsverwahrung sein könnte, sondern es in der Justiz-
vollzugsanstalt Diez noch zwei weitere Fälle gibt. Das
macht mich sehr betroffen. Das ist sehr bedenklich, Herr
Minister,

(Hartloff, SPD: Sie Heuchler!)

wenn ich überlege, was in Rheinland-Pfalz in den letzten
vier Jahren dazu passiert ist. Es gab Initiativen im Land
und im Bund, die ihnen allen bekannt sind. Sie wurden
grundsätzlich immer mit der Konsequenz abgelehnt,
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dass sich in Rheinland-Pfalz in diesem Bereich wieviel
getan hat? Nichts! Weil keine Initiative im Land selbst
und weil keine Initiative im Bundesrat war, weil schein-
bar der Opferschutz hinter irgendwelche verfassungs-
rechtlichen Bedenken zurückgestellt wird, kommt es in
der Konsequenz genau zu solchen Dingen, wie sie jetzt
passieren.

(Zurufe im Hause: Oh je!)

Herr Minister, Sie haben dem noch die Krone aufgesetzt,
indem Sie gesagt haben, wir können kein Gesetz ma-
chen, das verfassungswidrig ist. Dann haben Sie im
gleichen Atemzug Ihren drei Ministerkollegen aus den
anderen Bundesländern unterstellt, dass sie genau
diese Absicht gehabt haben, nämlich ein verfassungs-
widriges Gesetz zu machen. Sonst hätten Sie es nicht
gemacht. Erklären Sie mir bitte einmal nachher, wie Sie
es herüberbringen können, dass Sie sagen, wir machen
nichts, und die anderen machen alles falsch, aber lasst
sie einmal machen. Ich empfinde es wirklich als eine
ganz große Unverfrorenheit zu sagen, ich setze mich
zurück, warte ab und bei allem Weiteren müssen wir
sehen, wie es sich ergibt.

(Beifall bei der CDU)

Wir sollten uns eines überlegen. Warum fordern wir
diese nachträgliche Sicherungsverwahrung? Frau Reich,
Sie können nachher auch noch etwas dazu sagen, aber
es gibt im Übrigen eine so schöne Drucksache 14/257,
in der Sie selbst zusammen mit der FDP Entsprechen-
des gefordert haben. Sie wurde im September 2001
eingebracht. Was haben wir heute? Es ist eine ganze
Zeit lang her, passiert ist aber nichts.

(Zuruf der Abg. Frau Reich, SPD)

Ich bin deswegen einmal gespannt, was Sie dazu sagen.

Ich verstehe zumindest den Rechtsstaat so, dass er für
die Bevölkerung draußen auch verständlich sein muss.

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Dazu tragen Sie aber nicht bei!)

Ein Rechtsstaat, der sich auf verfassungsrechtliche
Bedenken zurückzieht und keinen Mumm in den Kno-
chen entwickelt, einmal nach vorn zu gehen und eine
Regelung zu bringen, die dann erst vom Verfassungsge-
richt überprüft werden kann, halte ich für sehr traurig,
Herr Minister.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Wir müssen Ihnen leider vorhalten, dass Sie wieder
einmal nichts gemacht, sondern wieder einmal verwaltet
und nicht gestaltet haben.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben vorhin erklärt, die Regelungen der anderen
Länder seien verfassungswidrig. Das Verfassungsge-
richt hat sich zur Zuständigkeit geäußert, nicht zu den
Inhalten. Das war der erste Punkt. Der zweite Punkt ist,
was Sie selbst gesagt haben, das Verfassungsgericht

hat auch gesagt, dass die Täter, die im Moment durch
diese nachträgliche Sicherungsverwahrung unterge-
bracht sind, in einer Übergangszeit nicht herausgelassen
werden müssen.

Wenn ich mir den Fall, den wir jetzt auch noch mit in der
Diskussion haben, nämlich aus Polch, anschaue, dann
muss ich sogar feststellen, hätten wir 2001 dieses Ge-
setz gemacht

(Creutzmann, FDP: Schwachsinn!)

und wäre es vielleicht sogar verfassungswidrig gewesen,
was wir gar nicht wissen, dann wäre Folgendes passiert:
Genau dieser Mann wäre zu dieser Tat überhaupt nicht
in der Lage gewesen, weil er nämlich gar nicht auf frei-
em Fuß gewesen wäre.

(Zurufe von der SPD –
Dr. Weiland, CDU: Das ist der

Sachverhalt!)

Wenn ich mir das anschaue, dann ist das natürlich ein
Problem.

Wir sind deshalb nach wie vor der Meinung, dass wir auf
jeden Fall von Ihnen fordern müssen, sich schnellstmög-
lich auf Bundesratsebene einzuschalten.

(Weitere Zurufe im Hause)

Bisher haben Sie in diesem Bereich nach dem, was Sie
gesagt haben, nichts getan. Ich darf Ihnen die Kleine
Anfrage von mir bzw. die Antwort darauf vorlesen. Ich
zitiere auf Seite 2: „Die Haltung der Landesregierung
kann daher erst in der letzten Kabinettssitzung vor der
Beratung des Gesetzes im zweiten Durchgang im Ple-
num des Bundesrates festgelegt werden.“ Wenn ich so
Politik mache, dass ich die Haltung der Landesregierung
daran orientiere, was in der letzten Kabinettssitzung
beschlossen wird, dann armes Deutschland, armes
Rheinland-Pfalz in der Beziehung. Herr Minister, tun Sie
endlich etwas. Es wäre wichtig, damit die Leute wieder
mehr Vertrauen in die Justiz haben.

Vielen Dank.

(Beifall der CDU –
Hartloff, SPD: Das war Geschwätz!)

Präsident Grimm:

Es spricht Frau Abgeordnete Reich.

Abg. Frau Reich, SPD:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Leider
leidet die Rechtspolitik in diesem Haus seit einiger Zeit
unter den Versuchen einer Oppositionspartei, lieber
vermeintliche Skandale in der Justiz hochzuspielen und
zu polemisieren, als an der Sache zu arbeiten. Das ist
doch der Punkt.

(Beifall bei SPD und FDP)
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Das Thema „Nachträgliche Sicherungsverwahrung“
heute in der Fragestunde zu nehmen und es in dieser
Weise zur Aussprache zu stellen, ist leider ein weiteres
Beispiel in dieser Reihe. Ich darf laut fragen: Was bringt
uns das Ganze heute in Rheinland-Pfalz? – Ich darf aus
der Pressemeldung des Herrn Kollegen Baldauf zu sei-
ner Mündlichen Anfrage zitieren: Die SPD/FDP-
Landesregierung muss endlich aus der Defensive kom-
men und sich für die nachträgliche Sicherungsverwah-
rung stark machen.

(Beifall der CDU –
Dr. Weiland, CDU: Das ist richtig!)

– Moment, es kommt noch etwas. Es ist leider dem Text
nicht zu entnehmen. Ich gehe einmal davon aus, dass
es der CDU-Opposition bekannt ist, dass es auf Bun-
desebene aktuelle Gesetzentwürfe in parlamentarischen
Beratungen gibt.

Ich sage noch etwas zur weiteren Sachaufklärung. Ges-
tern tagte der Rechtsausschuss im Bundestag. Gestern
wurde das entsprechende Bundesgesetz der Bundesre-
gierung beraten.

(Zuruf des Abg. Hammer, SPD)

Sie merken, es wird zurzeit versucht, die nachträgliche
Sicherungsverwahrung da zu regeln, wo sie von den
Kompetenzen her hingehört, nämlich in Berlin.

(Beifall der SPD und vereinzelt
bei der FDP)

Machen wir uns und den Bürgerinnen und Bürgern in der
Sache nichts vor. Ich glaube, diese Bitte ist hinsichtlich
der CDU-Fraktion vergebene Liebesmüh; denn der poli-
tischen und medialen Beliebtheit des Themas „Siche-
rungsverwahrung“ entspricht die justizielle Wirklichkeit
nicht unbedingt. Das haben wir an Zahlen aus Rhein-
land-Pfalz gehört. Herr Baldauf, ich möchte ausdrücklich
sagen, es sind Spekulationen, dass dieses Fälle für die
nachträgliche Sicherungsverwahrung sind.

(Beifall bei SPD und FDP –
Creutzmann, FDP: So ist es!)

Bundesweit bewegt sich die Zahl der gerichtlichen An-
ordnungen aller Arten von Sicherungsverwahrung seit
der 80er-Jahre zwischen 30 und 60 Fällen im Jahr. Auch
seit den Verschärfungen des § 66 StGB im Jahr 1998
und der Einführung des § 66 a in 2002 sind diese Fälle
nicht eklatant in die Höhe gegangen.

Die nachträgliche Sicherungsverwahrung wird bundes-
weit nur einen sehr kleinen Täterkreis treffen.

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Aber
den entscheidenden!)

In der Anhörung im Rechtsausschuss im Bundestag ist
von zehn Fällen bundesweit die Rede gewesen. Eine
absolute Sicherheit gegen Rückfalltäter wird es mit die-
sem Instrument auch nicht geben. Herr Minister Mertin
hat es heute Morgen gleich gesagt.

Meine Damen und Herren, ich sage eines in Ihre Rich-
tung: Gutachter können auch irren. – Wenn diese Gut-
achter irren, dann frage ich: Wer schreit dann? – Das ist
die Opposition.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Das Wichtigste scheint mir zurzeit zu sein, auf Bundes-
ebene ein Gesetz zu verabschieden, das einer mögli-
chen Überprüfung durch das Bundesverfassungsgericht
standhält. Es gibt verfassungsrechtliche Bedenken von
Sachverständigen während der Anhörung. Ich nenne nur
das Verbot der Doppelbestrafung. Deshalb ist es nicht
dienlich, wenn der Gesetzentwurf vonseiten des Bun-
desrates die nachträgliche Sicherungsverwahrung nicht
auf Anwendungsgebiete wie Gewalt und Sexualstrafta-
ten beschränkt.

Meine Damen und Herren, es muss uns allen darum
gehen, ein Gesetz auf den Weg zu bringen, das sorg-
sam abgewogen ist und Bestand haben kann.

Der Zeitplan für das Gesetz steht fest. Herr Minister
Mertin hat es gesagt. Am 18. Juni 2004 ist die abschlie-
ßende Beratung im Bundestag. Am 2. Juli ist es im Bun-
desrat. Die Verabschiedung ist in naher Zukunft abzuse-
hen.

Meine Damen und Herren, wieder einmal wird von der
CDU an einem aktuellen Fall ein gezieltes Spiel mit
Sorgen und Ängsten der Bevölkerung gespielt.

(Beifall bei SPD und FDP)

Seriöse Rechtspolitik kann und will man so nicht ma-
chen. Das sage ich ganz deutlich.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Ich freue mich, weitere Gäste im Landtag begrüßen zu
können, und zwar Landfrauen aus der Verbandsge-
meinde Hahnstätten und Schülerinnen und Schüler der
Regionalen Schule Simmern. Herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Die zweite Gruppe aus Simmern fehlt noch. Ich hoffe,
dass sie noch in den Genuss einer Landtagssitzung
heute kommt.

(Pörksen, SPD: Was heißt hier Genuss?)

– Ich bewundere die selbstkritische Einschätzung.

Frau Abgeordnete Grützmacher hat das Wort.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Meine Damen und Herren, worum geht es inhaltlich? Es
geht darum, dass wir uns um den Schutz von potenziel-
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len Opfern sorgen. Es geht um wenige Fälle. Das wurde
gesagt. In diesen Fällen geht es um Opfer von schreckli-
chen Straftaten. Die Opfer sind fast ausnahmslos Kinder
und Frauen. Das ist die eine, die schwierige und
schreckliche Seite des Problems. Das ist das, worauf
Sie sich beziehen, wenn Sie über Polch reden. Ich
möchte noch einmal ganz deutlich machen, dass wir im
Parlament und im Wahlkampf uns davor hüten müssen,
Verdächtige zu Tätern zu machen, solange es nicht so
ist. Herr Baldauf, gerade das war bei Ihnen nicht mehr
ganz deutlich zu sehen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der SPD und der FDP)

Meine Damen und Herren, diese schrecklichen Ereignis-
se sind die eine Seite des Problems. Die andere Seite
sind die überragenden Freiheitsrechte aller Menschen.
Das gilt auch für Strafgefangene. Das ist genau das,
was das Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei-
dung versucht auszubalancieren. Es ist eine schwierige
Aufgabe, die richtige Lösung zu finden. Ich wage es sehr
zu bezweifeln, ob das das richtige Thema für eine Aktu-
elle Stunde ist.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei SPD und FDP)

Wenn wir wirklich sachlich diskutieren wollen, verbietet
sich jede Polemik, wie Sie sie an den Tag legen, Herr
Baldauf. Sie wollen, dass der rheinland-pfälzische Jus-
tizminister bzw. die rheinland-pfälzische Landesregie-
rung handelt. Das Verfassungsgericht hat sehr deutlich
gezeigt, dass die Länder hier nicht handeln können. Die
Länder, deren Gesetze für verfassungswidrig erklärt
wurden, haben einen Etikettenschwindel betrieben. Wir
haben schon häufiger darüber geredet. Sie haben die
Materie der Sicherungsverwahrung dem Polizeirecht
zugeordnet. Das Bundesverfassungsgericht hat ganz
deutlich gesagt, so geht das nicht. Die Sicherungsver-
wahrung ist ein Teil des Strafrechts und gehört damit zur
konkurrierenden Gesetzgebung. Herr Baldauf, Sie als
Jurist sollten wissen, was das bedeutet. Das bedeutet,
dass dafür der Bund zuständig ist.

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU)

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass die rotgrüne
Bundesregierung gehandelt hat. Wir haben es schon
gehört. Die Aufgeregtheit der CDU heute ist purer Popu-
lismus.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der SPD und vereinzelt bei der FDP)

Sie versetzen damit die Bevölkerung in Unruhe. Sie
können damit keine Lösung aufweisen. Sie gaukeln
Ihnen vor, dass es für komplizierte Probleme schnelle
und einfache Lösungen gibt. Das ist falsch. Das führt
immer wieder zur Politikverdrossenheit, meine Damen
und Herren von der CDU.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der SPD und der FDP)

Das Bundesverfassungsgericht hat uns nicht nur gesagt,
dass der Bund für diese Gesetzgebung zuständig ist, er
hat auch auf eine Lücke in der Sicherungsverwahrung
hingewiesen. Er hat gezeigt, dass die Regelungen be-
züglich der erleichterten Anordnung der Sicherungsver-
wahrung und der Vorbehalt der Unterbringung nur für die
Zukunft gelten. Das hat das Bundesverfassungsgericht
dargestellt. Das bedeutet, im Strafvollzug gibt es Straf-
täter, bei denen möglicherweise die formalen Vorausset-
zungen für eine Sicherungsverwahrung vorliegen, die
aber nicht durch die erleichterte Anordnung oder durch
die Anordnung des Vorbehalts in Strafhaft gehalten
werden können. Darum hat die rotgrüne Bundesregie-
rung beschlossen, diese Lücke zu schließen. Sie hat auf
das Bundesverfassungsgericht reagiert, indem in diesem
Gesetz eine Regelung für Altfälle eingeführt wird. Das ist
die Lücke, die das Bundesverfassungsgericht aufgezeigt
hat.

Meine Damen und Herren, auch wir GRÜNEN ver-
schließen uns nicht diesen Lösungsmöglichkeiten, wie
sie dort vorgesehen sind. Wir wollen die Probleme, die
das Bundesverfassungsgericht aufgezeigt hat, lösen.
Wir wollen das in einer Form, die gewährleistet, dass
das der überragenden Bedeutung der Freiheitsrechte
der Betroffenen gerecht wird.

Meine Damen und Herren, wir nehmen das Sicherheits-
bedürfnis der Bevölkerung auch als GRÜNE ernst, aber
populistische Sprüche sind keine Lösung dafür. Wenn
hier gerade dazwischengeredet wurde, dass die GRÜ-
NEN den Rechtsstaat kaputtmachen, dann kann ich nur
sagen, es ist umgekehrt. Eine Partei, die fordert, dass
verfassungswidrige Gesetze eingeführt werden, sägt an
der Wurzel des Rechtsstaats.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei SPD und FDP)

Präsident Grimm:

Es spricht Herr Abgeordneter Creutzmann.

Abg. Creutzmann, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Baldauf und im Einklang damit auch
Frau Kollegin Kohnle-Gros, was die CDU in letzter Zeit
im rheinland-pfälzischen Landtag oder wo auch immer
verursacht,  kann ich nur,  fast nur mit  tiefstem  Ab-
scheu – – –

(Vereinzelt Beifall bei der CDU –
Zurufe von der CDU)

Sie versuchen zu suggerieren, dass diese Landesregie-
rung im Bereich des Rechts versagt hätte und wissen
ganz genau als Juristen, dass selbst, wenn alles das,
was sie fordern, schon dagewesen wäre, auch diese
Fälle hätten passieren können, weil es unabhängige
Gerichte gibt und unabhängige Richter auch nur Men-
schen sind und mit Sicherheit auch Fehl und Tadel ha-
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ben werden und diese Gesetze, wenn sie auch kommen,
das, was geschehen ist, nicht ausschließen können.

Meine Damen und Herren, ich habe mich informiert, was
den Fall „Polch“ betrifft. Das halte ich Ihnen, der CDU,
jetzt vor, weil hier wieder indirekt suggeriert wurde,
„Polch“ hätte nicht passieren können. Der Tatverdächti-
ge, der im Zusammenhang mit dem Tötungsdelikt einer
jungen Skaterin am 26. April 2004 bei Polch festge-
nommen worden ist, ist am 12. Februar 2004 nach voll-
ständiger Verbüßung einer zehnjährigen Haftstrafe we-
gen Vergewaltigung aus der Haft entlassen worden, zu
der er am 30. August 1994 durch das Landgericht Ko-
blenz verurteilt worden war.

Die zuständige Kammer hat seinerzeit die Sicherheits-
verwahrung nicht angeordnet, weil nach der damals
geltenden Fassung des § 66 des Strafgesetzbuches die
formellen gesetzlichen Voraussetzungen für eine Anord-
nung nicht vorlagen. Voraussetzung wäre gewesen,
dass der Angeklagte wegen zweier Straftaten zu einer
Freiheitsstrafe von jeweils mindestens einem Jahr ver-
urteilt worden wäre. Das war nicht der Fall, da zuvor in
einem anderen Fall gegen den Angeklagten wegen einer
einzelnen Tat eine Freiheitsstrafe von mindestens einem
Jahr verhängt worden war.

Frau Kollegin Kohnle-Gros, nach Entlassung aus der
Strafanstalt am 12. Februar 2004 war der Verdächtigte
ab 14. Februar 2004 aufgrund richterlicher Anordnung
vorübergehend als suizidgefährdet in einer psychiatri-
schen Anstalt untergebracht. Er wurde am 24. März
2004 entlassen, nachdem gestützt auf ärztliche Gut-
achten weder eine Suizidgefahr noch eine krankheitsbe-
dingte akute Fremdgefährdung bestätigt wurde. Dass
der Mann als gefährlich, geistig und sexuell äußerst
verwirrt eingestuft wurde, reicht allein nicht aus, um ihn
sozusagen präventiv hinter Gitter zu bringen. Eine Dis-
kussion um eine nachträgliche Sicherungsverwahrung
greift hier nicht.

Das ist mein Vorwurf, dass wir uns hier im Parlament
alle einig sind, dass wir alles tun müssen, gesetzgeberi-
sche Voraussetzungen schaffen müssen, dass nach
Menschenmöglichkeit solche Täter vor der Allgemeinheit
weggesperrt werden. Da sind wir uns einig. Herr Kollege
Baldauf, da nicken Sie, aber wer schließt denn aus,
wenn das jetzige Gesetz in Berlin verabschiedet wird,
dass es trotzdem nicht zu solchen Dingen kommen
kann?

(Baldauf, CDU: Machen wir
alle Gesetze weg!)

– Nein. Die Voraussetzungen müssen geschaffen wer-
den. Wogegen wir uns hier immer verwahrt haben, ist,
dass wir sehenden Auges als Land ein verfassungswid-
riges Gesetz in diesem Land verabschieden, obwohl wir
wissen, dass dieses nicht verfassungskonform ist. Das
ist das, was Sie uns immer weismachen wollen, dass
Sie uns immer zu dem aufgefordert haben, wozu wir
nicht bereit sind, auch in Zukunft nicht bereit sein wer-
den.

Meine Damen und Herren, ein Rechtsstaat lebt vom
Vertrauen. Dieses Vertrauen darf nicht beschädigt wer-
den.

(Frau Reich, SPD: Sehr richtig!)

Vielen Dank.

(Beifall der FDP, der SPD und des
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Grimm:

Das Wort hat Herr Justizminister Mertin.

Mertin, Minister der Justiz:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich glaube, niemanden in diesem Raum lässt es
unberührt, wenn schreckliche Verbrechen an Kindern,
an Frauen, aber auch an Männern geschehen. Das lässt
auch mich nicht unberührt. Wenn ich aber in meinem
Amt zu entscheiden habe, muss ich weitgehend Emotio-
nen ausschalten und prüfen, auf welcher sauberen ver-
fassungsrechtlichen Grundlage überhaupt etwas unter-
nommen werden kann. In der Frage der nachträglichen
Sicherungsverwahrung war es meine Überzeugung,
dass es nicht in die Gesetzgebungskompetenz des
Landes fällt und insoweit ein Gesetz, das die Landesre-
gierung auf den Weg gebracht hätte, verfassungswidrig
wäre. Herr Kollege Baldauf, wenn ich dieser Überzeu-
gung bin, kann ich dies nicht tun. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat diese Auffassung bestätigt. Es wäre ein
verfassungswidriges Gesetz gewesen. Sie können von
einem Justizminister nicht erwarten, dass er selbst se-
henden Auges ein Gesetz auf den Weg bringt, das er für
verfassungswidrig hält.

(Beifall der FDP und der SPD –
Creutzmann, FDP: So ist es!)

Selbstverständlich muss der Rechtsstaat in dem ihm
gesetzten Rahmen vorgehen. Der Rechtsstaat ist
manchmal schwer auszuhalten, auch für einen Justizmi-
nister, weil der rechtliche Rahmen uns nämlich Grenzen
für unser Handeln setzt. Das müssen wir akzeptieren.
Insofern muss ich immer wieder prüfen, welche Möglich-
keiten im Rahmen des gesetzlichen Handelns bestehen.

Herr Kollege Baldauf, es war klar, dass auf Bundesebe-
ne im Bundestag damals eine Mehrheit nicht zu finden
war. Ein entsprechender Gesetzentwurf ist auch ge-
scheitert. Nach dem klarstellenden Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zeichnet sich aber in beiden Häu-
sern – sowohl im Bundesrat als auch im Bundestag –
eine Mehrheit ab. Das Gesetzgebungsverfahren ist von
der Bundesregierung auch unverzüglich in die Wege
geleitet worden, sodass ich davon ausgehe, dass wir im
Herbst eine entsprechende Regelung auf verfassungs-
konformer und rechtlich sauberer Grundlage haben
werden. Wenn Sie mir vorhalten, dass ich Ihnen in der
Antwort auf die Kleine Anfrage mitgeteilt habe, dass die
Landesregierung ihre Haltung erst in der Kabinettssit-
zung vor der letzten Bundesratssitzung festlegen wird,
so entspricht dies den üblichen Gepflogenheiten im
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Gesetzgebungsgang auf Bundesebene. Das macht die
Landesregierung immer so. Es macht auch keinen Sinn,
es vorher festzulegen, Herr Kollege Baldauf. Es macht
nur Sinn, sich festzulegen, wenn die Beratungen abge-
schlossen sind.

(Beifall der FDP und der SPD –
Creutzmann, FDP: So ist es!)

Im Bundesrat finden nun einmal zwei Durchgänge statt.
Der erste Durchgang hat stattgefunden. Eine Stellung-
nahme des Bundesrates ist verabschiedet worden. Jetzt
verhandelt der Bundestag in seinen Gremien. Dann
kommt das Gesetz in den Bundesrat zurück. Ich kann
Ihnen zusichern, dass wir nach sorgfältiger Prüfung auch
eine verantwortungsvolle Entscheidung treffen werden.
Das werden wir dann machen, wenn es das Gesetzge-
bungsverfahren erfordert. Das wird noch einige Wochen
dauern. Sie können aber nicht sagen, dass nach den
klarstellenden Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts nicht unverzüglich ein Gesetzgebungsverfahren
in Gang gekommen wäre, das sicherstellt, dass diejeni-
gen, die jetzt vorübergehend noch in Sicherungsverwah-
rung sitzen, nicht doch entlassen werden müssen, weil
die Frist, die das Bundesverfassungsgericht für eine
entsprechende verfassungskonforme gesetzliche
Grundlage gesetzt hat, abgelaufen ist. Insofern gehe ich
davon aus, dass wir dieses bis zum Herbst erledigt ha-
ben werden. Nur haben Sie bitte Verständnis dafür, dass
ich bei aller Emotionalität in solchen Fällen nichts Ver-
fassungswidriges als Justizminister vorschlagen kann
und auch vorschlagen werde bei aller Schwierigkeit, die
damit verbunden ist.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch auf einen
Umstand hinweisen. Bei aller Perfektion, die unser
Rechtsstaat hat, können wir nie ausschließen, dass wir
einen Fehler machen. Genauso wie es in der Vergan-
genheit immer wieder dazu gekommen ist, dass jemand
unter Umständen zu Unrecht verurteilt worden ist, kön-
nen wir auch letztlich nicht ausschließen, dass in den
Verfahren zur Sicherungsverwahrung jemand zu Un-
recht in Sicherungsverwahrung genommen wird. Des-
wegen ist es umso dringender, hier sehr sorgfältig zu
prüfen, unter welchen Voraussetzungen wir dies tun
wollen; denn Sie müssen eines sehen: Derjenige, der in
Sicherungsverwahrung genommen werden soll, hat
seine Strafe abgesessen. Insofern sind die verfassungs-
rechtlichen Hürden, die zu beachten sind, sehr hoch.
Auch die verfahrensrechtlichen Hürden sind sehr hoch.
Deswegen ist es vernünftig, wie die Bundesregierung
vorgeschlagen hat, dass zwei voneinander unabhängige
Gutachter dieses bestätigen müssen. Es ist auch ver-
nünftig, wie es das Verfassungsgericht vorgesehen hat,
dass dieses immer wieder zu überprüfen ist.

Herr Kollege Baldauf, die Gutachten sind nicht nur dann
gut, wenn sie in Ihrem Sinn ausfallen. Die Gutachter
müssen von uns auch beachtet werden, wenn sie umge-
kehrt sagen, es kann das Risiko der Freilassung einge-
gangen werden. Ich erinnere mich an Sitzungen in die-
sem Hause, wo mir vorgehalten wurde, dass wir solche
Gutachten beachtet hätten.

(Abg. Frau Reich, SPD: Richtig,
sehr richtig!)

Damals wurde dann eingewandt, diese Gutachten seien
auf unsicherer Grundlage zustande gekommen, die
Entwicklungs- und Prognosefähigkeit sei eingeschränkt
und letztlich könne man nicht in den Kopf der Menschen
schauen.

Herr Baldauf, das gilt aber nicht nur, wenn das Gutach-
ten sagt, wir können es riskieren, das gilt auch umge-
kehrt. Auch das ist in einem Rechtsstaat zu berücksich-
tigen. Deswegen ist für einen Justizminister an der Stelle
bei aller persönlichen Betroffenheit Emotionalität in der
Entscheidung leider nicht möglich.

(Beifall der FDP und der SPD)

Präsident Grimm:

Ich erteile Frau Abgeordneter Kohnle-Gros das Wort.

Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Verehrte
Kolleginnen und Kollegen der Regierungsfraktionen und
der Landesregierung, ich kann Sie in dieser Diskussion
nicht so ohne weiteres aus der Verantwortung entlassen.
Sie können versuchen, uns mit den unterschiedlichsten
Argumenten anzugreifen. Ich darf noch einmal an die
Diskussion im Sommer 2001 erinnern.

Herr Kollege Creutzmann, wir haben damals ohne einen
konkreten Fall diese Thematik in einer Art und Weise
hochgezogen, für die wir uns in keiner Weise zu ent-
schuldigen haben oder uns zu schämen brauchen.

Wenn ich noch einmal darauf zurückkomme, was hier
zur Verfassungswidrigkeit der konkreten Gesetze von
Baden-Württemberg und Bayern gesagt wird, dann
nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass das Bundesverfas-
sungsgericht die Frage der Kompetenz in den Vorder-
grund gestellt hat, aber in der Frage der Gefährlichkeit
der Täter und des Schutzes der Bevölkerung vor diesen
Tätern genau der inhaltlichen Ausgestaltung der Geset-
ze zugestimmt hat. Es war unser Anliegen im Sommer
2001, im Land eine Bewegung zu initiieren bzw. Initiati-
ven zu unterstützen, die andere vorbereitet haben.

Das können Sie nur über den Bundesrat. Das kann das
Plenum nicht. Das wissen Sie genau.

(Beifall der CDU –
Ministerpräsident Beck: Sie wollten

doch hier handeln!)

– Herr Ministerpräsident, Frau Bundesministerin Däu-
bler-Gmelin, damals SPD-Bundesjustizministerin, hat
den Ländern, die Initiativen gestartet hatten, geschrie-
ben, im Bund wird nichts passieren, man will das nicht
machen, aber seid so gut und nehmt zur Gefahrenab-
wehr – darum geht es immer nur – in eure Polizeigeset-
ze entsprechende Regelungen auf. Genau das haben
die Länder dann getan. Dass es jetzt heißt, es liegt doch
nicht in der Zuständigkeit der Länder, sondern der Bund
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ist in der Verantwortung, Entschuldigung, das können
Sie uns doch in dieser Debatte nicht anlasten.

(Beifall der CDU)

Da lasse ich nicht mit mir reden.

Auch das jetzt gebrachte Argument, da machen wir
lieber gar nichts, weil wir uns nicht einig waren, ob in der
Frage von Artikel 2 des Grundgesetzes – – –

Herr Pörksen, das war damals Ihr Thema. Es ging nicht
um die Kompetenz, sondern es ging auch immer um
inhaltliche verfassungsrechtliche Fragen.

(Pörksen, SPD: Natürlich ging es
auch um Inhalte!)

– Nein. Sie haben immer über diese Dinge geredet.
Eben kam das auch noch einmal mit der Doppelbestra-
fung und all diesen Geschichten.

(Zuruf des Abg. Hartloff, SPD)

– Entschuldigung. Das ist doch jetzt erledigt. Das war im
Übrigen schon zu dem Zeitpunkt erledigt, als Bundes-
kanzler Schröder von Wegsperren, und zwar für immer,
geredet hat.

(Beifall der CDU)

Nehmen Sie doch bitte einmal die Geschichte so zur
Kenntnis, wie sie immer gewesen ist.

(Zuruf des Abg. Hartloff, SPD)

Wir wissen inzwischen auch – dies haben Sie noch
einmal belegt –, dass es Menschen gibt, die nicht thera-
pierbar und therapierwillig sind und eine Gefahr für die
Öffentlichkeit darstellen. Wir haben es im abstrakten Fall
gesagt. Wenn Sie jetzt über den konkreten Fall spre-
chen, bitte schön, dann nehmen Sie die Verantwortung
ein Stück weit in Rheinland-Pfalz auf sich.

Uns geht es darum, noch einmal aufzuzeigen, wie sich
die Historie in diesem Land dargestellt hat, was wir
wollten. Wir wollten unsere Bevölkerung vor solchen
Tätern schützen.

(Creutzmann, FDP: Das wollen
wir auch!)

Wir wollten, dass Sie hierfür das Nötige veranlassen.

(Glocke des Präsidenten)

Das haben Sie nicht getan.

(Beifall der CDU)

Präsident Grimm:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Pörksen das Wort.

Abg. Pörksen, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Böhr hat
vorhin in seiner Rede gesagt, man müsste doch wohl
differenzierte Kritik üben können. Herr Böhr, jawohl.
Aber was ich eben erlebt habe, hat mit differenzierter
Kritik überhaupt nichts zu tun.

(Beifall der SPD –
Bischel, CDU: Nur eine Ausrede!)

Es ist vielmehr ein ganz erbärmliches Spiel, das Sie hier
spielen.

Sie nehmen den schrecklichen Tod einer Frau, den wir
alle bedauern, zum Anlass und zu einem Instrument, um
die Regierung in die Schuldnähe zu schieben. Das ist
erbärmlich und für mich sogar infam.

(Beifall der SPD und der FDP)

Das machen Sie hier. Das hat Herr Weiland im Ferns e-
hen öffentlich gemacht. Das setzen Sie hier fort. Ich
finde das nicht in Ordnung.

Man muss doch bei der Frage der Sicherheitsverwah-
rung über die Frage sprechen, was dies für den Betrof-
fenen bedeutet. Kennen Sie die Menschenrechtskon-
ventionen nicht? Machen Sie es sich so einfach? Ist der
Rechtsstaat nur der, der den Bürgern gefällt? Ist das so
einfach? Anscheinend ist es bei Ihnen so. Das tut mir
Leid. Dem kann ich nicht folgen.

Sie suggerieren doch den Menschen, hätte man damals
das Gesetz gemacht, wäre das in Polch nicht passiert.
Welch eine Methode!

Nur ein paar Fakten: Die nachträgliche Sicherungsver-
wahrung ist ein Neuland, das wir in Europa betreten. Wir
hatten es schon einmal. Soll ich daran erinnern?

Es wird gefährlich, wenn Juristen den Weg der seriösen
Argumentation verlassen. Wenn es Juristen tun, dann
wird es gefährlich.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich muss das nicht näher erläutern. So ein bisschen
kennen auch Sie die Geschichtsbücher.

Die Regelung auf Landesebene ist unzulässig. Das steht
jetzt endgültig fest. Das war damals nicht nur die Auffas-
sung des Ministers, sondern auch unsere.

Der Bund hat unmittelbar nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts im Februar dieses Jahres seine
Arbeit aufgenommen. Es ist nicht wahr, dass das Bun-
desverfassungsgericht sich nur mit der Frage der Zu-
ständigkeit beschäftigt hat. Das hat es nicht. Das haben
Sie selbst zugegeben. Lesen Sie doch einmal die Anhö-
rung zu diesem Gesetz im Bundestag vom Mai dieses
Jahres. Lesen Sie es doch wenigstens einmal.

(Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU)
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Sie müssen es nicht annehmen. Sie tun es sowieso
nicht. Insofern brauchen Sie es auch nicht zu lesen. Das
ist richtig.

Der Bund war unmittelbar tätig. Auch der Bund macht
sich das nicht so einfach, wie Sie es tun.

Auch bei nachträglicher Sicherungsverwahrung ist kein
Dauerwegsperren vorgesehen. Auch das hat das Bun-
desverfassungsgericht deutlich gesagt.

Wenn Sie sich einmal mit den Zahlen aus Baden-
Württemberg beschäftigen, dann ist das auch gefährlich,
weil das das eigene Vorurteil beschädigen könnte. In
neun Fällen sind auch bei nachträglich angeordneter
Sicherungsverwahrung die Leute entlassen worden, und
es kam zu keinen Vorfällen. Auch das sollte man zumin-
dest zur Kenntnis nehmen, auch wenn Sie es vielleicht
für sich als nicht bedeutend ansehen.

Eines zum Schluss – es ist schon mehrfach gesagt
worden –: Ein Rechtsstaat, der diesen Namen verdient,
kann den Bürgerinnen und Bürgern nicht suggerieren, es
gebe eine absolute Sicherheit. Genau das tun Sie. Das
ist gefährlich.

(Beifall der SPD und der FDP –
Zurufe von der CDU)

Präsident Grimm:

Meine Damen und Herren, es liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Wir treten in die Mittagspause ein.

Ich weise noch darauf hin, dass sich die Fraktionen
geeinigt haben, die Tagesordnung in gewisser Weise
umzustellen bzw. die Redezeiten neu zu organisieren.
Das Landesstiftungsgesetz soll in Fünf-Minuten-
Beiträgen statt in zehn Minuten abgehandelt werden,
und der Tagesordnungspunkt 17 „Grenzüberschreitende
Rundfunkprogramme“ soll ohne Aussprache an die
Ausschüsse überwiesen werden.

Wir setzen die Beratung um 13:15 Uhr fort.

U n t e r b r e c h u n g   d e r   S i t z u n g: 12:07 Uhr.

W i e d e r b e g i n n  d e r  S i t z u n g  13:18 Uhr.

Vizepräsident Creutzmann:

Wir setzen die Plenarsitzung fort und kommen zu
Punkt 8 der Tagesordnung mit dem ersten Thema:

AKTUELLE   STUNDE

„Startschuss für die Einrichtung der
Hochbegabtenschule in Trier“

auf Antrag der Fraktion der FDP
– Drucksache 14/3149 –

Das Wort hat Frau Abgeordnete Morsblech.

Abg. Frau Morsblech, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
die Gelegenheit nutzen, zunächst einmal die Freude der
FDP-Fraktion darüber kund zu tun, dass es in der ver-
gangenen Woche ein Ereignis gab, das uns diese Freu-
de bereiten konnte. Frau Ministerin Ahnen hat den Start-
schuss für die Hochbegabtenschule in Trier gegeben,
die im Schuljahr 2005/2006 ihren Betrieb aufnehmen
wird.

Nun können sich die Gymnasien in Trier und in der nä-
heren Umgebung um die Hochbegabtenschule bewer-
ben. Auch in Trier soll die Hochbegabtenschule in ein
bestehendes Gymnasium hineinwachsen und dort
größtmögliche Eigenständigkeit erringen.

Die Trierer Gymnasien, die sich in der Trierer Schulland-
schaft alle erfolgreich mit ihren eigenen Schwerpunkten
und Profilen positioniert haben und hervorragende Arbeit
leisten, wären mit Sicherheit alle in der Lage gewesen,
ein gelungenes Konzept zur Hochbegabtenförderung in
enger Kooperation mit der Universität anzubieten. Wir
sind sehr gespannt, welche Schulen sich in welcher
Form und mit welchen inhaltlichen und pädagogischen
Schwerpunkten für das neue Angebot bewerben wer-
den.

Besonders freuen wir uns über die Beteiligung der Ni-
kolaus-Koch-Stiftung, die sich insbesondere im Rahmen
des Internatsangebots in besonderem Maß am Aufbau
des Angebots zur Hochbegabtenförderung in Trier betei-
ligen will.

(Beifall bei der FDP)

Ich meine, dass gerade durch die Grenzregionen von
Trier zu unseren europäischen Nachbarn, aber auch
durch den an der Universität Trier ausgeschriebenen
Lehrstuhl für Hochbegabtenforschung sich besonders
tolle Chancen für einen besonders interessanten Stand-
ort ergeben. Nach dem Standort Kaiserslautern, der
schon fast ein Jahr lang erfolgreich arbeitet, und dem
Standort Mainz, der am Gonsenheimer Gymnasium in
diesem Jahr erstmalig das Angebot eröffnen wird, wird
Trier nun die dritte Schule zur Förderung von hochbe-
gabten Jungen und Mädchen sein. Ich weiß, Herr
Wiechmann freut sich ganz besonders auf die vierte
Schule zur Förderung von Hochbegabten, weil sie in
Koblenz errichtet wird.

Wir wissen auch – hierbei spreche ich ganz besonders
Herrn Kollegen Wiechmann an –, dass sich nach wie vor
die Forschungslandschaft darüber streitet, ob bei der
Förderung von hochbegabten Kindern und Jugendlichen
der integrative Ansatz oder der separative Ansatz der
bessere Ansatz ist. Kernpunkt ist für uns Liberale nach
wie vor, dass wir die Potenziale von besonders begab-
ten und hochbegabten jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz nicht vergeuden, sondern fördern wollen, auch, um
eventuell misslungenen Schullaufbahnen und damit
zusammenhängenden psychischen und psychosozialen
Problemen zu begegnen. Wir wissen auch, dass auch
hochbegabte Jungen und Mädchen sehr unterschiedlich
sind. Deshalb ist es wichtig, verschiedene Ansätze zu
präsentieren, die den individuellen Voraussetzungen
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gerecht werden und die wir im Rahmen dieser Aktuellen
Stunde mit diskutieren sollten.

Für eine Evaluation der Angebote und die weitere Ent-
wicklung möglichst optimaler Chancen für hochbegabte
Kinder und Jugendliche, für ein aufeinander abge-
stimmtes System von der frühkindlichen Förderung bis
zur Exzellenzförderung in den Universitäten, das indivi-
duelle Möglichkeiten bietet, wird mit Sicherheit auch der
angesprochene Lehrstuhl in Trier von großer Bedeutung
sein.

Vor einigen Wochen haben wir hören können, dass es
nun auch ein Projekt in Zweibrücken gibt – auch darüber
haben wir uns sehr gefreut –, wo der integrative und
separative Ansatz miteinander verbunden werden, in-
dem die Kinder einmal in der Woche eine Grundschule
in Mittelbach besuchen und an einem so genannten
Entdeckertag teilnehmen und mit Aufgabenpaketen
wieder zurück in ihre Ursprungsschulen gehen. Wir
denken, dass das ein besonderer Beitrag dazu sein wird,
Angebote in der Fläche künftig auszudehnen und um
erste Erfahrungen mit allen Beteiligten zu machen. Die
FDP-Fraktion begrüßt es sehr, dass hierbei neue Wege
gegangen werden.

(Beifall bei der FDP)

Wir wissen, dass wir in der Fläche nur dann fördern
können, wenn unsere Erzieherinnen und Erzieher sowie
unsere Lehrerinnen und Lehrer auch diagnostisch in der
Lage sind, im Alltag Hochbegabungen zu erkennen,
genauso wie besondere Lernschwächen entsprechend
zu fördern.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das muss der erste Schritt sein!)

Natürlich wird die Diagnostik ein besonderer Bestandteil
in der Reform der Ausbildung der Erzieher und Lehrer
sein.

Die Lehrkräfte in Kaiserslautern werden konsequent
weitergebildet. In Gonsenheim wird das auch so ausse-
hen. Es gibt ein dreistufiges Angebot, das darin mündet,
dass man zum Schluss das so genannte ECHA-Diplom,
ein in Deutschland und in den Niederlanden besonders
anerkanntes Zertifikat zur Förderung Hochbegabter,
ablegen kann.

Schon jetzt bietet Rheinland-Pfalz integrativ sehr viele
Möglichkeiten, die oft nicht genannt werden. Im neuen
Schulgesetz wurde die Einschulung in Kooperation mit
der Kindertagesstätte flexibilisiert. Besonders begabte
Kinder können schon jetzt ganze Klassen überspringen
oder bei Teilleistungsbegabungen entsprechend den
Unterricht in dem Fach in der nächst höheren Klasse
besuchen. Viele Grundschulen können das bereits heute
sehr gut leisten.

Das Modell der Kinder-Uni an den rheinland-pfälzischen
Universitäten ist sehr gut angenommen worden. Nicht zu
vergessen sind die ergänzenden Angebote wie zum
Beispiel das Kinder-College in Neuwied, das mittlerweile
aufgrund der hohen Teilnehmerzahlen aus dem privaten

Bereich herausgegangen ist und vom Land gefördert
wird.

In den so genannten BEGYS-Klassen können beson-
ders leistungsfähige Schülerinnen und Schüler, die sich
trotz der Begabung im System sehr gut zurechtfinden,
schon nach 11,5 Jahren ihr Abitur ablegen. Ferner ist es
möglich, an den Universitäten schon während der
Schulzeit Scheine zu machen, die später anerkannt
werden. Auch diese Kooperation läuft gut.

Vor ein oder zwei Wochen fand die Veranstaltung „Mäd-
chen und Hochbegabung“ statt, die sehr beeindruckend
war. Ein 13-jähriges Mädchen hat geschildert, wie sie an
der Trierer Universität bereits jetzt Scheine in Mathema-
tik macht. Ansonsten nimmt sie am normalen Unterricht
in ihrer Klasse teil. Es war sehr beeindruckend, dass das
in der Form möglich ist. Darüber hinaus war beein-
druckend, dass die Integration in der Ursprungsklasse
dennoch toll klappt und dieses Mädchen enorme Leis-
tungen in diesem einen Fach erbringen kann. Auch
solche Beispiele sind wichtig zu erwähnen.

Wir müssen also insgesamt eine große Palette für Teil-
leistungsbegabungen und besondere Hochbegabungen
bereitstellen. Das müssen wir im Schulsystem veran-
kern. Aber auch dann wird es immer noch Kinder geben,
die sich nicht besonders gut zurechtfinden, wenn ihnen
nicht insgesamt eine andere Unterrichtsmethodik bzw.
eine andere Unterrichtsform und insgesamt besondere
Lernanreize angeboten werden. Dazu sind die Hochbe-
gabtenschulen ein äußerst wichtiger Baustein. Wir freu-
en uns, dass dieses Netz insgesamt so gut vorankommt
und mit der Trierer Schule ein weiterer wichtiger Schritt
gemacht wurde.

Danke.

(Beifall bei FDP und SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Lelle.

Abg. Lelle, CDU:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Haltung
der CDU-Fraktion zur Hochbegabtenförderung ist in
diesem Haus hinreichend bekannt.

(Pörksen, SPD: Gut, fertig!)

Es gibt dazu unsererseits eine uneingeschränkte Zu-
stimmung, Herr Pörksen.

Ich will aber darauf hinweisen, dass Sie unsere entspre-
chenden Anträge in der Vergangenheit abgelehnt haben.

(Frau Morsblech, FDP: Welche
Anträge denn?)

Ich will sehr löblich feststellen, dass die FDP wenigstens
in diesem Punkt Mut gezeigt und die Hochbegabtenför-
derung auf den Weg gebracht hat. Nach meinem Dafür-
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halten ist das bisherige Vorgehen der Landesregierung
dabei aber geprägt von Effekthascherei und Aktionis-
mus.

(Beifall der CDU und des Abg. Wiechmann,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das wird auch mit dieser Aktuellen Stunde deutlich;
denn Anlass für diese Aktuelle Stunde ist die Meldung,
dass es im Jahr 2005 in Trier mit der Hochbegabtenför-
derung losgeht.

(Frau Morsblech, FDP: Das stimmt
so nicht!)

Ich habe die starke Vermutung, dass wir uns in den
nächsten Monaten ständig mit solchen Meldungen und
anschließenden Aktuellen Stunden befassen müssen,
dass Sie jeden einzelnen Verwaltungsakt nutzen, um
Lobhudelei zu betreiben.

Meine Damen und Herren, so macht man aber ein wich-
tiges Projekt lächerlich und letztlich kaputt.

(Staatsminister Zuber: Das ist ähnlich
wie bei der Windkraft!)

Die Wichtigkeit der Hochbegabtenförderung ist unbe-
stritten. Wie wir wissen, gibt es in diese Richtung eine
erfreuliche Änderung im Bewusstsein der Bevölkerung.
PISA hat gezeigt, dass eine differenzierte Förderung der
Schülerinnen und Schüler notwendig ist. Das gilt sowohl
für die schwächeren Schüler als auch für die Hochbe-
gabten. Einen nachhaltigen Erfolg der Förderung wird es
aber nur dann geben, wenn die Landesregierung ihre
diesbezüglichen Hausaufgaben macht.

Dazu zählt natürlich in erster Linie die Bekämpfung des
Unterrichtsausfalls. Auch das ist ein wesentlicher Beitrag
zur Förderung.

(Beifall bei der CDU)

Nehmen wir die PISA-Ergebnisse ernst, dann müssen
wir natürlich auch die Fördermöglichkeiten entsprechend
ausweiten, und zwar gewaltig. Das beginnt im Kinder-
garten mit einer entsprechenden Frühförderung und
setzt sich mit der Einzelförderung in der Grundschule
fort. Das setzt aber voraus, dass den Lehrerinnen und
Lehrern in den Grundschulen gewisse Erkennungskata-
loge zur Verfügung stehen, damit verhindert wird, dass
das Erkennen von Hochbegabung rein zufällig ist. Dies
setzt einen Aufbau und Ausbau der Testverfahren vor-
aus; denn wir wissen alle – das hat PISA auch gezeigt –,
dass gerade bei der Analysefähigkeit der Lehrerschaft
einige Mängel bestehen, die aufgearbeitet werden müs-
sen. Man wird sie nur aufarbeiten können, wenn es eine
umfassende Schulung und Fortbildung der Lehrerinnen
und Lehrer in diesem Bereich gibt.

Selbstverständlich dürfen wir bei der Förderung der
Hochbegabten – meistens denkt man dabei nur an die
kognitiv Hochbegabten – die speziellen Hochbegabun-
gen im Bereich des Sports, der Kunst und der Musik
nicht vergessen. Auch diesen Bereich gilt es dabei zu
beachten.

Meiner Meinung nach ist die Bereitstellung der notwen-
digen Rahmenbedingungen ein ganz entscheidender
Punkt. Zur Förderung der Hochbegabten brauchen wir
mit Gewissheit zusätzliche Zeitkontingente. Das wird
sich ohne eine Ausweitung dieser Kontingente nicht
machen lassen.

Wir brauchen ein umfassendes Beratungsangebot für
die Eltern. Ich denke, hier ist der psychologische Dienst
gefordert. Mit der Anzahl der Fachleute in diesem Be-
reich kann man überhaupt nicht zufrieden sein.

(Beifall des Abg. Schreiner, CDU)

Ein ganz wichtiger Punkt der Rahmenbedingungen ist
ohne Zweifel, dass wir endlich dazu kommen, die 800
fehlenden Lehrervollzeitstellen entsprechend aufzuneh-
men, um – wie vorhin bereits gesagt – den Unterrichts-
ausfall zu minimieren.

(Beifall der CDU)

Neben der Hochbegabtenförderung in Grundschulen
und weiteren Schulen muss auch beachtet werden, dass
dieser Weg im Bereich der Studenten weitergegangen
wird und es dort eine entsprechende Hochbegabtenför-
derung gibt. Ich weise darauf hin, dass Bayern seit dem
Jahr 2003 Entsprechendes getan hat, indem Elitenetz-
werke – pro Jahr 300 Studenten – gebildet wurden, um
diese Förderung weiterzuführen.

Ich möchte noch eine Anmerkung zu Trier machen. Hier
gilt es, zunächst einmal der Nikolaus-Koch-Stiftung
herzlich für ihr Engagement zu danken. Gleichzeitig gilt
es, Bedenken wegen des unnötigen Zeitdrucks vorzu-
bringen. Man muss einmal sehen, in welche Zwänge die
Gymnasien in Trier gebracht worden sind. Sie sollen
sich innerhalb von vier Wochen bewerben und Gremien
einberufen, um Konzepte zu entwickeln. Ich glaube, dies
ist in Trier in dieser kurzen Zeit schlicht und einfach nicht
möglich.

Ich möchte zu bedenken geben, dass in Trier auch die
Internatsfrage eine entscheidende Rolle spielen wird.
Ohne diese wird eine Hochbegabtenförderung in Trier
nicht funktionieren. In Mainz mag dies anders sein. Wir
haben ohne Zweifel auch das Vorbild Kaiserslautern.

Frau Ministerin, ich hätte gern von Ihnen gewusst, ob es
entsprechende Überlegungen gibt, die Nähe zu Luxem-
burg zu nutzen und darauf entsprechend einzugehen?

Frau Morsblech hat bereits auf die Professur für Hoch-
begabte hingewiesen.

Herr Kuhn, Sie haben das 2003 angekündigt. Bis jetzt ist
sie immer noch nicht besetzt. Demnach ist es dringend
geboten, hier voranzukommen und die Stelle zu beset-
zen. Außerdem ist die Frage offen, ob und inwiefern die
Trierer auf die Ergebnisse der Projektgruppe in Kaisers-
lautern zurückgreifen können.
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Frau Ministerin, auch das hätten wir gern von Ihnen
gehört.

Vielen Dank.

(Beifall der CDU)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Heinrich
das Wort.

Abg. Heinrich, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Herr Lelle, ich stelle eine seltene
Übereinstimmung im Plenum fest. Es ist aber wie immer.
Sie suchen nach dem Haar in der Suppe.

Die Förderung von hochbegabten Schülerinnen und
Schülern steht schon seit Jahren im Blickpunkt der For-
schungs- und Bildungspolitik. Für den schulischen Be-
reich gibt es auch in Rheinland-Pfalz schon seit einiger
Zeit Konzepte zur Förderung von Begabten im schuli-
schen Rahmen. Zu nennen ist hier die Möglichkeit der
vorzeitigen Einschulung in die Grundschule oder das
Überspringen von Klassenstufen und das Modell
BEGYS, bei dem zurzeit an 13 Schulen in Rheinland-
Pfalz besonders motivierte und begabte Schülerinnen
und Schüler die Mittelstufe des Gymnasiums ein Jahr
schneller durchlaufen können.

In der Koalitionsvereinbarung ist festgelegt worden, dass
an den Hochschulstandorten Kaiserslautern, Mainz und
Trier Schulen für Hochbegabtenförderung/Internationale
Schulen eingerichtet werden sollen. Mittlerweile ist ein
weiterer Standort auch in Koblenz vorgesehen.

Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten und der ge-
samten Landesregierung dafür, dass der Standort Ko-
blenz hinzugefügt wurde.

(Beifall bei SPD und FDP)

Diese Schule für Hochbegabtenförderung/Internationale
Schule ist eine hervorragende Ergänzung für den Bil-
dungsstandort Koblenz. Vorangegangen waren intensive
Gespräche mit Elterninitiativen, die darauf hingewiesen
haben, dass ihre Kinder einer anderen Förderung als im
herkömmlichen Schulsystem bedürfen. Nicht selten sind
diese Kinder trotz ihrer hohen Begabung im herkömmli-
chen Schulsystem gescheitert.

Deshalb ist es besonders wichtig, dass in der Aus- und
Fortbildung von Erzieherinnen und Erziehern und Lehre-
rinnen und Lehrern Elemente enthalten sind, die das
Erkennen von Hochbegabungen möglich m achen.

Ausgehend von der Koalitionsvereinbarung ist festgelegt
worden, dass als Erste die Schule für Hochbegabtenför-
derung/Internationale Schule am Heinrich-Heine-
Gymnasium in Kaiserslautern ihre Arbeit aufnehmen
soll. Mittlerweile ist das erste Schuljahr fast beendet.

Als zweite Schule wird das Gymnasium in Mainz-
Gonsenheim starten. Für Trier – es ist mehrfach ange-
sprochen worden – ist der so genannte Startschuss
gegeben worden.

In der Fragestunde sollten die Erfahrungen des Heinrich-
Heine-Gymnasiums abgefragt werden. Leider ist dies
aufgrund der Zeit nicht möglich gewesen. Ich gehe da-
von aus, dass diese Erfahrungen insbesondere für das
Gymnasium in Trier sowie für die Planung in Koblenz
nützlich sein werden. Da ich der Auffassung bin, dass für
einen erfolgreichen Start eine ausreichende Zeit für die
Vorbereitung erforderlich ist, habe ich im Rat der Stadt
Koblenz dafür gesorgt, dass mit den Vorbereitungen
bereits jetzt und sehr frühzeitig begonnen wird.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vorgestern hat sich der Koblenzer Schulträgeraus-
schuss mit dem Thema beschäftigt und Frau Wenzel-
Staudt – das ist die Leiterin der Schule für Hochbegab-
tenförderung/Internationale Schule in Kaiserslautern –
zu einem Gespräch gebeten. Auch ein Vertreter der
Stadt Mainz hat von den Erfahrungen in der Vorberei-
tung berichtet.

Daraus ist deutlich geworden, dass es einer erheblichen
Vorbereitungszeit bedarf, diesen neuen Schultyp auf den
Weg zu bringen. Deshalb ist es richtig und wichtig, dass
vom Bildungsministerium im Mai der Startschuss gege-
ben worden ist und die Gymnasien in Trier aufgefordert
werden, eine Bewerbung und ein Konzept vorzulegen,
damit der Start in Trier gelingen wird.

Wichtig ist auch, dass die Lehrerinnen und Lehrer an
den Hochbegabtenschulen in einem gesonderten Ver-
fahren ausgesucht werden. An Lehrerinnen und Lehrer,
die junge Menschen mit einem IQ von 130 und mehr
fordern und fördern sollen, werden andere Anforderun-
gen als an herkömmlichen Schulen gestellt werden
müssen. Andere Unterrichtsformen werden erforderlich
sein. Der Lehrer wird aus der Rolle des Lehrenden stär-
ker in die Rolle des Moderators eines Lernprozesses
rücken.

(Beifall der SPD und der FDP)

Selbstverständlich wird das neue Schulsystem in Ganz-
tagsform geführt, sodass auch externe Experten und
Angebote eingebunden werden. Der wichtigste Koope-
rationspartner ist dabei sicher die Universität oder die
Fachhochschule vor Ort. Nicht nur die gemeinsame
Nutzung von Räumen, sondern auch der Besuch von
Veranstaltungen und der Erwerb von Leistungsnachwei-
sen sind gute Möglichkeiten, die Verzahnung von Schule
und Hochschule zu fördern, wie sie im neuen Schulge-
setz gefordert wird.

Wie auch im Ganztagsschulprogramm werden weitere
Kooperationspartner folgen. Eines scheint mir besonders
wichtig. Lange Zeit ist besonders in Trier darüber disku-
tiert worden, eine eigenständige Schule für Hochbegab-
tenförderung/Internationale Schule zu gründen. Ich halte
die Entscheidung, diesen Schulzweig an ein bestehen-
des Gymnasium anzugliedern, nicht nur aus finanziellen
Gründen für eine gute Lösung. So können nämlich eini-
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ge Angebote für Schülerinnen und Schüler der Regel-
klassen geöffnet werden, um so einer zu starken Isolie-
rung des Hochbegabtenbereichs vorzubeugen.

Zielgruppe dieser Schulen sind auch Schülerinnen und
Schüler mit internationalem Hintergrund, und zwar Kin-
der und Jugendliche, die sich mit ihren Eltern vorüber-
gehend in Deutschland aufhalten, einen international
anerkannten Schulabschluss anstreben oder über be-
sondere Sprachkenntnisse verfügen. Ich denke, dass wir
mit dieser Kombination bei den betroffenen Eltern und
Elterninitiativen auf eine positive Resonanz stoßen wer-
den.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsident Creutzmann:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wiechmann.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Meine hell-
seherischen Fähigkeiten haben mich einmal mehr nicht
getäuscht. Ich habe es vorausgesagt;

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf von der FDP: Ui!)

denn es war zu erwarten, die FDP wird jede neue, noch
so  kleine  Lerngruppe,   jeden  Verwaltungsschritt  und
– wenn Sie mir den Ausdruck verzeihen – jeden Pups
sozusagen für so genannte Hochbegabtenschulen/
Internationale Schulen zum Anlass für eine Aktuelle
Stunde nehmen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Schmitz und Kuhn, FDP: Das

verzeihen wir nicht! –
Ministerpräsident Beck: Letzteres hat

nichts mit Hellseherei zu tun!)

Meine Damen und Herren, es gibt rund 10.000 hochbe-
gabte Schülerinnen und Schüler an den Schulen in
Rheinland-Pfalz. Wie schon im vergangenen Schuljahr
sollen nun sage und schreibe etwas über 20, diesmal
aus dem Raum Trier, in den Genuss individueller Förde-
rung kommen, die doch eigentlich selbstverständlich
allen Schülerinnen und Schülern zustehen müsste.

Meine Damen und Herren, wer dies als einen Erfolg
verkaufen muss, der hat wohl sonst kein zeitgemäßes
Konzept zu bieten und greift ganz tief in die bildungspo-
litische Mottenkiste.

Der Ausbau von Eliteschulen zeugt von einem Denken
von vorgestern und nicht von bildungspolitischem Weit-
blick und wird vor allem den bildungspolitischen Not-
wendigkeiten in unserem Land in keiner Weise gerecht.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Kuhn, FDP: Da merkt man, wo Sie stehen!)

Meine Damen und Herren, ideologisch verbohrt und
uneinsichtig wird ein Schritt der immer noch gesteigerten
Auslese weiterhin beschritten, von dem selbst Expertin-
nen und Experten aus Ihrem Lager Ihnen strikt abraten,
Herr Kollege Kuhn.

(Frau Morsblech, FDP: Vielleicht
hören Sie einmal zu!)

Vor wenigen Monaten hätten die rheinland-pfälzischen
Freidemokraten ihrer Referentin auf ihrem eigenen Bil-
dungskongress, Frau Cornelia Stern von der Bertels-
mann-Stiftung, richtig zuhören sollen; denn sie hat die
Notwendigkeit einer individuellen Förderung für alle
Kinder und Jugendlichen in den Vordergrund ihres Vor-
trags bei Ihrem FDP-Bildungskongress als Vorausset-
zung für eine adäquate Förderung hochbegabter Schüle-
rinnen und Schüler gestellt.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Kuhn, FDP: Das ist doch kein Widerspruch!)

Meine Damen und Herren, individuelle und gemeinsame
Förderung aller Schülerinnen und Schüler in allen
Schulen statt frühzeitiger Auslese ist das Rezept des
PISA-Siegers Finnland. Das bildet auch die Basis für
eine breite Spitze hochqualifizierter Schulabsolventinnen
und -absolventen.

Die frühzeitige Auslese, wieder einmal in Penetranz
durchgeführt, führt zu mangelnder Förderung der Masse
der Schülerinnen und Schüler und somit auch der Masse
der hochbegabten Schülerinnen und Schüler.

(Frau Morsblech, FDP: Was ist
denn hier ideologisch?)

– Frau Morsblech, vor etwas mehr als zwei Monaten
haben ausgerechnet in Trier die Initiatoren für eine
Hochbegabtenschule nach dem Muster von Kaiserslau-
tern im Tagungszentrum der IHK mit der Direktorin der
privaten Jugenddorf-Christophorus-Schule eine sehr
erfahrene und kompetente Expertin einladen, die sich
seit über 20 Jahren der Förderung von Schülerinnen und
Schülern mit außergewöhnlichen Fähigkeiten widmet.

Sie hat sich vehement gegen Eliteschulen und für eine
Kombination von persönlicher Förderung und Integration
in den normalen Unterricht ausgesprochen.

Meine Damen und Herren von der FDP, wenn Sie schon
von mir keine Ratschläge annehmen, dann sollten Sie
doch wenigstens auf diejenigen hören, die Sie tatsäch-
lich auch selbst um Rat fragen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Argumente für separate
Hochbegabtenschulen, Eliteschulen sind an den Haaren
herbeigezogen, weil sie natürlich für alle Schülerinnen
und Schüler gelten müssen und deshalb als Begründung
für einige wenige Schulen für intellektuell Hochbegabte
nicht nützen.

Sie sind auch zutiefst ungerecht, Frau Kollegin Mors-
blech. Das muss ich leider sagen. Chancengleichheit
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und Chancengerechtigkeit, auch allen hochbegabten
Schülerinnen und Schülern gegenüber, werden mit Fü-
ßen getreten.

(Frau Morsblech, FDP: Das ist
doch völliger Unsinn!)

Meine Damen und Herren, die Einrichtung immer neuer
kleinerer Einrichtungen zur Förderung einer winzigen
Minderheit der hochbegabten Schülerinnen und Schüler
ist kein Weg mit dem Ziel, alle hochbegabten Schülerin-
nen und Schüler optimal zu fördern und zu fordern.

Unsere Lehrerinnen und Lehrer sind nicht einmal dafür
ausgebildet. Das wurde von allen Rednerinnen und
Rednern bisher auch gesagt. Deshalb sind sie auch in
der Regel noch nicht in der Lage, Hochbegabung zu
diagnostizieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den regierungstra-
genden Fraktionen, ich würde Ihnen raten, machen Sie
doch erst einmal Ihre Hausaufgaben. Befähigen Sie
doch erst einmal an jeder Grundschule, oder besser
noch an jeder Kindertagesstätte, wenigstens eine Lehr-
kraft, die Hochbegabung und besondere Leistungsfähig-
keit von Kindern überhaupt frühzeitig erkennen zu kön-
nen.

Dann befähigen Sie die Lehrkräfte und die Schulen,
individuelle Förderstrukturen für diese Schülerinnen und
Schüler aufzubauen und sie individuell an den Schulen
zu fördern und zu fordern.

(Frau Morsblech, FDP: Sie hören nie zu!)

Das ist fundamental aus unserer Sicht. Dazu müssen
beispielsweise aber alle Schülerinnen und Schüler befä-
higt werden, selbstständig und eigenverantwortlich zu
lernen. Es müssen Unterrichtsstrukturen und -formen
grundlegend verändert werden.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Rheinland-Pfalz braucht
keine so genannten Eliteschulen an ausgewählten
Standorten, sondern Rheinland-Pfalz braucht die indivi-
duelle Förderung und bestmögliche Förderung aller
Schülerinnen und Schüler an allen Schulen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die Landesregierung spricht Frau Staatsministerin
Ahnen.

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! In aller Kürze die positiven Fakten.

Erstens: Wir wollen mit der Schule für Hochbegabtenför-
derung/Internationale Schule in Trier zum Schuljahr
2005 starten. Wir haben jetzt mit den intensiven Vorbe-
reitungen begonnen. Ich denke, das ist ein ausgespro-
chen erfreuliches Ereignis.

(Beifall der SPD und der FDP)

Zweitens: Wir haben Unterstützung. Wir haben Unter-
stützung in der Region. Wir haben aber auch Unterstüt-
zung zum Beispiel bei der Nikolaus-Koch-Stiftung; dies
übrigens – das ist mir wichtig – bei großer konzeptionel-
ler Übereinstimmung über das, was wir uns vorgenom-
men haben.

(Beifall der SPD und der FDP)

Dazu  gehört,  dass  wir  entschieden  haben,  wie  in
Kaiserslautern und Mainz auch, diese Schule an ein
bestehendes Gymnasium anzubinden und dort ein spe-
zielles Angebot zu machen.

Die Koch-Stiftung will uns unterstützen, nicht nur mit
dem Internat, sondern auch beim Aufbau von Kompe-
tenzen in der Region. Ich denke, auch das ist eine aus-
gesprochen erfreuliche Nachricht.

Drittens: Aus meiner Sicht bietet es für die Schulen in
der Region, aber auch für die Region eine große Chan-
ce. Natürlich sind die Schulen jetzt aufgefordert, zügig
ein Konzept vorzulegen, Herr Kollege Lelle.

Das heißt aber nicht, dass Mitte Juni jedes Detail fest-
stehen soll und muss – das kann auch gar nicht so
sein –, sondern Grobkonzepte vorliegen, die dann in der
konkreten Umsetzung auch weiterentwickelt werden.

(Lelle, CDU: Aber Sie entscheiden
doch schon!)

Das ist für die Schulen leistbar. Ich bin ganz sicher, dass
sie das mit großem Engagement angehen werden, so
wie das zum Beispiel in Mainz auch der Fall war.

Wir werden selbstverständlich auch die besonderen
Chancen des Standorts nutzen. Eine der besonderen
Chancen ist, dass wir gerade unter dem Aspekt „grenz-
nahe Region“ natürlich die Internationalität in besonderer
Weise stärken können. Das wird sicherlich eine Beson-
derheit des Trierer Standorts werden.

Ich weiß, das erfordert erhebliche Kraftanstrengungen
bei allen Beteiligten. Aber ich sage auch an dieser Stelle
ziemlich deutlich, wir haben mit dem, was wir verspro-
chen haben, völlig den Zeitplan gehalten.

(Beifall der FDP)

Das ist natürlich nicht primär und nicht allein ein Ver-
dienst der Landesregierung, sondern auch aller anderen
Beteiligten. Aber ich finde, das muss man schon zur
Kenntnis nehmen, zumal unsere Zeitpläne ehrgeizig
waren, keine Frage.

(Beifall der SPD und der FDP)
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Herr Abgeordneter Wiechmann, Sie haben heute wieder
die Debatte geführt, die wir schon kennen. Sie haben
sozusagen individuelle Förderung gegen die Konzeption
eines speziellen Angebots gestellt.

Für mich heißt Individualität zuvorderst und zuerst, es
gibt nicht die eine richtige Antwort, sondern wir brauchen
eine Vielzahl von Maßnahmen. Dann darf man aber
auch nicht mit Scheuklappen sagen, die nehmen wir
überhaupt nicht in den Blick.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich weise darauf hin, dass wir ein Gesamtkonzept auf
den Weg bringen. Wir haben die BEGYS-Klassen, wir
haben die individuelle Verkürzung der Schulzeit, wir
haben die Voraussetzungen für eine frühzeitige Ein-
schulung geschaffen, und wir haben eine Vielzahl von
Enrichment-Maßnahmen von Schülerwettbewerben über
Förderprojekte und Kooperationen mit Universitäten und
Wirtschaftsbetrieben bis hin zu Gymnasien mit bilingua-
lem Zug und des Angebots eines doppelten Abschlusses
ergriffen. Wir haben nun auch einen Schwerpunkt in der
Grundschule mit dem so genannten „Entdeckertag“
gesetzt, den wir in der Region Zweibrücken erproben
wollen und von dem wir uns in der Tat Hinweise für eine
Gesamtentwicklung der Primarstufe versprechen, damit
spezielle Begabungen noch besser erkannt werden
können, als dies bisher der Fall ist.

Wir wollen auch einen Punkt aufgreifen, den ich nach
wie vor für kritisch halte. Wir wollen gerade über den
Schwerpunkt in der Grundschule mit dafür sorgen, dass
auch bei Mädchen früher besondere Begabungen er-
kannt werden; denn wir wissen, dass in diesem Bereich
nach wie vor ein Problem besteht. Dies ist eine der Hoff-
nungen, die ich gerade mit diesem Projekt verbinde.

Wir haben Ferienakademien, und wir haben das Kinder-
College in Neuwied. Wir waren eines der Bundesländer,
die als erste eine Junior-Akademie angeboten haben.
Wir werden dies im Sommer wiederholen. Wir werden
mit der Deutschen Gesellschaft für das hochbegabte
Kind die Ferienakademie-Idee fortsetzen. Dies ist eine
Vielzahl von Maßnahmen, die ich nun noch fortsetzen
könnte.

Wir sind uns einig darüber, dass aus dieser Vielzahl von
individuellen Angeboten ein Gesamtkonzept entstehen
wird, das wir im Land Rheinland-Pfalz realisieren wollen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Herr Abgeordneter Lelle, Sie haben dieser Debatte er-
neut vorgeworfen, es gehe um Effekthascherei. Das
haben Sie kürzlich schon einmal getan, als ich zusam-
men mit meinem Kollegen Professor Dr. Zöllner die
Kinder-Universität in Rheinland-Pfalz vorgestellt habe.
Die Presseerklärung der CDU-Fraktion dazu lautete:
„Billige Effekthascherei“.

Von dieser billigen Effekthascherei, wie Sie es bezeich-
nen, profitieren in diesem Land inzwischen tausende von
Kindern.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vor diesem Hintergrund halte ich das für völlig unange-
messen.

Selbstverständlich setzen wir auch einen Schwerpunkt in
der Fort- und Weiterbildung von Erzieherinnen und Er-
ziehern sowie von Lehrerinnen und Lehrern. Wir haben
inzwischen mehrere Fachtagungen mit großer Resonanz
zu diesem Thema durchgeführt. Wir bieten auch in die-
sen Fällen individuell zugeschnittene Pakete für die
Schulen an. Selbstverständlich ist und bleibt dies ein
Schwerpunkt.

Aber Herr Abgeordneter Wiechmann, es ist falsch zu
glauben, zunächst müssten alle fortgebildet werden, um
irgendwann mit der praktischen Umsetzung anfangen zu
können. Ich sage Ihnen, die Entwicklung im Bildungsbe-
reich ist so dynamisch, dass selbst die beste Fortbildung
niemals ausreichen würde. In zwei oder drei Jahren
müssten wir eine weitere anbieten. Insofern ist es richtig,
Fort- und Weiterbildung begleitend zu neuen Angeboten
mit engem Praxisbezug durchzuführen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Ich bin weit davon entfernt zu sagen, wir hätten nichts
mehr zu tun. Nein, im Gegenteil, wir haben eine ganze
Menge zu tun, vor allen Dingen auch in enger Zusam-
menarbeit mit den Lehrerinnen und Lehrern, mit den
Erzieherinnen und Erziehern und mit den Schulen. Aber
ich bin überzeugt, das Land Rheinland-Pfalz hat im Chor
der Bundesländer in der Frage der speziellen Bega-
bungsförderung einen festen Platz eingenommen, und
unsere Aktivitäten werden nicht nur in Rheinland-Pfalz
sehr positiv begleitet und wahrgenommen, sondern
inzwischen auch bundesweit.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsident Creutzmann:

Damit ist die Aussprache zu dem ersten Thema der
Aktuellen Stunde beendet.

(Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Nee, nee, nee!)

Die Kollegen hatten siebeneinhalb Minuten Redezeit zur
Verfügung und haben sie ausgenutzt.

(Zurufe der Abgeordneten Wiechmann,
Frau  Thomas  und  Dr.  Braun,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –

Weitere Zurufe aus dem Hause)

Herr Kollege Wiechmann, Sie haben sechseinhalb Mi-
nuten Redezeit ausgeschöpft. Das ist hier festgehalten.
Wenn Sie aber noch das Bedürfnis haben, etwas zu
sagen, können Sie noch eine Minute reden.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich rufe das zweite Thema der

AKTUELLEN   STUNDE
auf:

„Agrogentechnik: Verbraucherschutz
nach dem Fall des EU-Moratoriums“

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/3173 –

Für die Antrag stellende Fraktion hat Frau Abgeordnete
Kiltz das Wort.

(Unruhe im Hause)

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben
diese Aktuelle Stunde beantragt, weil Entscheidungen
und Ereignisse der letzten Tage eine politische Diskus-
sion erfordern.

(Unruhe im Hause –
Zuruf der Abg. Frau Kohnle-Gros, CDU)

– Was schimpfen Sie denn so, Frau Kollegin?

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Nicht mit Ihnen!)

– Nicht mit mir? – Ah, ja.

(Unruhe im Hause)

Dies sind die folgenden Ereignisse:

1. der Fall des EU-Moratoriums,

2. der Erprobungsanbau gentechnisch veränderter
Pflanzen in sieben Bundesländern und

3. der Urteilsspruch im Rechtsstreit Monsanto gegen
Schmeiser.

Zum ersten Punkt: Die EU-Kommission hat mit ihrer
Zulassung eines Bt-Mais am 19. Mai das seit sechs
Jahren faktisch geltende Gentechnik-Moratorium aufge-
hoben.

(Dr. Geisen, FDP: Am 13.!)

– Am 19. Mai, Herr Kollege Geisen.

Sie hat damit dezidiert gegen den Verbraucherinnenwil-
len entschieden.

(Billen, CDU: Wer?)

– Die EU-Kommission, Herr Kollege Billen.

(Unruhe im Hause)

Problematisch ist nicht nur dieser Einzelakt, sondern
auch seine Türöffnerfunktion für anstehende Zulassun-
gen. In der Warteschlange stehen elf Anträge zur Ein-
führung und Verarbeitung gentechnischer Pflanzen, 13

zum Anbau bestimmter Gentech-Pflanzen und neun für
weitere konkrete Lebensmittel wie der Bt-Süßmais, der
jetzt zugelassen wurde.

(Billen, CDU: Was ist daran neu?)

Zum Teil sind die wissenschaftlichen Prüfungen abge-
schlossen, und der Zulassungsdruck ist hoch.

(Unruhe im Hause)

Meine Damen und Herren, das ist hochproblematisch in
einer Situation, in der weder Haftungsfragen noch Ko-
existenzregelungen verbindlich und einheitlich in Europa
geklärt sind, ganz zu schweigen – Herr Kollege Billen,
das geht Sie als praktizierender Bauer viel an – von der
noch ausstehenden Kennzeichnung von Saatgut.

Die Kommission war schlecht beraten, als sie diese
Entscheidung getroffen hat, zudem noch so kurz vor der
Europawahl, die ein neu zusammengesetztes Parlament
und eine neue Kommission erwarten lässt.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, es ist nichts Neues, dass die
globalen Gentech-Konzerne gesetzliche Grauzonen
nutzen, um gegen den Mehrheitswillen der Verbraucher
ihre Produktionsweise durchzusetzen. Es ist aktuell auch
nicht das einzige Beispiel.

Daher komme ich zum zweiten Punkt. Wir haben mo-
mentan auf ca. 300 Hektar Fläche in sieben Bundeslän-
dern Erprobungsanbau von Mon 810, einem Bt-Mais von
Monsanto, der unverträglich ist für den Maiszünsler, und
dies in einer Situation, in der das Gentechnik-Gesetz
noch nicht verabschiedet werden konnte, weil es von
den CDU-geführten Ländern im Bundesrat blockiert
wurde, werte Kolleginnen und Kollegen von der CDU.

(Zurufe der Abg. Billen und Frau
Kohnle-Gros, CDU)

Das heißt, es gibt kein Standortregister. Die Bauern in
den sieben Bundesländern, in denen der Erprobungsan-
bau stattfindet, wissen nicht,

(Billen, CDU: Sagen Sie mir einmal,
was aktuell daran ist!)

ob sich auf ihren Nachbaräckern GVOs befinden, die
auskreuzen und ihre eigene Fläche kontaminieren
könnten.

(Billen, CDU: Das ist doch der Versuch,
Wahlkampf zu machen!)

– Sie können Wahlkampf betreiben, ich rede über die
Sache.

SPD und GRÜNE im Bayerischen Landtag haben ges-
tern den sofortigen Ausstieg Bayerns aus diesem Groß-
test gefordert.

Nun komme ich zu dem dritten Punkt, den ich am
schwierigsten und hochproblematisch finde. Ganz aktu-
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ell ist der Rechtsstreit zwischen der Firma Monsanto und
dem kanadischen Farmer Schmeiser wieder in der Pres-
se. Der Fall macht deutlich, dass wir es mit ganz ande-
ren Fragen als denen nach der Haftung zu tun bekom-
men, zum Beispiel mit der Frage, ob ein betroffener
Landwirt auch noch Lizenzgebühren an den jeweiligen
Konzern zahlen muss, wenn er Verunreinigungen auf
dem Feld hat.

Zum Verständnis für diejenigen Kolleginnen und Kolle-
gen, die in der Materie nicht so bewandert sind: Der
Farmer baut seit 40 Jahren einen besonders ölhaltigen
Raps an und verwendet regelmäßig zur Aussaat eigenes
Saatgut von der Vorjahresernte. 1998 wurde er vom
Monsanto-Konzern auf die Zahlung von Patentgebühren
verklagt, weil Monsanto-Raps auf seinen Feldern auf-
getaucht war. Er ist der Überzeugung, dies ist durch
Verunreinigung geschehen, Monsanto behauptet, er
habe den gentechnisch veränderten „Roundup Ready“-
Samen illegal beschafft und ausgesät und beharrte auf
den Lizenzgebühren.

Nach sieben Jahren Rechtsstreit und einer halben Mil-
lion Gerichtskosten muss Percy Schmeiser zwar jetzt
keine Lizenzgebühren bezahlen, aber Monsanto hat von
vielen Bauern vorher abkassiert, die sich nicht gewehrt
haben, und das Patent wurde bestätigt.

Ich sage noch einmal, damit stellt sich nicht mehr die
Frage, wer für Verunreinigungen haftet,

(Billen, CDU: Das ist aber eine
einseitige Darstellung!)

sondern wie Landwirte sich davor schützen können,
dass sie bei Verunreinigungen auf ihren Feldern auch
noch Lizenzgebühren zahlen sollen.

(Zuruf des Abg. Billen, CDU)

– Ich verstehe Sie nicht. Sie können das hinterher am
Mikrophon sagen, dann verstehe ich Sie vielleicht bes-
ser.

(Glocke des Präsidenten)

– Ich komme zum letzten Satz, Herr Präsident. Es war
so unruhig. Vielleicht bekomme ich noch ein paar Se-
kunden.

(Frau Schneider, CDU: Herr Präsident,
greifen Sie einmal durch!)

Wie wichtig es ist, dass die Landesregierung, an die ich
mich jetzt richte, die Novelle des Gentechnikgesetzes im
Bundesrat unterstützt, möchte ich noch einmal betonen.
Ich rede jetzt mit der Landesregierung, Frau Kollegin.

(Schmitt, CDU: Ja und?)

– Aber ruhig sein, Herr Kollege. Wir brauchen in unge-
klärten Situationen, in denen wir wissen, dass vieles
möglich werden könnte, was wir jetzt noch für unmöglich
halten, rechtliche Regelungen,

(Jullien, CDU: Die Landesregierung
hört gar nicht!)

die zumindest den Anspruch verfolgen, den Verbrau-
cherschutz und die Wahlfreiheit für Erzeuger und Ver-
braucher zu sichern. Ihnen und den Kollegen von der
FDP sage ich, setzen Sie sich doch bei Ihren Kollegen in
den anderen Bundesländern dafür ein,

(Glocke des Präsidenten)

dass die Gesetzesnovelle nicht verwässert und nicht
länger blockiert wird.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Frau Abgeordneter Ebli das Wort.

Abg. Frau Ebli, SPD:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Aktuell ist die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
in der Tat.

(Schmitt, CDU: Nicht!)

– Ich spreche nicht von dem Fall, sondern von einem
Ende des Moratoriums, das seit 1998 bestand. Man
muss es nicht so negativ besetzen.

Wir haben uns im Plenum am 18. März 2004 sehr inten-
siv mit dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN „Verbraucherschutz durch Verzicht auf gen-
technichen Einsatz“ befasst. Daraufhin haben wir erneut
das Thema im Fachausschuss diskutiert.

Wir haben einstimmig beschlossen, am 15. Juni 2004
eine Anhörung durchzuführen. Ich vertrete die Auffas-
sung, dass wir uns den Sachverstand der Experten
einholen und abwarten sollten, bevor wir uns eindeutig
positionieren,

(Schmitt, CDU: Gute Aussage!)

sonst bräuchten wir die Anhörung nicht durchzuführen.

(Beifall bei SPD, CDU und FDP –
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das war‘s? Das war aber dünn!)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Frau Abgeordneter Schäfer das Wort.

Abg. Frau Schäfer, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Frau Kollegin Kiltz, ich erlaube mir, Sie daran zu
erinnern, wie es Frau Ebli eben schon getan hat, dass
Sie eine Anhörung zur grünen Gentechnik wollten. Wir
werden diese Anhörung durchführen. Wir sind uns alle
darüber einig gewesen, dass es Sinn macht, erst einmal
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die Argumente der Experten zu hören. Sie haben dem
jetzt heute vorgegriffen.

Wir haben den Eindruck gewonnen, dass es Ihnen gar
nicht mehr darum geht, im Ausschuss die Argumente zu
hören, sondern dass Sie schon genau wissen, was Sie
hören wollen, und schon Ihre Meinung fertig haben.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wir  haben  im  Gegensatz  zu  Ihnen  eine
Position! Die kann man auch mit Experten

diskutieren! Was ist das für eine
Argumentation?)

Ich möchte Sie bitten, lassen Sie diese Panikmache
gegenüber den Verbraucherinnen und Verbrauchern,
dies gerade in deren Interesse.

(Beifall bei CDU und FDP)

Wir nehmen die Anhörung und die Experten ernst. Des-
wegen werden wir uns heute an dieser Debatte nicht
beteiligen.

(Beifall bei CDU, SPD und FDP)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Geisen das Wort.

(Schmitt,  CDU:  Dem  ist  nichts
hinzuzufügen, Herr Dr. Geisen!)

Abg. Dr. Geisen, FDP:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Lassen Sie mich zunächst klarstellen, für die FDP-
Landtagsfraktion genießt der Verbraucherschutz abso-
lute Priorität. Diesem müssen alle weiteren Interessen
und Forderungen untergeordnet werden. Ein vorsorgen-
der Gesundheits- und Verbraucherschutz muss für alle
Beteiligten im Mittelpunkt stehen. Der Verbraucher-
schutz ist in Rheinland-Pfalz sehr gut organisiert und
befindet sich in guten Händen.

Meine Damen und Herren, in Respekt vor dem von allen
Fraktionen im Agrarausschuss beschlossenen Anhör-
termin, in Respekt vor den Gutachtern und dem Infor-
mationsreichtum, der uns vorgetragen werden wird,
werden wir uns von der FDP-Fraktion die notwendige
Zeit lassen, bevor wir uns konkret zum Thema „Gen-
technik“ äußern.

Danke schön.

(Beifall bei FDP, SPD und CDU)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die Landesregierung erteile ich Frau Staatsministerin
Conrad das Wort.

Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich begrüße
es ausdrücklich, dass sich der Landtag fraktionsüber-
greifend dazu bekennt, dass man mit der Komplexität
grüner Gentechnik wirklich seriös umgeht und diese
Fragestellungen auch in Verbindung mit einer Anhörung
noch vertiefend behandelt. Gestatten Sie mir dennoch
für die Landesregierung auch vor dem Hintergrund der
Fragestellungen, die Frau Kiltz mit dem Antrag „Agro-
gentechnik: Verbraucherschutz nach dem Fall des EU-
Moratoriums“ aufgeworfen hat, einiges zu sagen.

Es ist richtig, das De-facto-Moratiorium der Europäi-
schen Union bezüglich des Imports und der Zulassung
des Inverkehrbringens von gentechnisch veränderten
Organismen ist beendet. Wie Sie wissen, wurde kürzlich
Süßmais der Sorte Bt11 von der EU-Kommission zuge-
lassen.

Die Genehmigung gestattet dem Schweizer Agroche-
mieunternehmen Syngenta den Import des Bt11-Maises.
Diese Maissorte enthält ein bakterielles Gen aus dem
Bacillus thuringiensis und produziert ein für Insekten
giftiges Protein, das so genannte Bt-Toxin. Dadurch wird
die Pflanze nicht von Schädlingen wie dem Maiszünsler
und dem Maiswurzelbohrer befallen; sie ist insektenres i-
stent. Eine Zulassung für den Anbau in der EU ist bean-
tragt, aber noch nicht erteilt worden.

Seit 1998 ist dies das erste Mal, dass in der Europäi-
schen Union ein gentechnisch verändertes Lebensmittel
zugelassen wurde.

Vor dieser Zeit sind allerdings auch schon andere gen-
technisch veränderte Pflanzen in der Europäischen
Union als Lebensmittel genehmigt worden, zum Beispiel
Roundup Ready Sojabohnen von Monsanto oder Bt176-
Mais von Ciba-Geigy.

Im Rahmen des Zulassungsverfahrens in der EU werden
zahlreiche Untersuchungen durchgeführt, unter anderem
toxikologische Studien an Versuchstieren, Fütterungs-
studien und Untersuchungen zur Allergenität aufgrund
von Sequenzanalogien mit bekannten Allergenen.

In das Zulassungsverfahren sind neben der europäi-
schen Behörde für Lebensmittelsicherheit auch die na-
tionalen Fachbehörden eingebunden und können gege-
benenfalls auch Einwände vorbringen.

Im Rahmen dieses Zulassungsverfahrens kam die EU-
Kommission zu dem Schluss, dass Bt11-Mais keine
Gefahr für Mensch und Umwelt darstellt und mit her-
kömmlichem Mais vergleichbar ist. Der Landesregierung
liegen keine Daten vor, die diese Bewertung infrage
stellen würden.

Durch den jahrelangen Anbau und im Übrigen auch
Konsum von Bt11-Mais, zum Beispiel in den Vereinigten
Staaten, liegen auch schon Erfahrungen mit dieser
Pflanze vor.

Im Übrigen ist der Bacillus thuringiensis, also das Bakte-
rium, aus welchem dieses Gen stammt, auch im ökolo-
gischen Landbau als natürliches Insektizid zugelassen.
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Der Vollständigkeit halber möchte ich schon anführen:
Darüber hinaus sollte ein mögliches Restrisiko von
GVO-Pflanzen auch im Vergleich mit durchaus ernst zu
nehmenden potenziellen Gefährdungen zum Beispiel
durch klassische, systemisch wirkende Pflanzenschutz-
mittel bewertet werden.

Die Genehmigung zum Inverkehrbringen legalisiert zwar
das Verfahren des Inverkehrsbringens, ist aber natürlich
keine Garantie für einen wirtschaftlichen Erfolg. Wie wir
aus Umfragen wissen, ist die Akzeptanz gentechnisch
veränderter Produkte bei Verbraucherinnen und Ver-
brauchern nur sehr gering.

In Anbetracht dieser aktuellen Frage hat sich die Firma
Syngenta Seeds dahin gehend geäußert, dass sie den
Bt11-Mais trotz der Zulassung derzeit nicht als Lebens-
mittel auf den europäischen Markt bringen möchte.

Dies lässt jedoch nicht den Schluss zu, die grüne Gen-
technik sei zum Stillstand gekommen. Frau Kiltz, hier
haben Sie Recht. Für ein halbes Dutzend anderer gen-
technisch veränderter Maissorten sowie für Zuckerrüben
und Sojabohnen sind Genehmigungsanträge gestellt
und es ist zu erwarten, dass in naher Zukunft weitere
Genehmigungen ergehen werden. Die Frage stellt sich
also durchaus, wie gehen wir mit GVO-Produkten um,
die auf den Markt gelangen.

Ohne auf die anderen von Ihnen angesprochenen
Punkte einzugehen, will ich an dieser Stelle unterstrei-
chen, dass wir in Deutschland ein novelliertes Gentech-
nikgesetz brauchen. Die Landesregierung begleitet
dieses Gesetzgebungsverfahren ausgesprochen kon-
struktiv, zum Beispiel auch  mit Änderungsanträgen im
Bundesrat. Das geschieht durchaus unterstützend.

Ich will unterstreichen, dass es wünschenswert wäre,
gerade wegen der Bedeutung Rechtssicherheit zu ha-
ben. Die CDU sollte dafür sorgen, dass eine Unterstüt-
zung im Bundesrat erfolgt.

Das zu Recht angesprochene Beispiel des Versuchsan-
baus in den neuen Bundesländern braucht eine bessere
rechtliche Grundlage. Gerade durch das Gentechnikge-
setz sollen die rechtlichen Fragen geklärt werden: Wie
organisieren wir Koexistenz, wie sieht in Zukunft die
Haftungsfrage aus und vieles mehr? – Wir begrüßen
ausdrücklich dieses Verfahren; denn wir brauchen eine
Rechtssicherheit. Ich würde mir wünschen, dass die
Landesregierung in Sachsen-Anhalt mehr Transparenz
bezüglich der Anbauflächen darstellen würde. Es hat
keinen Sinn, mit Intransparenz oder Geheimniskrämerei
für diese Anbauformen zu werben. Es gibt auch keinen
Grund zu verschweigen, dass ein solcher Versuchsan-
bau existiert.

Sogar die Gegner des Versuchsanbaus oder der Gen-
technik müssen ein Interesse daran haben, dass wir
über den Versuchsanbau Erfahrungen sammeln können,
wie wir Koexistenzen verschiedener Anbauformen in
Zukunft gewährleisten wollen. Das gilt für die Landwirt-
schaft mit konventionellem Anbau, ökologischem Anbau
und Anbau von GVO-Produkten und -pflanzen.

Ich komme zurück zu dem wesentlichen Aspekt des
Inverkehrbringens durch die Entscheidung der Europäi-
schen Union.

Aus Sicht der Landesregierung sind vier Aspekte we-
sentlich:

1. Wichtig ist für uns, dass das gentechnisch veränderte
Lebensmittel vor der Zulassung gründlich und wissen-
schaftlich fundiert geprüft wird und auf dem Markt be-
findliche GVO-Produkte sicher für die Verbraucher und
Verbraucherinnen und unschädlich für die Umwelt sind.
Ich plädiere nachdrücklich dafür, dass die Zulassung für
Verbraucher und Verbraucherinnen transparenter und
nachvollziehbarer auch in den Prüf- und Bewertungs-
verfahren gestaltet wird.

2. Die Landesregierung setzt sich seit langem dafür ein,
dass durch die Kennzeichnungsregelungen die erforder-
liche Transparenz auf dem Markt erreicht wird. Die
Rechtsgrundlagen sind geschaffen. Die Lebensmittelin-
dustrie und der Handel haben den klaren Auftrag erhal-
ten, Produkte aus gentechnisch veränderten Organis-
men deutlich und nachvollziehbar zu kennzeichnen, und
zwar nicht nur Endprodukte, sondern während der ge-
samten Lebensmittelkette, vom Saatgut über das Ernte-
gut, von der Lagerhalle bis auf den Ladentisch. Dabei
sind die entsprechenden Angaben nicht als Warnhinwei-
se zu verstehen. Es ist wichtig, das zu sagen. Eine um-
fassende Kennzeichnung von gentechnisch veränderten
Lebensmitteln soll den Verbraucherinnen und den Ver-
brauchern die gewünschte Wahlfreiheit ermöglichen.

3. Wir nehmen die Überwachung von gentechnisch
veränderten Lebensmitteln ernst. Der Aufwand hierfür
nimmt zu. Damit hier keine falsche Gewichtung entsteht:
Aus Sicht des gesundheitlichen Verbraucherschutzes
sind die bisherigen klassischen Aufgaben nach wie vor
von größerer, wenn nicht größter Bedeutung, zum Bei-
spiel die Untersuchung auf Pflanzenschutzmittelrück-
stände oder Aflatoxine, um nur zwei Beispiele zu nen-
nen.

An dieser Überwachung von GVO-Erzeugnissen sind in
Rheinland-Pfalz mehrere Behörden wie die Gewerbe-
aufsicht, die Futtermittelüberwachung und die Lebens-
mittelüberwachung beteiligt. Im Rahmen der amtlichen
Lebensmittelüberwachung werden seit einigen Jahren
Lebensmittel in Rheinland-Pfalz auf gentechnische Ver-
änderungen überprüft. Dabei geht es einmal um die
Frage, ob und gegebenenfalls zu welchem Anteil zuge-
lassenes gentechnisch verändertes Material in den Pro-
dukten vorhanden ist. Es muss auch überprüft werden,
ob möglicherweise nicht genehmigte Lebensmittel in den
Verkehr gebracht worden sind. Sie wissen, dass wir
gerade Papayas aus den USA vom Markt nehmen
mussten. Sie hatten in Europa keine Zulassung.

4. Wir haben die Verbraucherinformation über GVO und
die neuen Regelungen verstärkt, zum Beispiel über die
Presse und unsere Internetplattform. Zusammen mit der
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz wurde zudem eine
Telefonaktion durchgeführt, bei der die Verbraucherin-
nen und Verbraucher die sie interessierenden Fragen
zur Gentechnik im Lebensmittelbereich stellen konnten.
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Meine Damen und Herren, strenge Anforderungen an
die Zulassung, sorgfältige behördliche Kontrolle, Stär-
kung und Kompetenz der Verbraucherinnen und Ver-
braucher durch Information, Transparenz und Kenn-
zeichnung sind die drei Säulen, auf die die Landesregie-
rung jetzt und künftig setzt. Damit werden wir auch in
einem stark emotional bestimmten Feld die Interessen
und den Schutz von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern gewährleisten. Wir wollen diese Informationen und
Diskussionen sachlich gestalten und führen. Es ist und
bleibt dabei auch ein Anliegen, dass Rheinland-Pfalz ein
zukunftsfähiges Land bleibt, das neuen Technologien
grundsätzlich aufgeschlossen gegenübersteht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und FDP)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die Antrag stellende Fraktion hat Frau Kollegin Kiltz
das Wort. Sie haben noch eine Redezeit von zwei Mi-
nuten.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau Ministe-
rin, in Ihrem Redebeitrag bin ich Ihnen für zwei klare
Aussagen dankbar. Das ist die Aussage, dass wir
schnell eine Novellierung des Gentechnikgesetzes brau-
chen, damit wir diesen rechtsfreien Raum klären.

(Unruhe im Hause –
Glocke des Präsidenten)

Herr Präsident, danke schön.

Die zweite Aussage ist, dass der Erprobungsanbau sehr
kritisch zu beleuchten ist, wie es absolut fatal ist, dass
Landesregierungen wie die von Sachsen-Anhalt oder
Bayern  nicht  bereit  sind  offenzulegen,  auf  welchen
Äckern gentechnisch veränderte Pflanzen angebaut
werden. Der zuständige Konzern ist nicht gerade sehr
auskunftsfreudig.

Frau Kollegin Ebli und Frau Kollegin Schäfer, auch ich
bin froh, dass wir diese Anhörung im Ausschuss haben
werden. Herr Geisen hat es mit beschlossen. Mit Si-
cherheit wird sie uns allen viele neue Erkenntnisse brin-
gen, die wir jeder unterschiedlich bewerten und in eine
Position einfließen lassen. Die Zeit bleibt nicht stehen,
bis wir uns schlau gemacht haben.

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

In der Zwischenzeit sind entscheidende Dinge passiert.
Ich bin mir vollkommen sicher, dass Sie mir vorhin nicht
zugehört haben, als ich die Aktuelle Stunde begründet
habe. Sie hatten Ihre Rede schon fertig und waren dar-
auf getrimmt zu sagen, wir diskutieren das heute nicht,

wir machen das alles im Ausschuss. Vielleicht hatten Sie
sich abgesprochen.

(Ministerpräsident Beck: Sie haben es
gut, Sie haben Herrn Wiechmann,

der ist Hellseher!)

Ich finde das sehr schade.

Herr Beck, wissen Sie, mir geht es bei dem Thema so,
dass ich fast die Gesichtsfarbe annehmen könnte, die
Sie heute Morgen bei einem Thema hatten oder die Herr
Itzek gestern bei der Kommunaldiskussion hatte. Das ist
ein Thema, das mir am Herzen liegt.

(Glocke des Präsidenten)

Ich merke, dass es vielen Menschen draußen genauso
geht. Deswegen finde ich es feige, wenn Sie sich heute
davonstehlen und sagen, wir diskutieren das alles nach
der Expertenanhörung, heute haben wir dazu keine
Position.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Glocke des Präsidenten –

Zuruf des Abg. Lewentz, SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich darf Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag begrü-
ßen, und zwar Mitglieder des Verbandes der Bundesbe-
amten Daun und die Chorgemeinschaft Lahnstein. Herz-
lich willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Wir kommen jetzt zu den Punkten 9 und 10 der Tages-
ordnung:

...tes Landesgesetz zur Änderung der
Verfassung für Rheinland-Pfalz

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU,
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Drucksache 14/3016 –
Dritte Beratung

dazu:
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses

– Drucksache 14/3133 –

Verankerung des Konnexitätsprinzips
auf Bundesebene

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU,
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Entschließung –
– Drucksache 14/3017 –

dazu:
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses

– Drucksache 14/3134 –

Gemäß Absprache im Ältestenrat sollen diese Tages-
ordnungspunkte  in dieser Sitzung ohne Aussprache
behandelt  werden.  Wir  kommen  zur  unmittelbaren
Abstimmung über den  Gesetzentwurf der Fraktionen
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der  SPD,  CDU,  FDP  und   BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Drucksache 14/3016 – in dritter Beratung. Wer
dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen! – Dieser Gesetzentwurf wird von der
SPD, der CDU, der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung. Wer dem
Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich
vom Platz zu erheben! – Vielen herzlichen Dank. Der
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen aller vier im Landtag
vertretenen Fraktionen angenommen.

Wir kommen nun zur unmittelbaren Abstimmung über
den Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD,
CDU,   FDP   und   BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  „Veran-
kerung   des   Konnexitätsprinzips   auf   Bundesebene“
– Drucksache 14/3017 –.

(Bischel, CDU: Berichterstattung?)

Wer dem Erschließungsantrag zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen! – Auch dies ist einstim-
mig. Der Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU,
der FDP und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange-
nommen.

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf:

Landesstiftungsgesetz (LStiftG)
Gesetzentwurf der Landesregierung

– Drucksache 14/3129 –
Erste Beratung

Die Fraktionen haben eine Redezeit von fünf Minuten
vereinbart. Für die Landesregierung hat Herr Staatsmi-
nister Walter Zuber das Wort.

Zuber, Minister des Innern und für Sport:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen, meine Herren! In den letzten Jahren hat das
Stiftungswesen in Deutschland einen nachhaltigen Auf-
schwung erfahren. Mehr als 12.000 rechtsfähige Stiftun-
gen insgesamt und 784 neu errichtete Stiftungen allein
im Jahr 2003 sind ein eindrucksvoller Beleg für die Be-
reitschaft von Bürgerinnen und Bürgern sowie von Un-
ternehmen, sich für das Gemeinwohl einzusetzen. Be-
sonders erfreulich ist, dass allein im Jahr 2003 auch in
Rheinland-Pfalz 38 Stiftungen neu errichtet worden sind
und sich derzeit bereits mehr als 560 Stiftungen auf
lokaler oder auch überörtlicher Ebene für das Wohl der
Allgemeinheit engagieren.

Die Bandbreite der Stiftungszwecke reicht dabei von der
Förderung der Jugendpflege und der Altenhilfe über die
Förderung von Kultur und Wissenschaft bis hin zur Un-
terstützung des Sports. Der Aufschwung, den das Stif-
tungswesen in den letzten Jahren erfahren hat, ist unter
anderem auf das im Jahr 2000 verabschiedete Gesetz
zur weiteren steuerlichen Förderung von Stiftungen
zurückzuführen. Daneben ist auch das Gesetz zur Mo-
dernisierung des Stiftungsrechts vom 15. Juli 2002, mit
dem der Rechtsanspruch auf Einrichtung einer rechtsfä-
higen Stiftung gesetzlich ausdrücklich anerkannt worden

ist, als deutliches Signal der Politik für die Schaffung
eines stiftungsfreundlichen Klimas verstanden worden.

Die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die
Einrichtung und die Verwaltung von Stiftungen des bür-
gerlichen Rechts ist auch das zentrale Anliegen des
Ihnen vorliegenden Gesetzentwurfs. In § 1 des Gesetz-
entwurfs ist deshalb ausdrücklich niedergelegt, dass das
Gesetz die vorrangige Beachtung des Stifterwillens und
die Gewährleistung der Handlungs- und Entscheidungs-
freiheit der Stiftungsorgane sicherstellen soll. Mit dieser
Zielsetzung, die dann in den einzelnen Paragraphen des
Gesetzentwurfs ihren Niederschlag finden, wird insoweit
ein wichtiger Beitrag zur nachhaltigen Stärkung der
Stifterfreiheit und der Eigenverantwortung von Stiftungen
geleistet werden.

(Vereinzelt Beifall bei SPD und FDP)

Das Ziel, die Handlungs- und Entscheidungsspielräume
für Stifterinnen und Stifter und die Stiftungen selbst zu
erweitern, soll vor allen Dingen dadurch erreicht werden,
dass die bislang 54 Paragraphen auf zukünftig 15 Para-
graphen reduziert werden sollen. Im Rahmen der Neu-
fassung des Stiftungsgesetzes ist außerdem vorgese-
hen, die verbleibenden stiftungsbehördlichen Aufgaben
bei der ADD zu konzentrieren und die bislang von den
Landkreisen und kreisfreien Städten wahrgenommenen
stiftungsbehördlichen Aufgaben bei diesen ersatzlos
wegfallen zu lassen. Durch die Bündelung der verblei-
benden stiftungsbehördlichen Aufgaben bei der ADD
und deren Reduzierung auf den unbedingt notwendigen
Mindestumfang wird zugleich ein Beitrag zur Entbüro-
kratisierung und zur Verwaltungsvereinfachung geleistet.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch darauf
hinweisen, dass bereits zum 1. Januar 2002 durch eine
entsprechende Änderung des besonderen Gebühren-
verzeichnisses die Gebührenfreiheit für steuerbegüns-
tigte Stiftungen eingeführt worden war. Durch den mit
der Gesetzesänderung zusätzlich geplanten Wegfall der
Veröffentlichung von stiftungsbehördlichen Entscheidun-
gen im Staatsanzeiger werden Stifterinnen und Stifter,
die in Rheinland-Pfalz eine gemeinnützige Stiftung er-
richten, in Zukunft weder mit Verwaltungsgebühren noch
mit sonstigen Kosten belastet werden.

(Beifall des Abg. Hartloff, SPD)

Auch dies ist ein ganz wichtiger Beitrag zur weiteren
Förderung des Stiftungswesens in Rheinland-Pfalz. Der
vorliegende Gesetzentwurf ist von den kommunalen
Spitzenverbänden ohne Einwände gebilligt worden, von
den Kirchen und den Notarkammern im Land sogar
ausdrücklich begrüßt worden.

Ferner wurde er vor zwei Wochen bei der 60. Jahresta-
gung des Bundesverbands Deutscher Stiftungen, die
vom 12. bis 14. Mai 2004 in Trier stattgefunden hat und
an der neben dem Bundeskanzler und unserem Mini-
sterpräsidenten Vertreterinnen und Vertreter von mehr
als 1.000 Stiftungen teilgenommen haben, vorgestellt.
Bei dieser Veranstaltung ist der Entwurf zur Neufassung
des rheinland-pfälzischen Stiftungsgesetzes auf große
Zustimmung gestoßen und vom Veranstalter der Ta-
gung, dem Bundesverband Deutscher Stiftungen, als
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Modellentwurf für die Novellierung des Stiftungsgesetzes
in den anderen Ländern ausdrücklich gewürdigt worden.

(Beifall bei der SPD)

Vor diesem Hintergrund darf ich Sie bitten, das mit dem
Gesetzentwurf verfolgte Anliegen einer weiteren Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für die Errichtung
rechtsfähiger Stiftungen zu unterstützen und Rheinland-
Pfalz damit zugleich eine Vorreiterrolle bei der weiteren
Entwicklung des Stiftungswesens in Deutschland zu
sichern.

(Beifall der SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Jullien das
Wort.

Abg. Jullien, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir beraten heute in erster Lesung ein neues Stif-
tungsrecht, mit dem die Bürger in Rheinland-Pfalz dazu
ermuntert werden sollen, Stiftungen zu gründen oder in
solche gemeinnützigen Einrichtungen einzusteigen. Die
Zielsetzung dieses neuen Stiftungsrechts ist wie folgt:

Erstens soll die Bereitschaft zur Gründung von Stiftun-
gen verbessert und aktiviert werden, zweitens sollen die
Stiftertätigkeit und das Stiftertum gestärkt werden, und
drittens sollen die gesetzlichen Regelungen auf den
unbedingt notwendigen Umfang beschränkt werden,
indem ein einfaches und überschaubares Gesetz ge-
schaffen wird.

Nachdem die Novellierung der §§ 80 bis 88 des Bürger-
lichen Gesetzbuches erfolgt ist, sind nunmehr die Län-
der aufgefordert, im Anschluss hieran ihre Stiftungsge-
setze an die veränderte bundesrechtliche Lage anzu-
passen. Wir sollten daher gemeinsam diese Notwendig-
keit als Chance begreifen, unser rheinland-pfälzisches
Stiftungsrecht grundlegend zu überarbeiten, an die neue
Rechtsentwicklung anzupassen, Impulse aus der Re-
formdiskussion aufzunehmen und überflüssige oder
überkommene Regelungen aus dem Gesetz zu entfer-
nen.

Die Novellierung des rheinland-pfälzischen Stiftungsge-
setzes ist vor dem Hintergrund der neuen Regelung im
Bürgerlichen Gesetzbuch zwingend notwendig gewor-
den. Ziel dieser im Jahr 2002 durchgeführten Novellie-
rung des Stiftungsrechts war die transparentere und
einfachere Gestaltung der rechtlichen Anforderungen für
das Gründen von Stiftungen. Mit dem vorliegenden
Regierungsentwurf des rheinland-pfälzischen Stiftungs-
gesetzes gehen im Wesentlichen folgende Änderungen
einher:

Der Umfang des Stiftungsgesetzes reduziert sich erheb-
lich. Die Zahl der Paragraphen wird von 54 auf 15 zu-
rückgeführt.

Meine Damen und Herren, bisher obliegt die Rechtsauf-
sicht über die Stiftungen den Kreisverwaltungen und den
Stadtverwaltungen.

Durch diese Novellierung soll nunmehr eine einheitliche
Stiftungsbehörde geschaffen werden, damit sicherge-
stellt werden kann, dass das Stiftungsrecht in Rheinland-
Pfalz einheitlich zur Anwendung kommt.

Zur Verbesserung der Transparenz im Stiftungswesen
wird nach dem vorliegenden Gesetzentwurf bei der
zentralen Stiftungsbehörde auch ein Verzeichnis der
rheinland-pfälzischen Stiftungen angelegt. Zum Zweck
der vereinfachten Einsichtnahme für Bürgerinnen und
Bürger soll die Liste der Stiftungen auch ins Internet
aufgenommen und dort für jedermann zugänglich ge-
macht werden.

Des Weiteren ist hervorzuheben, dass nach dem Regie-
rungsentwurf in Änderung der bisherigen Praxis Ent-
scheidungen der Stiftungsbehörde nicht mehr im Staats-
anzeiger veröffentlicht werden müssen. Danach müssen
die behördlichen Entscheidungen im Zusammenhang
mit der Errichtung von Stiftungen oder die spätere Ände-
rung der Stiftungssatzung nicht mehr von den Stiftungen
kostenpflichtig bekannt gemacht werden, womit auch
einhergeht, dass bisher erheblich anfallende Gebühren
wegfallen.

Meine Damen und Herren, der vorliegende Gesetzent-
wurf bezweckt vor allem eine Stärkung der Eigenverant-
wortung von Stiftungen und Stiftern und die Gewährleis-
tung der Handlungs- und Entscheidungsfreiheit der
Stiftungsorgane. Daneben sollen mit dem Landessti f-
tungsgesetz auch die staatlichen Aufgaben im Bereich
des Stiftungswesens auf den unbedingt notwendigen
Mindestumfang zurückgeführt und zukünftig – wie be-
reits dargelegt – in einer zentralen Stelle als der landes-
weit zuständigen Stiftungsbehörde zusammengeführt
werden. Neben der Zuständigkeit für die Anerkennung
der Rechtsfähigkeit einer Stiftung, die Anerkennung
einer vom Vorstand der Stiftung beschlossenen Satzung
sowie der Führung des Stiftungsverzeichnisses handelt
es sich hierbei um die Wahrnehmung der nach dem
Willen einer Stifterin oder eines Stifters ausgestalteten
reduzierten Stiftungsaufsicht.

Meine Damen und Herren, in Richtung des Bundesge-
setzgebers ist allerdings noch folgender Hinweis anzu-
bringen: Mit diesem neuen Landesstiftungsgesetz sollte
auch eine vom Bund vorzunehmende Änderung einher-
gehen. Bisher beträgt der steuerlich absetzbare Höchs t-
betrag 307.000 Euro. Bei dieser Größenordnung wäre
es sinnvoll, über eine Erhöhung auf 500.000 Euro nach-
zudenken. Dieser Betrag sollte nicht nur einmal im Jahr
der Gründung seine Anwendung finden, sondern auch
für spätere Stiftungen gelten. Wenn diese Erhöhung des
steuerlich abzugsfähigen Betrags erfolgen könnte und
der Bund oder der Bundesgesetzgeber hierzu seine
Zustimmung geben könnte, dann wäre in der Tat davon
auszugehen, dass es sich um ein gelungenes Geset-
zeswerk handeln würde,

(Glocke des Präsidenten)
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weil damit in der Tat eine Attraktivitätssteigerung und
eine erhebliche Verbesserung des Stiftungsrechts ein-
hergehen.

– Herr Präsident, bitte noch einen Satz von mir.

Meine Damen und Herren, in einem sollten wir uns aber
einig sein und darauf sollten wir großen Wert legen:

1. Stiftungen sind und dürfen keine Ersatzkassen für
Staat und Kommunen sein.

2. Stiftungen dürfen keine öffentlichen Pflichtaufgaben
übernehmen.

Meine Damen und Herren, das kann und darf nicht Auf-
gabe einer Stiftung sein.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall der CDU)

Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Stretz das Wort.

Abg. Stretz, SPD:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Mit 17 Stiftungen pro 100.000 Einwohner – so war
zu lesen – liegt Rheinland-Pfalz über dem Bundesdurch-
schnitt. Über 500 private Stiftungen – Herr Minister Zu-
ber hat darauf hingewiesen – existieren mittlerweile in
Rheinland-Pfalz. Die kommunalen Stiftungen kommen
hinzu. Wie wir aus den Zahlen des laufenden Jahres
wissen, ist es der Fall, dass täglich, wöchentlich neue
Stiftungen gegründet werden. Der Stiftungswille scheint
also ungebrochen. Dies bestätigt auch die Jahrestagung
des Bundesverbands deutscher Stiftungen, die vor eini-
gen Tagen in Trier zu Ende gegangen ist.

Der Bundesverband bescheinigte dem Land Rheinland-
Pfalz mit dem neuen Landesstiftungsgesetz eine Vor-
reiterrolle im Stiftungswesen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Gesetz ist
im wahrsten Sinn des Wortes entrümpelt worden. Wenn
man sich einmal die Mühe gemacht hat und den Text
des alten Gesetzes mit dem dieser neuen Novelle ver-
glichen hat, dann wird nicht nur deutlich, dass die Zahl
der Paragraphen von 54 auf 15 zurückgenommen wur-
de, sondern man könnte eigentlich auch sagen, das
Gesetz ist gesundgeschrumpft. An der Realität gemes-
sen gab es eine solche Veränderung.

Die zentrale Aussage des neuen Stiftungsgesetzes des
Landes findet somit auch in § 1 bereits ihren Nieder-
schlag; denn dort wird ausgeführt, dass dieses Gesetz
sicherstellen soll, dass der Stifterwille vorrangig beachtet
werden soll.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Stifter-
wille zieht sich gleichsam wie ein roter Faden durch alle
Bestimmungen dieses neuen Gesetzes. Beispielsweise

das Stiftungsverzeichnis, das künftig bei der ADD ge-
führt wird, verlangt lediglich noch Grunddaten. Eingetra-
gen werden in dieses Stiftungsverzeichnis rechtsfähige
öffentliche Stiftungen. Private Stiftungen sollen dort nicht
aufgenommen werden.

Ich meine, auch hier wird der durchgängige Wille des
Gesetzes, nämlich die weitgehende Freistellung von der
staatlichen Aufsicht und damit die Unterstreichung des
verfassungsrechtlichen Prinzips der Eigenverantwortung
und Selbstbestimmung im Stiftungswesen deutlich.
Diese Selbstbestimmung wird auch in anderen Regelun-
gen deutlich, wie zum Beispiel in den §§ 7 und 8, wo die
besondere Bedeutung der Satzung hervorgehoben ist
und der Hinweis gebracht wird, dass nur dann, wenn die
spezielle Satzung keine Regelungen enthält, gesetzliche
Bestimmungen in dieses Stiftungsgesetz eingreifen
sollen.

Wir wollen in Rheinland-Pfalz die Mitwirkung des Staa-
tes ausdrücklich auf die Förderung des Stifterwillens
beschränken. Deshalb wird auch künftig kein Haushalts-
plan mehr für die Stiftungen verlangt werden. Es gibt
keine Bevormundung und keine übertriebene Beaufsich-
tigung mehr. Ich erlaube mir den Hinweis: In anderen
Bundesländern wird beispielsweise immer noch davon
gesprochen, dass man die Stiftung in die Obhut des
Staates nehmen will. Das klingt für mich immer so wie
„Wir haben nicht so viel Vertrauen dazu, da müssen wir
ein bisschen nachschauen und noch einmal nachfra-
gen“.

Wir geben mit diesem Gesetz ganz bewusst auch Ri-
tuale auf, die sich in vielen Jahrzehnten aufgebaut ha-
ben. Wir wissen alle, wie es in der Bürokratie ist: Immer
dann, wenn sich etwas eingefahren hat, wird es oft
schwer, der Bürokratie verständlich zu machen, dass
man das weghaben will.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sehen
Stiftungen als Kernstück eines gemeinnützigen dritten
Sektors zwischen Staat und Markt und als Ausdruck
einer Bürgergesellschaft, in der, so meine ich, jeder, der
zu Wohlstand gekommen ist und sich das erlauben
kann, vielleicht ein Stückchen dieses Wohlstands an die
Gesellschaft wieder zurückgibt.

(Beifall bei SPD und FDP)

So skizzierte es beispielsweise auch der Verbandsvor-
sitzende als Resümee des Trierer Kongresses.

Noch einmal: Jeder, der künftig in Rheinland-Pfalz eine
Stiftung gründen will, soll von uns in Rheinland-Pfalz auf
diesem Weg positiv begleitet werden. Finanzielle und
bürokratische Belastungen werden auf ein Mindestmaß
beschränkt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Stiftungen
haben ihren festen Platz und gehören in unseren gesell-
schaftlichen Alltag.

Ich danke Ihnen.

(Beifall der SPD und der FDP)
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Vizepräsident Creutzmann:

Ich erteile Frau Abgeordneter Grützmacher das Wort.

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Meine Damen und Herren! Eigentlich kann ich wieder
nahtlos bei dem anfangen, wo ich gestern bei meiner
Rede zum Ehrenamt aufgehört habe.

Auch die Reform des Stiftungsrechts dient der Stärkung
unserer modernen Bürgergesellschaft. Während das alte
Stiftungsrecht bürokratisch und bürgerfern war und we-
nig Anreize für normale Bürgerinnen und Bürger bot zu
stiften, soll jetzt das neue Stiftungsrecht die Stifterfreiheit
stärken und die gesetzlichen Regelungen auf das unbe-
dingt Notwendige beschränken. Die Stifterinnen und
Stifter werden als verantwortungsvolle Bürgerinnen und
Bürger in den Mittelpunkt gerückt.

Meine Damen und Herren, was uns heute im rheinland-
pfälzischen Gesetzentwurf als ein schlankes, modernes
Recht entgegenkommt, hat eine Vorgeschichte.

1997 haben die GRÜNEN auf Bundesebene einen um-
fassenden Vorschlag zur Verbesserung des Stiftungs-
rechts vorgelegt, dessen Hauptziel es war, Anreize für
Stifterinnen und Stifter und Interesse an Stiftungen zu
wecken. Wir GRÜNEN hatten schon damals erkannt,
was heute jedermann versteht, Stiftungen wecken krea-
tive Kräfte, sie sind Ideenschöpfer für eine moderne
Bürgergesellschaft.

Im Sommer 2000 gab es dann die steuerrechtlichen
Reformen für Stiftungen und Stifter von der rotgrünen
Bundesregierung, und die konkreten Anreize für Stifte-
rinnen und Stifter auch mit kleinem Vermögen wurden
geschaffen. Schon damals kam es bundesweit, aber
auch in Rheinland-Pfalz verstärkt zu Stiftungsgründun-
gen.

Ein weiterer Schritt auf dem Weg zu einem modernen
Stiftungsrecht erfolgte dann mit der Novellierung des
BGB mit dem materiellen Stiftungsrecht im Sommer
2002 durch die rotgrüne Bundesregierung. Dieser zweite
Teil, der zivilrechtliche Teil dieser Modernisierung, kann
nur zusammen mit den Ländern gestaltet werden. So
freut es uns auch, dass Rheinland-Pfalz jetzt als sechs-
tes Bundesland dabei ist, sich ein modernes Stiftungs-
recht zu geben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Rahmen des neuen Stiftungsrechts, der bundesweit
festgelegt wurde, wird von vier Grundregeln bestimmt:

1. Es gibt ein eindeutiges Recht auf Stiftung. Das heißt,
es gehört zu den grundlegenden Rechten jedes Einzel-
nen, dass er oder sie Stifter sein kann.

2. In das BGB ist eine abgeschlossene Liste aufgenom-
men worden, welche materiellen Voraussetzungen für

die Errichtung einer Stiftung notwendig sind. Damit wur-
de ein Mindeststandard für die Errichtung von Stiftungen
gewährleistet. Das bringt aber auch Übersichtlichkeit,
Einfachheit und Transparenz.

3. Jedes Anliegen einer Stifterin oder eines Stifters kann
als Stiftungszweck dienen, wenn es nicht gegen Geset-
ze verstößt oder das Allgemeinwohl gefährdet.

4. Stiftungen werden nun nicht mehr von Behörden
genehmigt oder in Obhut genommen, sondern eine
Stiftung ist anzuerkennen. Auch darin zeigt sich die neue
Auffassung, dass das schöpferische Potenzial und die
Entfaltungsfreiheit der Menschen im Vordergrund stehen
müssen.

Meine Damen und Herren, auf der Basis dieser vier
Grundregeln ist auch das rheinland-pfälzische Stiftungs-
gesetz konzipiert worden. Mit der Vereinfachung, die
sich durch die bereits angesprochene Reduzierung der
Zahl der Paragraphen von 54 auf 15 zeigt, gehen auch
finanzielle Erleichterungen für die Stiftungen einher, die
vor allem durch die ersatzlose Streichung der Veröffent-
lichungspflicht im Staatsanzeiger zustande kommt. Fer-
ner haben die Stifter in Zukunft nur noch eine Anlauf-
stelle, nämlich die Aufsichts- und Dienstleistungsdirekti-
on in Trier.

Meine Damen und Herren, nach den steuerrechtlichen
Änderungen im Jahr 2001 kam es neben den „normalen“
Stiftungen zu einer hohen Zahl von Bürgerstiftungen.
Dies ist eine besondere Form von bürgerschaftlichem
Engagement. Sie verzichtet auf etwas, was Einzelstifter
haben, nämlich auf den eigenen Namen. In diesen Bür-
gerstiftungen finden sich häufig Menschen zusammen,
um für die Kommune etwas Dauerhaftes zu schaffen.
Die Stiftung „Mainzer Theaterkultur“ in der Landeshaupt-
stadt ist hierfür ein sehr gutes und nachahmenswertes
Beispiel.

(Lewentz, SPD: Stiftung Mainz 05!)

Meine Damen und Herren, auch wir Grünen halten das
neue Stiftungsrecht, so wie es uns vorliegt, für eine
wichtige und gute Sache. Allerdings gibt es einen Punkt,
bei dem wir uns noch etwas mehr gewünscht hätten. Wir
hätten es begrüßt, wenn die Landesregierung mit dem
Gesetz ein Stiftungsregister eingeführt hätte. Schließlich
ist die Stärkung der Transparenz ein Hauptanliegen des
neuen Gesetzes. Ein Register würde dem legitimen
Bedürfnis der Öffentlichkeit Rechnung tragen, über die
privilegierte Rechtsform „Stiftung“ mehr zu erfahren. Wir
würden es begrüßen, wenn man zusätzlich zur Bekannt-
gabe des einmal festgelegten Stiftungszwecks auch eine
jährliche öffentliche Rechnungslegung der Stiftungen
vorsehen würde.

Meine Damen und Herren, gerade um diese Punkte in
Zukunft besser abschätzen zu können, ist uns in diesem
Gesetz eine Gesetzesfolgenabschätzung wichtig, die
leider nicht vorgesehen ist. Mit dem Landesstiftungsge-
setz betreten wir immerhin Neuland. Eine Evaluierung
der Stärken und Schwächen, wie sie sich erst in der
praktischen Umsetzung zeigen, wäre deshalb sehr wün-
schenswert gewesen. Wir werden uns aber noch im
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Ausschuss damit beschäftigen. Ich hoffe, dass wir diese
Punkte dabei noch einmal gründlich diskutieren können.

Vielen Dank.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Creutzmann:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Hohn.

Abg. Hohn, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Nach der
Reform des Stiftungssteuerrechts im Jahr 2000, die die
steuerliche Abzugsfähigkeit von Stiftungsbeiträgen ver-
besserte, wurde zwei Jahre später auf Bundesebene
auch das Stiftungszivilrecht umfassend novelliert. Mit
den Änderungen im Stiftungsrecht des Bürgerlichen
Gesetzbuchs wurde zum ersten Mal eine bundeseinheit-
liche Regelung zur Gründung von Stiftungen geschaffen.
Gleichzeitig ist ein Rechtsanspruch auf Anerkennung der
Rechtsfähigkeit einer Stiftung gesetzlich verankert wor-
den.

Obgleich die FDP im Bund mit ihrem Gesetzentwurf zur
Reform des Stiftungszivilrechts weiter gehen wollte und
beispielsweise jede Stiftung wie ein Wirtschaftsunter-
nehmen verpflichten wollte, jährlich Rechenschaft über
deren Tätigkeit und finanziellen Aktivitäten zu geben,
fanden die Neuregelungen im BGB unsere Zustimmung.
Die rechtlichen Anforderungen für das Entstehen einer
Stiftung wurden transparenter und einfacher gestaltet,
wenngleich das Stiftungsrecht hätte noch weiter entbü-
rokratisiert werden können. Insgesamt wurde die Stifter-
freiheit nachhaltig gestärkt. Das begrüßen wir sehr.

Meine Damen und Herren, das Ziel, die Stifterfreiheit zu
verstärken, verfolgt im Wesentlichen die vollständige
Neufassung des Landesstiftungsgesetzes Rheinland-
Pfalz. Von bisher 54 Paragraphen sind im neuen Lan-
desstiftungsgesetz nur noch 15 übrig geblieben. Rhein-
land-Pfalz beschreitet damit seinen eingeschlagenen
Weg, Bürokratie abzubauen und Verwaltungsabläufe zu
vereinfachen, konsequent weiter.

Meine Damen und Herren, die Rechtsfähigkeit einer
Stiftung wird von den Ländern anerkannt. Die Durchfüh-
rung stiftungsbehördlicher Aufgaben und somit die Aner-
kennung der Rechtsfähigkeit einer Stiftung, obliegt in
Rheinland-Pfalz ebenso der Aufsichts- und Dienstlei-
stungsdirektion wie die Verwaltung und Beaufsichtigung
von Stiftungen, sodass in Trier künftig alle staatlichen
Aufgaben im Stiftungswesen gebündelt sein werden. So
soll von der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion auch
das Verzeichnis aller rechtsfähigen Stiftungen geführt
werden.

In Rheinland-Pfalz ist wie in anderen Bundesländern
auch in den vergangenen Jahren ein regelrechter Boom
bei der Gründung von Stiftungen zu verzeichnen gewe-
sen. Inzwischen gibt es mehr als 550 private rechtsfähi-
ge Stiftungen in unserem Land.

Meine Damen und Herren, um Stifter zu werden, muss
man – auch wenn das viele denken – kein Millionär sein.
Schon mit vergleichsweise kleinen Beträgen kann man
sehr viel Gutes tun. Ich bin froh, dass immer mehr Men-
schen dies zu begreifen beginnen und sich dazu ent-
schließen, eine Stiftung zu gründen und sich mit ihrem
privaten Vermögen für gemeinwohlorientierte Belange
einsetzen. Diese Entwicklung ist durchaus begrüßens-
wert.

Meine Damen und Herren, allerdings birgt das Anwach-
sen der Zahl der Stiftungen die Gefahr, dass sich der
Staat immer weiter aus der Finanzierung öffentlicher
Aufgaben zurückzieht und zunehmend freiwillige Aufga-
ben der öffentlichen Hand auf eine private Finanzie-
rungsebene verlagert werden. Eine solche Entwicklung
kann nicht unser politisches Ziel sein. Der Staat muss
auch in Zeiten knapper Kassen seinen grundgesetzl i-
chen Verpflichtungen für den kulturellen, sozialen und
wissenschaftlichen Bereich gerecht werden. Die Grund-
versorgung muss staatliche Aufgabe bleiben. Dennoch
muss auch die Zivilgemeinschaft mehr Verantwortung
übernehmen.

Meine Damen und Herren, die Neufassung des Lan-
desstiftungsgesetzes trägt dieser Notwendigkeit in gro-
ßem Umfang Rechnung.

Vielen Dank.
(Beifall bei FDP und SPD)

Vizepräsident Creutzmann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Der Gesetz-
entwurf der Landesregierung – Drucksache 14/3129 –
wird an den Innenausschuss – federführend – und an
den Rechtsausschuss überwiesen.

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf:

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zur
Änderung des Staatsvertrags zwischen

dem Land Rheinland-Pfalz und dem
Saarland über die Errichtung eines

gemeinschaftlichen Flur-
bereinigungsgerichts

Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 14/3132 –

Erste Beratung

Die Fraktionen haben vereinbart, diesen Tagesord-
nungspunkt ohne Aussprache an den Rechtsausschuss
zu überweisen. – Ich sehe keinen Widerspruch. Dann
verfahren wir so.

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf:

Der  Fahrradverkehr  und  die  Umsetzung  des
„Nationalen Radverkehrsplans 2002 bis 2012“

in Rheinland-Pfalz
Besprechung der Großen Anfrage der Fraktion

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Antwort
der Landesregierung

auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksachen 14/2136/2240/3009 –
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dazu:
Mobil mit Spaß – 12-Punkteprogramm für

den Radverkehr in Rheinland-Pfalz
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Drucksache 14/3167 –

Die Fraktionen haben eine Redezeit von 10 Minuten je
Fraktion vereinbart.

Für die Antrag stellende Fraktion spricht Frau Abgeord-
nete Kiltz.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Fahrrad
fahren ist gesund, macht Spaß, ist klimafreundlich, ist
preiswert, hat einen sehr geringen Flächenverbrauch
und sichert für Menschen ohne Führerschein oder Men-
schen, die noch keinen haben, keinen mehr haben oder
keinen haben wollen, unabhängige Mobilität. Das ist
ganz wichtig für viele Senioren, Jugendliche und viele
Frauen.

(Beifall des Abg. Wiechmann,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Weil das alles so ist, haben wir im vergangenen Jahr
eine Große Anfrage gestellt, um uns ein Bild über die
Situation im Fahrradverkehr in Rheinland-Pfalz zu ma-
chen. Wir haben die Antwort der Landesregierung auf
die Große Anfrage ausgewertet und einen Antrag mit
Forderungen vorgelegt, zu denen ich gleich kommen
werde. Ich schicke vorweg, dass wir diesen Antrag gern
an den Fachausschuss überweisen würden, um mit allen
Fraktionen ausführlich darüber zu diskutieren.

Es könnte schließlich sein, dass nachher irgendjemand
an das Rednerpult tritt und sagt, wir reden darüber heute
nicht. Das haben wir vorhin gehabt.

Wir haben durch Anschauung und auch durch Auswer-
tung der Großen Anfrage festgestellt, dass das Potenzial
an möglichem Radverkehr in Rheinland-Pfalz noch nicht
ausgeschöpft ist. Wir sehen dafür zwei Ursachen. Die
eine liegt bei der Landesregierung, weil sie sich im We-
sentlichen auf den touristischen Radverkehr konzentriert
und den Alltagsverkehr etwas aus dem Auge verliert,
Herr Minister Bauckhage. Bei den Kommunen erschöpft
sich die Fahrradförderung in dem Bau von Radwegen.

Das kann man zunächst einmal konstatieren, aber man
kann diesen Zustand so nicht lassen. Ich will Ihnen auch
sagen, weshalb das der Fall ist. Wir konnten dem natio-
nalen Radverkehrsplan entnehmen – er ist im Übrigen
zu begrüßen und wir finden es schön, dass die Bundes-
regierung ihn aufgelegt hat –, dass die Ursachen für
solches Vorgehen die sind, dass man Rad fahren nicht
als ein System versteht. Zum einen muss die Infrastruk-
tur vorhanden sein, nämlich der Wegebau, die Parkan-
lagen usw. Das wird als so genannte Hardware bezeich-
net.

(Zuruf des Abg. Schweitzer, SPD)

– Verstehen Sie mich nicht? Kann die Technik das so
regeln, dass mich auch Herr Schweitzer versteht?

Der zweite Punkt sind die Dienstleistungen rund um das
Fahrrad, die das Fahrradfahren erst richtig attraktiv
machen, das heißt, gute, sichere Abstellanlagen, Repa-
raturservice usw. Das wird im nationalen Radverkehrs-
plan als periphere Hardware bezeichnet. Man lernt im-
mer noch dazu.

Das Ganze funktioniert aber nicht ohne die Software. Mit
der Software ist eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit ge-
meint, die das Radfahren im Bewusstsein der Bevölke-
rung noch einmal präsent hält, die die Vorteile heraus-
streicht und die das einfach positiv belegt. Da können
auch Politikerinnen und Politiker mit gutem Beispiel
vorangehen und diese Software mitgestalten.

Diese drei Dinge zusammen bedeuten – war das jetzt
verständlich? –, dass man das Radfahren als System
begreift. Auf dieser Grundlage wollen wir, dass das Land
selbst und durch Motivationsanreize für die Kommunen
vorangeht, damit wir eine systematische Förderung
dieses wunderbaren Fortbewegungsmittels und Sport-
mittels haben.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hartloff, SPD: So weit, so gut!)

Ich weiß, die Landesregierung wird sagen, wir machen
das doch schon alles, und wird von ihren
1.500 Kilometer Radwegen erzählen, die Sie überwie-
gend als touristische Fernradwege und als Flusstalrad-
wege erbaut haben. Das ist auch alles nicht zu kritisie-
ren, aber das langt eben nicht. Herr Bauckhage, im
Übrigen sind diese 1.500 Kilometer gerade einmal 8 %
von unserem gesamten Straßennetz.

Wir möchten – ich mache das relativ kurz, weil ich hoffe,
dass wir im Ausschuss darüber noch ausführlicher dis-
kutieren können – eine Analyse des Zustands, nämlich
einen Fahrradbericht Rheinland-Pfalz. Dann möchten wir
einen Masterplan auflegen – das ist ein Begriff, den viele
Menschen nicht mögen, aber wir haben ihn aus Holland
geliehen und auch die Bundesregierung hat ihn über-
nommen –, der sich das Ziel setzt, den Fahrradverkehr
in Rheinland-Pfalz so zu steigern, dass wir auf den Bun-
desdurchschnitt kommen. Das würde einen Sprung von
5,2 % auf 9 % des Anteils bedeuten. Da muss man sich
schon ein bisschen anstrengen und das Ziel ehrgeizig
angehen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Weil viele Menschen mehr Fahrrad fahren würden, wenn
sie sich sicherer fühlen würden, wollen wir ein Sofort-
programm zur Beseitigung von Unfallschwerpunkten in
Angriff nehmen. Die Landesregierung kann dabei auf
positive Erfahrungen zurückgreifen. Ende der 90er-Jahre
erfolgte eine Aktion mit Eltern und Medien, aufgrund
derer die genannten Unfallschwerpunkte dann entschärft
wurden.

Wir wollen in einem Förderprogramm „Fahrrad“ die vor-
handenen Fördertöpfe zusammenbinden. Wir wollen das
alles etwas übersichtlicher machen und die Fördertatbe-
stände etwas flexibler gestalten, damit die Kommunen
einen Hintergrund haben, auf dem sie agieren können.
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Außerdem möchten wir gern Anreize für die Kommunen
schaffen, damit sie denselben Weg gehen. Dafür wollen
wir den Wettbewerb „Fahrradfreundlichste Gemeinde
Rheinland-Pfalz“ ausloben. Der Minister macht schließ-
lich gern Wettbewerbe. Er setzt auch manchmal Preise
für Pferderennen aus. Dann kann er auch einmal dafür
einen Preis aussetzen.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Ich habe Sie jetzt akustisch nicht verstanden.

Für die Gemeinden, die in der Entwicklung noch relativ
am Anfang stehen, wollen wir exemplarisch im Land fünf
runde Tische schaffen, indem man alle Beteiligten an
einen Tisch holt, um zu Potte zu kommen. Herr Minister,
die Verbände, mit denen Sie gut kommunizieren, wie Sie
in der Antwort auf die Große Anfrage dargestellt haben,
sind ebenfalls in diese runden Tische einzubeziehen.

(Lewentz, SPD: Dann machen
wir eine Fahrradtour!)

– Gut, eine Fahrradtour können wir jederzeit machen.

Wir wollen zunächst einmal vor Ort den Weg beschrei-
ten, den wir auch auf der Landesebene beschreiten
wollen. Wir wollen auch die Stellplatzsatzung in der
Landesbauordnung dahin gehend ändern, dass sich die
Stellplatzfläche nicht nur auf die Autos beschränkt, son-
dern auch die Fahrräder einbezogen werden. Das ist ein
Antrag, mit dem Sie sich schon vor ein paar Jahren
auseinander setzen mussten. Wir haben erneut diese
Forderung gestellt, weil sie nicht veraltet ist.

(Vizepräsidentin Frau Hammer
übernimmt den Vorsitz)

Wir brauchen auch im ganzen Land eine Transparenz
der Verantwortlichkeiten für den Radverkehr. Wir brau-
chen auch etwas, dass all denjenigen, die in der Ver-
kehrspolitik tätig sind, die Bedeutung des Fahrradfah-
rens und die Bedingungen dafür deutlich macht, damit
wir eine Sensibilisierung für diese Fortbewegung haben,
sodass beispielsweise auch der LSV das Fahrrad als ein
Fortbewegungsmittel richtig zur Kenntnis nimmt.

(Dr. Schiffmann, SPD: Mit System!)

– Richtig, Herr Kollege Dr. Schiffmann. Sie haben das
begriffen. Ich bin begeistert.

Wir brauchen aber auch eine Kommunikationsoffensive
„Fahrrad“. Auch da können wir uns an Beispiele anleh-
nen. Ein Beispiel gibt es aus Baden-Württemberg, wo
meines Wissens die AOK zusammen mit den Fahr-
radverbänden und auch öffentlichen Verwaltungen eine
Kampagne in Richtung Pendlerinnen und Pendler ge-
macht hat, um denen das Fahrradfahren nahezubringen
und dieses zu kommunizieren. Diese Kommunikations-
offensive soll sich mit verschiedenen Bausteinen an
verschiedene Zielgruppen wenden. Egal, ob es sich um
Schülerinnen und Schüler, Pendlerinnen oder Seniorin-
nen handelt, auf jeden Fall muss man gezielt vorgehen.

Außerdem wollen wir die Schnittstellenproblematik dort,
wo ein Verkehrsträger auf einen anderen Verkehrsträger
stößt, verbessern und deshalb die Mitnahmeregelungen
für Fahrräder im Zug verbessern.

In der Grundschule gibt es bereits ein Sicherheitstraining
und Unterricht, der sich auf das Fahrradfahren bezieht.
Wir würden das gern für andere Lebensalter fortsetzen,
damit auch in der Sekundarstufe I in dem gebotenen
Umfang auf dieses Thema eingegangen wird.

Ich bitte Sie herzlich, diesen Antrag, der in seiner Ziel-
setzung sicherlich nicht strittig ist, zu unterstützen.
Wahrscheinlich werden Sie aber sagen, wir haben schon
alles gemacht. Ich habe Ihnen aber deutlich gemacht,
dass noch das eine oder andere zu tun ist. Wir fänden
es hervorragend, wenn wir im Ausschuss darüber reden
würden und wenn Herr Creutzmann, über den in der
Zeitung zu lesen war, er habe den Fuß auf der Bremse,
den Fuß von der Bremse nehmen würde, damit wir ge-
meinsam

(Zuruf des Abg. Dr. Altherr, CDU)

in Richtung „fahrradfreundliches Land Rheinland-Pfalz“
strampeln können.

Danke.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Nink das Wort.

Abg. Nink, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Allen Unkenrufen der Kollegin Elke
Kiltz zum Trotz: Wer die Antwort der Landesregierung
auf die Große Anfrage gelesen hat, weiß, dass die Lan-
desregierung dem Ausbau der Radwege in unserem
Land eine große Bedeutung zumisst.

So enthält das großräumige Radwegenetz, welches die
Verknüpfung überregionaler Radwege darstellt, insge-
samt sieben Radfernwege in Rheinland-Pfalz und damit
Verbindungen mit besonderer touristischer Bedeutung.
Mit dem Rhein-Radweg und dem Mosel-Radweg besitzt
Rheinland-Pfalz zudem zwei Radwege des so genann-
ten „Deutschland-Routen-Netzes“, das die zwölf wichtig-
sten Radfernwege Deutschlands umfasst.

Das landesweite Radwegenetz umfasst derzeit 1.550
Kilometer. Dieses Radwegenetz wird in Zukunft weiter
ausgebaut werden. Wichtig ist hierbei, die durchgehende
Radwegeverbindung zu schaffen, damit im Hinblick auf
die zunehmende Anzahl von Radtouristen Rheinland-
Pfalz im nationalen und internationalen Wettbewerb
konkurrenzfähig bleibt. Deshalb ist die Fertigstellung
durchgehender Radwege gerade an Rhein und Mosel
von besonderer Bedeutung und wird in Zukunft bevor-
zugt werden.
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An 22 Bundesstraßen und entlang von 59 Landesstra-
ßen bestehen zurzeit entsprechende Planungen. Wichtig
ist auch, dass versucht werden muss – hier ist die Politik
an erster Stelle gefordert –, eine Vernetzung der um-
weltschonenden Verkehrsarten, wie Radverkehr, öffent-
licher Personennahverkehr und auch Fußgängerverkehr,
zu schaffen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wissen,
dass grundsätzlich der Ausbau von Radwegen Länder-
sache ist. Ich darf darauf verweisen, dass der Bund seit
2002 die Mittel für Fahrradrouten an Bundesstraßen
jährlich verdoppelt hat. Insgesamt stehen jetzt 100 Mil-
lionen Euro pro Jahr hierfür bereit. Ebenfalls werden seit
dem Jahr 2003 jährlich weitere 10 Millionen Euro für
Radwege an Bundeswasserstraßen zur Verfügung ge-
stellt.

Somit konnte das Radwegenetz in Rheinland-Pfalz in
den vergangenen Jahren mit Landes- und Bundesmitteln
beachtlich ausgebaut werden. Zu den vom Land ausge-
bauten Radwegen kommen noch die Radwege in der
Baulast von Städten und Gemeinden hinzu. Man kann
vermuten, dass diese Radwege eine erhebliche Steige-
rung des gesamten Radwegenetzes verursachen.

Die Entwicklung hat ihre Gründe, sei es, dass das Fahr-
rad eine umweltfreundliche Fortbewegungsmöglichkeit
ist oder eine gesunde Alternative zum Gebrauch motori-
sierter Individualverkehrsmittel darstellt. Festzuhalten ist,
dass das Fahrrad in Rheinland-Pfalz zunehmend das
Verkehrsbild der Städte und Gemeinden prägt.

Darüber hinaus kommt dem Fahrrad eine wachsende
Bedeutung im Freizeit- und Touristikbereich zu. Den
sportlichen Bereich möchte ich nur am Rand erwähnen.
Selbstverständlich sind Großveranstaltungen im Rad-
sport insbesondere dann, wenn Deutsche dabei eine
gute Leistung zeigen – ich erinnere an die Euphorie
nach den Erfolgen bei der Tour de France von Jan Ull-
rich –, Auslöser von verstärkten Radfahraktivitäten. Auch
wenn der Boom, der nach solchen Veranstaltungen
entsteht, rasch wieder abflaut, findet das Radfahren als
solches immer wieder eine Steigerung der Teilnehmer.

(Schmitt, CDU: Wie oft fährst du denn? –
Zuruf des Abg. Wirz, CDU)

– Ich fahre auch. Ich konnte nur am Sonntag bei „Saar-
Pedal“ nicht teilnehmen.

(Schmitt, CDU: Bisschen mehr
Bewegung, Herr Kollege!)

– Wir können einmal zusammen laufen. Dann relativiert
sich das Ganze wieder.

Vielleicht fehlen auch hier die entsprechenden Begleit-
maßnahmen, mit denen der Umstieg auf das Fahrrad
begünstigt werden kann. Hierzu zählen neben dem
Schließen der entsprechenden Lücken im Radwegenetz
eine vernünftige Beschilderung, beispielsweise auch die
vom Land kostenlose Fahrradbeförderung in allen Zügen
des Nahverkehrs, in denen von montags bis freitags ab
09:00 Uhr bis in die Nacht und an den Wochenenden
und Feiertagen 24 Stunden lang kostenlos das Fahrrad

mitgenommen werden kann. Unterstützt wird die Maß-
nahme beispielsweise auch mit umgebauten Linienbus-
sen, in denen die Mitnahme der Fahrräder problemlos
erfolgen kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist richtig.
Es gibt noch Verbesserungsmöglichkeiten. Es sind noch
weitere Begleitmaßnahmen notwendig, um den Umstieg
auf das Fahrrad zu begünstigen. Ob dabei das vorge-
legte 12-Punkte-Programm von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN mit den darin geforderten Maßnahmen dien-
lich ist, bezweifle ich.

(Zuruf  der  Abg.  Frau  Kiltz,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, lassen Sie es mich direkt sagen. Sie
hätten sich besser wie geplant nur mit der Aussprache
zu Ihrer Großen Anfrage begnügen sollen und dabei die
eine oder andere Anregung in die Diskussion mit ein-
bringen können.

(Beifall der SPD und der FDP –
Zuruf der Abg. Frau Thomas,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

 Stattdessen haben Sie ein mit einer heißen Nadel ge-
stricktes 12-Punkte-Programm vorgelegt.

(Zuruf  der  Abg.  Frau  Kiltz,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ich komme noch dazu. Wenn ich auch einräume, dass
ich Ihre Einschätzung zum Sachstand und zu den
grundsätzlichen Überlegungen zum weiteren Ausbau
teile, muss gleichwohl festgestellt werden, dass es sich
bei dem, was Sie in Ihrem 12-Punkte-Programm fordern,
in fast allen Punkten – harmlos ausgedrückt – um unrea-
listische grüne Träumereien handelt.

(Beifall des Abg. Creutzmann, FDP)

Ich nenne Ihnen noch drei Beispiele. In Nummer 4 Ihres
Antrags fordern Sie, als ersten Schritt gemeinsam mit
den Kommunen ein Sofortprogramm zur Markierung von
tausend innerörtlichen Straßenkreuzungen/Einmün-
dungen zur Beseitigung von Unfallschwerpunkten
durchzuführen. Hierbei sollen Eltern und Medien zum
Aufspüren solcher Stellen zur Unterstützung gewonnen
werden.

Unabhängig von der rechtlichen Grundlage eines sol-
chen Handelns muten Sie den Kommunen und wahr-
scheinlich nach der Verabschiedung des Konnexi-
tätsprinzips auch dem Land einen enormen organisatori-
schen und finanziellen Aufwand zu. Ihre Idee, dabei
Eltern und Medien zur Auffindung von Unfallschwer-
punkten mit heranzuziehen, halte ich für abenteuerlich.

Hier fehlt Ihnen aus meiner Sicht die kommunalpolitische
Mitarbeit in den Gemeindegremien; denn jede Ortsbür-
germeisterin und jeder Ortsbürgermeister in diesem Saal
weiß und wird Ihnen bestätigen, dass jede Straßenecke
eines Ortes zum Unfallschwerpunkt erhoben wird, wenn
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nur ein Auto – aus welchem Grund auch immer – zu
scharf abbremst.

(Beifall des Abg. Creutzmann, FDP)

Wenn dabei noch Kinder beteiligt sind, haben Sie an
jeder Straßenecke einen Unfallschwerpunkt. Diesen
wollen Sie farblich markieren. Bei allem Respekt – – –

(Beifall der SPD und der FDP)

Hier käme es zu Emotionen und Effekthaschereien der
Medien. Das könnten Sie an dieser Stelle nicht mehr
bewegen. Fragen Sie einmal ein paar Ortsbürgermeis-
ter. Diese wissen, wie oft wir im Laufe eines Jahres mit
solchen Anfragen konfrontiert werden.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Was m achen Sie dann?)

– Man muss mit den Leuten vernünftig reden. Man
braucht in der Regel nichts zu machen.

(Zuruf der Abg. Frau Thomas,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Man kann nicht die ganze Welt bunt anmalen, damit
man Fahrrad fahren kann. Hören Sie doch auf!

(Beifall des Abg. Creutzmann, FDP)

In Nummer 7 fordern Sie, die Stellplatzverordnung in der
Landesbauordnung so zu ändern, dass das Fahrrad
dem Pkw gleichgestellt wird. Ich könnte verstehen, wenn
Sie das noch auf unsere großen Städte begrenzt hätten.
Wie wollen Sie das im ländlichen Raum darstellen?

Im Übrigen wissen Sie es selbst: Es wird auch hier prak-
tiziert. – Fakt ist, dass die Fahrräder mit dem Fahrrad-
boom aufwändiger und damit in der Anschaffung teurer
geworden sind. Ergebnis ist, dass die meisten Radfahrer
ihre Fahrräder mit in die Wohnung nehmen, weil sie
Angst haben, sie auf den Stellplatz zu stellen.

Sie wollen Stellplätze für Fahrräder dem Pkw gleichstel-
len. Hätten Sie gesagt, wir erhöhen die Stellplatzverord-
nung um zwei anstatt eineinhalb Stellplätze, hätte dies
direkt meine Zustimmung gefunden.

Richtig spannend wird es bei Ihrer Forderung in Nummer
10. Sie wollen gemeinsam mit den Aufgabenträgern im
öffentlichen Personennahverkehr für angemessene
Mitnahmeregelungen im öffentlichen Verkehr sorgen.
Hierzu gehört insbesondere die dauerhafte Sicherstel-
lung der kostenfreien Radmitnahme in den Zügen des
Nahverkehrs außerhalb des Berufsverkehrs.

(Zuruf von der FDP: ICE! –
Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Nahverkehr!)

Dabei fordern Sie über die bisher geltenden Regelungen
hinaus, die kostenfreie Mitnahme an Werktagen auf die
Zeitspanne von werktags 09:00 Uhr bis 06:00 Uhr zu
erweitern.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, hier sind Sie inkon-
sequent; denn eine Ihrer weiteren Forderungen lautet
doch, den Anteil des Fahrrads am Alltagsverkehr zu
steigern. Dazu zählt aus meiner Sicht auch der Berufs-
verkehr. Diesen gibt es meines Wissens nach nicht nur
morgens zwischen 06:00 Uhr und 09:00 Uhr, sondern
auch abends. Hier lassen Sie das Ganze zu.

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ich habe Sie akustisch nicht verstanden.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich muss nicht alles
verstehen, was Sie beantragen. Ich habe es schon in
der letzten Ausschusssitzung nicht verstanden, dass
man als GRÜNE die Forderung stellen kann, auf Ver-
spätungen der Bahn den Anschlusszug so lange warten
zu lassen, bis ein Umsteigen möglich ist. Ich finde, dass
Ihre Forderung bezüglich der Fahrradmitnahme im
Schienenpersonenfernverkehr völlig verfehlt ist. Die
Zielgruppe der Reisenden ist völlig anders als die der
Vielfahrer mit der Bahn. Das sind Sie doch. Sie müssten
wissen, dass IC- und ICE-Wagenmaterial sowie die
geplanten Wartezeiten in Bahnhöfen von zwei Minuten
für eine Fahrradmitnahme nicht konzipiert sind.

(Beifall der SPD und der FDP –
Zuruf der Abg. Frau Grützmacher,

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, man könnte fast
jeden Punkt Ihres 12-Punkte-Programms aufzählen, so
beispielsweise Ihre geforderten Subventionen im Ser-
vicebereich, wo Sie sonst immer gegen Subventionen
sind. Hier wollen Sie sie haben.

Ihr Programmvorschlag ist, wie ich gesagt habe, ein
Schnellschuss. Wenn auch in der Begründung gute
Ansätze enthalten sind, wird die SPD-Fraktion Ihrem
Wunsch einer Ausschussüberweisung nicht zustimmen.

(Glocke der Präsidentin)

Wir lehnen den Antrag ab.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Zu einer Kurzintervention erteile ich der Frau Abgeord-
neten Kiltz das Wort.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Meine Damen und Herren, das kann man wirklich so
nicht stehen lassen.

Herr Kollege Nink, ich komme zunächst auf diese Um-
frage und die Unfallschwerpunkte. Ich zitiere aus der
Antwort  der  Landesregierung  auf  die  Große Anfrage
– Drucksache 14/2240 –, Seite 24, Frage 85: „Zur
Schulwegsicherheit wurde 1997 gemeinsam mit dem
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Südwestrundfunk eine landesweite Umfrageaktion
durchgeführt. Dabei konnten betroffene Eltern und
Schüler Straßenlagen mitteilen, die aus ihrer Sicht ge-
fährlich für Schulkinder sind. Die Anregungen wurden an
die jeweils zuständige Straßenverkehrsbehörde weiter-
geleitet. Dort wurden entsprechende Verbesserungs-
möglichkeiten erörtert und nach Möglichkeit umgesetzt.“

Herr Nink, das ist keine Träumerei, wenn Sie das auch
als Ortsbürgermeister in Angst und Schrecken versetzt.
Vielleicht sollten Sie sich einmal den Bericht darüber
anfordern, damit Sie Ihre Ängste ein bisschen in den
Griff bekommen. Im Übrigen hat mich sehr erschüttert,
dass einer, der so verzagt daherredet, unseren Antrag
nur als Träumerei und als nicht verwirklichbare Vision
bezeichnet. Er hat sich gar nicht damit auseinander
gesetzt. Er hat sich die Grundlage, nämlich die Große
Anfrage, nicht angeschaut.

(Zurufe von der SPD, der CDU
und der FDP)

Jetzt komme ich zur Mitnahme. Herr Kollege Nink, Sie
sind mir in vielen Diskussionen lieb und teuer, aber das
hier ist, wenn Sie noch nicht einmal richtig lesen, was wir
bei der Mitnahmegeschichte fordern, – – –

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

– Ich weiß nicht, warum Sie, Herr Schmitt, sich jetzt
plötzlich so vor ihn werfen. Hören Sie mir doch erst
einmal zu, was ich kritisiere.

(Zuruf des Abg. Schmitt, CDU)

Im Moment können Sie im Nahverkehr – ich muss jetzt
laut schreien – kostenlos Fahrräder mitnehmen, ab
09:00 Uhr  morgens  bis  Mitternacht.  Nun gibt es Züge
– bei mir in Sobernheim kommt auch einer nach Mitter-
nacht an –, bei denen man bezahlen soll. Das finden wir
Unsinn, weil es so viele Züge nicht sind. Das ist eine
ganz pragmatische Lösung. Dass man während des
Berufsverkehrs zwischen 06:00 Uhr und 09:00 Uhr zah-
len muss, hat etwas damit zu tun, dass die Züge ziem-
lich voll sind und es dann mit dem Fahrrad ein bisschen
schwieriger wird.

(Zurufe von der CDU)

Dann geht der Kollege Nink scheinbar noch etwas weiter
als unsere Träumerei und möchte gern, dass es dann
auch kostenlos ist. Wenn Sie das fordern, haben wir
nichts dagegen. Ich halte es nur nicht für praktikabel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was die Fernverkehrszüge angeht, so ist es durch die
Umwandlung von IC-Zügen in ICE-Züge für Fernreisen-
de schwieriger geworden. Gerade wenn Sie so den
Fahrrad-Tourismus in den Vordergrund stellen, dann ist
das eine Anregung für Sie, sich bei dem etwas hartleibi-
gen Herrn Mehdorn stark zu machen und mit ihm zu
verhandeln, dass das in die Pötte kommt. Ich könnte
jetzt noch auf mehr eingehen, aber ich spare mir das.

(Glocke der Präsidentin)

Ich appelliere nur noch einmal an Sie: Lassen Sie uns im
Ausschuss darüber diskutieren.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Zur Erwiderung hat Herr Kollege Nink das Wort.

Abg. Nink, SPD:

Frau Kollegin Kiltz, Ihre Kurzintervention hat deutlich
gemacht, Sie packen alles zusammen. Die von Ihnen
jetzt richtig dargestellte Situation mit der Befragung der
Eltern, bei der es um die Schulwegsituation ging, insbe-
sondere bei Grundschulen, ist eine ganz andere Sache
als das, was Sie jetzt hier vorschlagen, dass Sie in den
Straßenverkehr eingreifen wollen. Das sind zweierlei
Paar Schuhe. Das sollten Sie auch wissen.

(Vereinzelt Beifall bei SPD und FDP)

Was Ihren Vorwurf der Mitnahme anbelangt: Habe ich
etwa Unrecht, wenn ich sage, dass Feierabendverkehr
auch Berufsverkehr ist? Seien Sie dann doch kons e-
quent und nehmen ihn ganz heraus. An der Stelle haben
Sie offensichtlich keinen Mut mehr gehabt, oder die
Nadel war zu kurz oder zu heiß geworden.

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Wirz das
Wort.

Abg. Wirz, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Kollegin Kiltz, wenn ich mich im Wesentli-
chen auf Ihren Antrag beziehe, dann muss ich schon
feststellen, dass dieser Antrag, so wie er gestellt ist,
eigentlich besser in die Nähe der Karnevalszeit gepasst
hätte als jetzt in den Frühsommer, obwohl Frühsommer
natürlich auch etwas mit Fahrradfahren zu tun hat.

Meine Damen und Herren, der hier zur Aussprache
stehende Antrag der GRÜNEN trägt offensichtlich und
ganz unverkennbar die Handschrift der Frau Kollegin
Kiltz. Sie würde bekanntlich am liebsten Mobilität in
unserem Land in Gänze aufs Laufen, Radfahren und
Eisenbahnfahren beschränken. Frau Kiltz, in Ihrer schö-
nen heilen Welt haben Kraftfahrzeuge keinen Platz.
Kraftfahrzeuge sind ein Werk des Bösen, und Autofah-
ren ist schon fast unmoralisch.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verehrte Frau Kollegin, aus dieser Grundhaltung entste-
hen dann Anträge wie dieser, die eine gute Sache durch
maßlose Übertreibung ins Abseits bringen.

(Beifall bei der CDU)
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Verkehrspolitik zu ideologisieren verschließt den nüch-
ternen Blick dafür, was ein Verkehrsmittel leisten kann
und wo seine Grenzen sind, und vernagelt den Blick
dafür, dass die Mobilitätsanforderungen einer hochpro-
duktiven und mobilen Gesellschaft eben nicht erfüllt
werden können, wenn man die Verkehrssysteme ge-
geneinander ausspielt, sondern nur, indem man sie so
sinnvoll wie möglich miteinander verbindet, wobei der
Akzent bei „sinnvoll“ liegt, meine Damen und Herren.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Bei Verbindung!)

Ich greife nur eine Forderung von Ihnen auf, den Anteil
des Fahrrads am Verkehrsaufkommen in unserem Land
auf den Bundesdurchschnitt zu bringen. Meine Damen
und Herren, in einem Land, in dem über
240.000 Menschen täglich Rheinland-Pfalz verlassen,
um ihre Arbeitsstätten in Nachbarländern aufzusuchen,
kann das Fahrrad nicht dieselbe Rolle im Berufsverkehr
spielen, wie in Ballungsgebieten, dem Ruhrgebiet, Ham-
burg oder Berlin, nicht dieselbe Rolle in einem Land
unserer Topographie spielen wie beispielsweise im
flachen Niedersachsen.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Rheinland-Pfälzer nutzen
überdurchschnittlich das Auto, nicht weil sie Narren sind,
sondern weil dieses Verkehrsmittel unseren Gegeben-
heiten besonders entgegenkommt. Die Distanzen, die
die Menschen hier im Durchschnitt zur Arbeit zurückle-
gen müssen, sind mit dem Fahrrad nicht zu bewältigen.
Das Fahrrad spielt seine Rolle in den verdichteten Räu-
men und als immer beliebteres Instrument der Freizeit,
der Erholung und des Tourismus. Gerade unter dem
letzten Aspekt sehe ich noch interessante Ansätze, über
den Rheinradwanderweg und den Moselradwanderweg
hinaus. In den ländlichen Räumen stoßen wir aber auf
ein Problem, das sich in Rheinland-Pfalz in besonders
scharfer Form oder verschärfter Form darstellt. Es gibt
hier wegen fehlender Investitionsmittel Landesstraßen
und Kreisstraßen in Hülle und Fülle in einem solchen
Zustand, dass sie mit einem Fahrrad im Grunde nicht
mehr zu befahren sind. Jeder halbwegs feste Wald- und
Feldweg lässt sich mit weniger Gefahr für Gabelbrüche
und Stürze befahren als eine Vielzahl der Landesstra-
ßen in der Eifel.

(Beifall bei der CDU)

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Untersu-
chung des LSV, die in diesem Plenum schon einmal
eine Rolle gespielt hat. Solange diese Zustände nicht
gründlich bereinigt sind, solange ist es auch nicht ver-
antwortlich, Mittel aus dem Straßenbau für neue Rad-
wege neben verkehrsunsicheren Straßen abzuziehen –
im Gegenteil. In den ländlichen Räumen brauchen wir
intakte Kreis- und Landesstraßen, auch für Radfahrer,
die den nächsten Ort aufsuchen oder die als Feriengäste
unsere Landschaft genießen wollen. Es ist also nach
den Notwendigkeiten abzuwägen. Ideologie hat in die-
sem Kontext nichts zu suchen.

Meine Damen und Herren, es gibt manche Skurrilität im
Antrag der GRÜNEN. Da wird zuerst klug festgestellt,

dass ein Fahrrad weniger Abstellraum braucht als ein
Auto. Das ist eine völlig neue Erkenntnis. Wenig später
wird dann gefordert, die Stellplatzverordnung in der
Landesbauordnung so zu verändern, dass das Fahrrad
dem Auto gleichgestellt wird. Das ist ein typisches Bei-
spiel für wirklich grünen Unsinn, meine Damen und
Herren.

(Zuruf der Abg. Frau Thomas,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Frau Thomas, mit der Forderung nach gleich fünf
runden Tischen wird aus dem Radfahren eine richtige
Haupt- und Staatsaktion gemacht. In Rheinland-Pfalz
sind wir mit runden und ovalen Tischen und unzähligen
sonstigen Gesprächsrunden reich gesegnet. Jetzt sollen
wir bei fünf neuen runden Tischen für die Radfahrer
ankommen. Zumindest, das ist mein Vorschlag, sollten
wir dann aber eine neue Tischform wählen, das Oktogon
vielleicht mit seiner besonderen mystischen und religiö-
sen Symbolik, damit der Radfahrertisch nicht nur von
anderen zu unterscheiden ist, sondern auch seine an-
gemessene Überhöhung erfährt.

Irgendwann ist es dann aber doch soweit, dass wir nicht
mehr das Image des Landes der Reben und Rüben
haben, sondern das Land der großen Palaver, meine
Damen und Herren.

Natürlich müssen bei den Grünen wieder die Schulen
herhalten. Das ist praktisch überall dort so, wo sich
Organisationen, Lobbyisten, Fraktionen und Parteien mit
einem bestimmten Thema profilieren wollen.

Das Thema „Radfahren“ soll nun ein intensiver Gegen-
stand der Lehrpläne werden. Ich bin kein Bildungspoliti-
ker,

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das merkt man!)

aber bevor die Schule mit immer mehr Einzelthemen
befrachtet wird, sollte man ihr die Chance geben, sich in
der knappen verfügbaren Zeit auf die ganz wesentlichen
Dinge zu konzentrieren.

(Zuruf von der FDP: So ist!)

Das ist neben Lesen, Schreiben und Rechnen das Ge-
wissen und Bewusstsein für Verantwortlichkeit und
Rücksichtnahme auf die Menschen.

(Beifall der CDU)

Dann geschieht es von ganz allein, dass ich zum Bei-
spiel in der Mainzer Innenstadt nicht immer das Gefühl
haben muss, mich nicht vor den Autos, aber immer mehr
vor zügellosen jungen Radfahrern in Acht nehmen zu
müssen, die die Fußgänger anscheinend als ärgerliches
Verkehrshindernis betrachten und dies zuweilen auch
mit heftigen Verbalattacken deutlich zu erkennen geben,
meine Damen und Herren.

(Zuruf von der CDU: Oh! –
Frau  Thomas,  BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wahrscheinlich laufen Sie auf dem Radweg!)
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Für die Jugendlichen ist allerdings das Fahrrad – das
möchte ich deutlich machen – neben den öffentlichen
Verkehrsmitteln ein unerlässliches Element für ihre Mo-
bilität.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das habe ich gesagt!)

Für Erwachsene ist es aber zumeist keine prinzipielle
Entscheidung für das Fahrrad oder gegen das Auto,
sondern eine Wahlmöglichkeit für verschiedene indivi-
duelle Zwecke.

Dem müssen wir mit einer pragmatischen unideologi-
schen Verkehrspolitik gerecht werden. Zu dem Aspekt
„Fremdenverkehr“ wird meine Kollegin Weinandy nach-
her noch das Wort nehmen.

Ich darf Ihnen aber jetzt schon sagen, dass wir über
diesen Antrag unmittelbar abstimmen möchten und ihn
auch ablehnen werden.

Vielen Dank.
(Beifall der CDU –

Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sie auch?)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Zu einer Kurzintervention hat Frau Abgeordnete Kiltz
das Wort.

(Pörksen, SPD: Zeit schinden!)

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es tut mir leid, aber ich bin wirklich entsetzt, Herr Kolle-
ge Wirz. Sie werfen uns Ideologie vor, und dann stellt
sich während Ihrer Rede heraus, Sie sind einfach nur
pampig, weil wir 4 Millionen Euro vom Straßenbau auf
die Fahrradförderung umverteilen wollen.

(Jullien, CDU: Was? Der Kollege Wirz
ist niemals pampig!)

Das kann doch wohl nicht wahr sein. Sie werfen uns
heile Welt vor. Sie sagen, wir diskriminieren das Auto,
aber lesen Sie doch einmal die Überschrift des Antrags.
Es geht um Fahrradverkehr.

Es geht nicht um Prinzipien. Es geht darum, den Fahr-
radverkehr ganz pragmatisch zu stärken.

(Zuruf des Staatsministers Bauckhage)

Wenn Sie sagen, fünf runde Tische sind bei 2.400 Ge-
meinden zu viel, dann weiß ich nicht, was Sie für ein
Verhältnis zu Zahlen haben.

Lesen Sie es sich noch einmal durch. Wir haben nicht
gefordert, die Pkw abzuschaffen. Auch ich fahre ab und
an Auto, sogar häufiger, Herr Kollege.

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Ich verbiege mich dabei nicht.

Lesen Sie doch einmal genauer. Wir haben geschrieben,
es gebe einen hohen Anteil von Pkw-Fahrten, die bei
sechs Kilometern enden. Uns geht es nicht um den
Pendler, der von Saarbrücken nach Frankfurt fährt.

(Kuhn, FDP: Der wohnt doch gar
nicht in Rheinland-Pfalz!)

Schauen Sie doch genauer hin. Uns geht es darum,
dass man die Strecken, auf denen es von der Länge und
der Topographie her geht, attraktiv macht und dafür
Menschen gewinnt, dass sie dann mehr auf das Fahrrad
umsteigen.

Sie müssen nicht. Wir wollen es nur fördern. Das ist eine
sinnvolle Geschichte. Ich begreife nicht, warum Sie so
etwas, was ziemlich pragmatisch ist, in das Reich des
Faschings, der heilen Welt und der Blütenträume ver-
weisen.

Ich habe den Eindruck, Sie sollten Ihre ideologische
Brille einmal absetzen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Zur Erwiderung hat Herr Kollege Wirz das Wort.

(Zuruf des Abg. Dr. Schmitz, FDP)

Abg. Wirz, CDU:

Herr Kollege Dr. Schmitz, meine Brille ist noch nicht
eingefärbt. Ich habe bisher nicht nur den Eindruck, son-
dern auch die Gewissheit, dass ich einen klaren Blick
hatte.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Werden Sie einmal sachlich!)

– Verehrte Frau Kollegin Kiltz, ich meine, es hat keinen
Sinn, Sie davon zu überzeugen, was in diesem Kontext
machbar ist und was nicht.

Sie haben doch einfach ganz andere Vorstellungen, die
von der Realität weit entfernt sind. Deshalb bringt es
auch nichts, dass man sich mit Ihnen ernsthaft darüber
unterhält, wie sinnvoll die Einrichtung beispielsweise
weiterer fünf runder Tische ist. Ich verstehe überhaupt
nicht, was das soll.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wo gibt es denn schon einen?)

Bei diesem Antrag mit den 12 Punkten, die Sie vorgelegt
haben, sind natürlicherweise einige dabei, die man un-
terstützen könnte, aber in der Summe des Ganzen halte
ich das wirklich für baren Unsinn. Es tut mir schrecklich
Leid.

(Beifall der CDU)
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Vizepräsidentin Frau Hammer:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Creutzmann.

(Jullien, CDU: Der hat noch nie auf
dem Fahrrad gesessen!)

Abg. Creutzmann, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Mobilität ist ein Schlüssel für den Erfolg von
Rheinland-Pfalz im Reigen der europäischen Regionen.

Zur Mobilität gehört nicht nur die Straße für den Auto-
verkehr oder die Schiene für die Bahn, dazu gehört auch
der gesonderte Weg für Radfahrer, Frau Kollegin Kiltz.
Deshalb haben FDP und SPD im Koalitionsvertrag fest-
gelegt – ich zitiere – „insbesondere den Ausbau des
großräumigen Radwegenetzes vorantreiben zu wollen“.

(Vereinzelt Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, so steht es im Koalitionsver-
trag von SPD und FDP für die laufende Wahlperiode. Ich
kann feststellen, dass die Regierungskoalition ihr Ver-
sprechen einhält.

Das Fahrrad prägt auch in Rheinland-Pfalz zunehmend
das Verkehrsbild der Städte und Gemeinden. Für mehr
und mehr Bürger ist das Fahrrad zu einer umweltfreund-
lichen und vor allem gesunden Alternative bei den Ver-
kehrsmitteln geworden.

Verkehrsminister Bauckhage stellt in der Antwort der
Landesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der
Grünen richtigerweise dar, dass dem Fahrrad – das gilt
vor allem im touristischen Bereich – eine wachsende
Bedeutung zukommt. Hiervon profitiert die Tourismus-
wirtschaft in den ländlich geprägten Räumen unseres
Landes.

Bezüglich des Gesamtergebnisses der Antwort der Lan-
desregierung auf die Große Anfrage, der Fahrradverkehr
in der Umsetzung des nationalen Radverkehrsplans
2002 bis 2012 in Rheinland-Pfalz, kann man schlicht und
einfach sagen, dass die Landesregierung Beachtliches
geleistet hat und noch weiterhin leisten will.

(Beifall der FDP und der SPD)

Jetzt hört die Frau Kollegin Kiltz wieder nicht zu. Das
interessiert sie aber auch gar nicht. Das ist völlig unin-
teressant für sie. Aber ich komme nachher noch auf
ihren Antrag zurück.

So ist die Gesamtlänge der Radwege entlang klassifi-
zierter Straßen stetig vergrößert worden. Im Jahr 1991
betrug die Länge der Radwege an rheinland-pfälzischen
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen insgesamt 1.141
Kilometer. Ende 2002 umfasste das Radwegenetz an
den genannten Straßen bereits 1.520 Kilometer. Damit
wurden seit 1991 Radwege mit einer Gesamtlänge von

fast 400 Kilometern neu gebaut, was einer Zunahme von
33 % entspricht, Frau Kollegin Kiltz.

(Beifall der FDP und der SPD)

Noch nicht hinzugerechnet sind hierbei die Radwege,
welche sich in der Baulast von Straßen und Gemeinden
befinden. Dieses hervorragende Radwegenetz ist ein
Angebot nicht nur für den Individualverkehr, sondern
stellt auch eine Bereicherung für den Radtourismus im
Land dar.

(Staatsminister Bauckhage: Jawohl!)

Dabei ist besonders erfreulich, dass dieses Angebot
nicht nur gut, sondern sehr gut angenommen wird, Frau
Kollegin Kiltz.

Mit dem Ausbau des Radwegenetzes im Rahmen eines
integrierten Tourismuskonzepts ist uns ein wichtiger
Beitrag zur qualitativen Verbesserung des Wirtschafts-
zweigs Tourismus gelungen, der seinesgleichen sucht.

Aufgrund eines für ganz Deutschland geschätzten Jah-
resumsatzes von rund 5 Milliarden Euro bestehen im
Bereich des Fahrradtourismus für Rheinland-Pfalz noch
riesige Marktchancen.

Schon in den letzten Jahren hat sich der Markt für den
Fahrradtourismus kontinuierlich nach oben entwickelt.
Das ist umso bedeutender gerade vor dem Hintergrund
stagnierender touristischer Inlandsmärkte. Deshalb gilt
es im traditionell touristisch geprägten Rheinland-Pfalz,
die großen Wachstumschancen des Radtourismus zu
nutzen.

(Beifall der FDP)

So belaufen sich nach einer Untersuchung des Deut-
schen Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts für Frem-
denverkehr an der Universität München die Umsätze im
Tourismus einschließlich des Sekundärbereichs für
Rheinland-Pfalz mittlerweile auf rund 4,15 Milliar-
den Euro jährlich.

Jeder zwölfte Arbeitsplatz in Rheinland-Pfalz hängt
direkt oder indirekt vom Tourismus ab. In der Antwort
der Landesregierung wird in diesem Zusammenhang
auch auf eine aktuelle Radreiseanalyse des Allgemeinen
Deutschen Fahrradclubs verwiesen, mit der das ökono-
mische Potenzial des Radtourismus unterstrichen wird.

Danach haben im Jahr 2002 mehr als zwei Millionen
Deutsche einen mehrtägigen Fahrradurlaub verbracht.

Dies entspricht einer Zunahme von 12,7 % gegenüber
dem Jahr 2000. Aufgrund dieser Ergebnisse begrüße ich
es für die FDP-Fraktion außerordentlich, dass das Wirt-
schaftsministerium im touristischen Markt eine große
Chance sieht und zur Förderung des Radtourismus die
Initiative „Radwanderland Rheinland-Pfalz“ auf den Weg
gebracht hat. So ist es nur konsequent, dass das groß-
räumige Radwegenetz mit den sieben Radfernwegen
erstmals eine eigene Kategorie von Verbindungen mit
besonderer touristischer Bedeutung erhält. Die Landes-
regierung erkennt zielgerichtet die wirtschaftlichen
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Chancen, die der Radtourismus für ein Land mit hoher
touristischer Ausprägung besitzt.

Attraktive Landschaften und eine Vielzahl städtebauli-
cher und kulturhistorischer Sehenswürdigkeiten bieten
optimale Voraussetzungen für das Radwandern. Als
touristische Höhepunkte sind hierbei insbesondere unse-
re Flusstäler zu nennen. Deshalb begrüßt es die FDP-
Fraktion besonders, dass der Ausbau des rheinland-
pfälzischen Radfernwegenetzes entlang der Flusstäler
Rhein, Mosel, Nahe, Kyll, Saar und Ahr im Verkehrsmi-
nisterium ein Schwerpunkt ihrer Radverkehrspolitik dar-
stellt.

Wichtig ist, dass sich Rheinland-Pfalz für sein Radwege-
konzept auch ein einheitliches – – –

Frau Kollegin Kiltz hört nie zu. Frau Kollegin Kiltz, Sie
könnten einmal zuhören, weil dies Ihren Horizont viel-
leicht erweitert und die eine oder andere Anfrage oder
den einen oder anderen Kritikpunkt, den Sie immer
wieder äußern, überflüssig machen würde.

(Zuruf  der  Abg.  Frau  Kiltz,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –

Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ist gut, Herr Regierungssprecher!)

Ich sprach von dem einheitlichen Corporate Design
durch das Markenzeichen „Radwanderland“ bzw. „rad-
wanderland.de“.

In diesem Zusammenhang sei einmal mehr die Nutzung
der neuen Medien durch die Landesregierung für die
Vermarktung von Rheinland-Pfalz erwähnt. So wird seit
über zwei Jahren durch die bestehende Internetpräsen-
tation „radwanderland.de“ umfassend über die Aktivitä-
ten des Landes sowie über den Fahrradverkehr und den
Fahrradtourismus informiert. Aufgrund der großen Re-
sonanz auf den Online-Auftritt wurde ein Pilotprojekt
eifelradtouren.de“ gestartet.

Ich könnte noch weiter fortfahren, aber ich möchte auch
noch zum Antrag etwas sagen.

(Zuruf der Abg. Frau Thomas,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Kollegin, Sie müssen immer wieder bedenken,
dass bei all Ihren Forderungen, die Sie stellen, auch der
Nutzen des Radverkehrs in eine volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung einbezogen werden muss.

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist sehr wichtig. Dort, wo der Radwegebau nicht
dem  Tourismus dient und damit keine zusätzlichen
Einnahmen generiert, ist der volkswirtschaftliche zusätz-
liche Nutzen zusätzlicher Radwege sehr gering, weil den
Kosten für den Radwegebau schwer quantifizierbare
Erträge gegenüberstehen.

Frau Kollegin Thomas, trotzdem gilt für unsere Fraktion,
auch ein nicht touristisch genützter Radweg

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ist besser als keiner!)

hat bereits dann seinen volkswirtschaftlichen Nutzen
erreicht, wenn Unfälle der Radfahrer mit den Autofahrern
vermieden werden. Dies wird auch in der Antwort auf die
Große Anfrage dargestellt.

Ich komme nun zu dem „Beglückungsantrag“ der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit bekommen Sie
allenfalls beim Bund Freier Radfahrer, wenn es ihn gibt,
das goldene Lenkrad. Die Punkte 1 bis 5 sind unstrittig.
Das sind Tatsachen, denen wir zustimmen.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Es ist schön, dass Sie das

einmal sagen!)

Aber vorhin haben wir alle einstimmig die Verankerung
des Konnexitätsprinzips in der Landesverfassung be-
schlossen. Nun lese ich in Ihrem Antrag zum ersten
Punkt, der Landtag solle einen Fahrradbericht erstellen.
Daran sollen auch die Kommunen mitwirken. Mit dem,
was Sie fordern, sind Bürokratiekosten hoch drei ver-
bunden. Wer soll denn das bezahlen?

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wieso sind das Bürokratiekosten hoch drei?)

– Natürlich, es muss sich doch jemand hinsetzen und es
aufnehmen, er muss berichten und den Bericht an das
Land weiterleiten.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das sind Personalkosten,
keine Bürokratiekosten!)

– Wenn die Beamten herumsitzen und nichts zu tun
haben, haben Sie Recht. Aber in der Regel haben Sie
etwas zu tun, gerade bei der Arbeitsverdichtung der
letzten Jahre. Ein solcher Bericht kann nur durch zusätz-
liche Überstunden geleistet werden. Für Sie sind Pers o-
nalkosten keine Kosten, aber für uns sind es Kosten.

Wie stellen Sie sich einen Masterfahrplan mit Fahrrad
vor?

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ein Masterplan, kein Masterfahrplan!
Ein Masterplan, Herr Creutzmann!)

Wollen Sie die Leute zwingen, auf das Fahrrad umzu-
steigen?

Herr Kollege Nink hat es bereits gesagt: Sie müssen
immer überlegen, was Sie fordern. Frau Kollegin Mors-
blech hat von Velo-Mainstreaming gesprochen. – Sicher,
Gender-Mainstreaming, Velo-Mainstreaming.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das verstehen nicht einmal Ihre Kollegen! –

Glocke der Präsidentin)
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Vizepräsidentin Frau Hammer:

Herr Kollege Creutzmann, gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Kollegin Kiltz?

Abg. Creutzmann, FDP:

Immer, natürlich, Frau Kollegin. Bitte schön!

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das bin ich jetzt leid. Herr Kollege Creutzmann, Sie
sagten soeben, die Punkte 1 bis 5 seien unstrittig.

Abg. Creutzmann, FDP:

Ja.

Abg. Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

In Punkt 4 steht: „Während die Landesregierung dem
Fahrradtourismus inzwischen eine hohe Bedeutung
beimisst,“ – das kritisieren wir auch gar nicht – „wird der
Alltagsverkehr per Rad vernachlässigt.“ Wenn Sie auch
der Auffassung sind, können wir uns doch gemeinsam
daranmachen, – – –

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Frau Kollegin, Sie wollten eine Zwischenfrage stellen.

Abg. Creutzmann, FDP:

Frau Kollegin, ich kann nur mit meiner Pesseerklärung
antworten. Die GRÜNEN sind wahrscheinlich erst dann
am Ziel ihrer Träume, wenn die Zulassung eines Autos
davon abhängig gemacht wird, ob der Autohalter bereits
eine bestimmte Kilometerleistung auf dem Fahrrad
nachweisen kann.

(Heiterkeit im Hause –
Beifall bei FDP und SPD –

Zurufe der Abg. Frau Kiltz und Frau Thomas,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ich habe den Führerschein schon vor über 50 Jahren
gemacht. Sie müssten mich jetzt nachträglich zwingen,
dieses nachzuweisen.

(Zurufe der Abg. Frau Thomas und Frau Kiltz,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –

Glocke der Präsidentin)

Ich fasse zusammen: In diesem Parlament verteufelt
keine Fraktion das Fahrradfahren, im Gegenteil. Aber wir
können die Menschen nicht dazu zwingen, auf das Fahr-
rad umzusteigen.

Vielen herzlichen Dank. Wir lehnen natürlich Ihren An-
trag auch ab.

(Beifall der FDP und der SPD)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Weinandy
das Wort.

Abg. Frau Weinandy, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! In der Gro-
ßen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
wird nur ein geringer Teil dem Thema „Tourismus“ ge-
widmet. Aber nach unserer Meinung ist gerade der Be-
reich „Tourismus“ für das Radeln ein ganz wesentlicher
Aspekt; denn in diesem Bereich haben wir in Rheinland-
Pfalz Zuwächse im Bereich des Tourismus. Wer sich
einmal auf den Fahrradwegen bewegt, kann feststellen,
es ist für unsere Bevölkerung im Freizeitbereich ein
Gewinn, die Radwege zu nutzen.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das wissen wir doch!)

Es ist aber auch eine Bereicherung für die Gäste, die
nach Rheinland-Pfalz kommen. Wir fordern die Landes-
regierung daher auf, gerade in diesen Bereich weiter zu
investieren.

Es wird gesagt, die Lückenschlüsse zwischen den gro-
ßen Radwegen werden in absehbarer Zeit geschlossen.
Das fordern wir, und wir werden Sie darin auch unter-
stützen, Herr Minister.

(Staatsminister Bauckhage: Vielen Dank!)

Soeben wurde schon gesagt, es gibt ein Modellprojekt
„Eifelradtouren“. Wenn Sie sich dieses einmal im Inter-
net ansehen, können Sie feststellen, dass es eine positi-
ve Präsentation eines Bereichs ist. Dies fordern wir auch
für die anderen Bereiche in Rheinland-Pfalz.

Premiumradwege werden dort genannt. Sie sind ein
Garant dafür, dass Qualität nicht nur im Bereich der
Radwege, sondern auch beim umliegenden Bereich
geboten wird. Als Beispiel nenne ich die Angebote im
Gastronomiebereich oder bei der Unterkunft „Bett und
Bike“. Ich denke, dies muss auch weiterhin gefördert
werden; denn somit können wir Geld an Rheinland-Pfalz
binden und unsere heimische Wirtschaft unterstützen.
Dies ist insbesondere im Bereich der Fahrradwege zu-
kunftsweisend. Auch die ländlichen Regionen dürfen
dabei nicht vergessen werden.

Ich möchte auch noch einmal den Wirtschaftswegebau
ansprechen.

(Glocke der Präsidentin)

Wir haben dort asphaltierte Straßen. Ich weiß, dass es
Schwierigkeiten mit der Landwirtschaft gibt, aber wir
sollten die Bauern mit einbinden und sie dafür begeis-
tern, damit sie uns die Radwege auch für den Radtou-
rismus zur Verfügung stellen, damit auch in diesem
Bereich Geld gespart werden kann. Dies kann man
beispielsweise auch dadurch regeln, dass man die
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Kommunen bei der Finanzierung dieser Wege mit ein-
bindet.

Vielen Dank.

(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Meine Damen und Herren, ich begrüße Gäste im Land-
tag, und zwar Mitglieder der Jugendfeuerwehr Kreis
Cochem-Zell. Herzlich willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Das Wort hat nun Herr Staatsminister Bauckhage.

Bauckhage, Minister für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Große Anfrage der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN haben wir umfangreich beantwortet bis
hin zur Umsetzung des nationalen Radwegeplans. Des-
halb möchte ich darauf nicht mehr im Besonderen ein-
gehen, da die Antwort umfänglich ist.

Herr Kollege Creutzmann, lassen Sie mich eingangs
sagen, ich möchte Ihre Rede jetzt nicht bewerten, ich
möchte nur sagen, ich kann mir schlecht vorstellen, dass
Sie vor über 50 Jahren den Führerschein gemacht ha-
ben, denn Sie sind noch jugendlich und jung. Bisher ist
es noch immer so gewesen, dass man mit 18 Jahren
den Führerschein macht.

(Staatsminister Zuber: Damals mit 21! –
Zurufe im Hause)

Es war wahrscheinlich ein kleiner Versprecher dabei.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an den An-
fang meiner Rede möchte ich eine kleine Bewertung des
Antrags stellen. Dazu möchte ich im Prinzip reden. Es
spricht schon für sich, wenn unter Nummer 6 gefordert
wird, „einen landesweiten Wettbewerb ‚Fahrradfreund-
lichste Gemeinde‘ auszuloben“ – eine im Prinzip gute
Sache –, „um Anreize für kommunale Gebietskörper-
schaften zu schaffen, damit auch die Dienstleistungen
rund ums Fahrradfahren – wie zum Beispiel Fahrradsta-
tionen mit sicheren Abstellmöglichkeiten und Repara-
turservice – auf Dauer im Land verbessert werden kön-
nen. Fünf ‚Runde Tische Fahrrad‘ in ausgewählten Ge-
bietskörperschaften sollen jeweils ein Jahr gefördert
werden“.

Zunächst einmal möchte ich sagen, mit runden Tischen
wird man die Menschen nicht mehr zum Fahrradfahren
bringen, weil die Leute das sehr zeitökonomisch und aus
anderen Gesichtspunkten heraus sehen.

An dem Punkt kann man erkennen, wie viel Sie von
Marktwirtschaft verstehen. Es ist ganz eindeutig. Ich

kann nicht Servicestationen erzwingen oder diese be-
fehlen. Das ergibt sich von selbst.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ich kann aber Anschübe dafür geben!
Beschäftigungsprojekte zum Beispiel!)

Ich kann Fahrradwege bauen. Das machen wir. Bei
hochfrequentierten Fahrradwegen habe ich noch nie
eine Servicestation gesehen. Das zeigt, dass Sie in
einer anderen Welt leben, Frau Kiltz.

(Beifall bei FDP und SPD)

Jetzt wird es eigentlich noch lustiger. Sie fordern, „eine
Kommunikationsoffensive ‚FahrRad‘ gemeinsam mit
Verbänden und der Fahrradindustrie zu starten, die mit
den jeweils geeigneten Mitteln unterschiedliche Ziel-
gruppen (Schülerinnen/Schüler, Pendlerinnen/Pendler,
Seniorinnen/Senioren etc.) anspricht“. Wir machen eine
ganze Menge für die Seite der Werbung für das Radfah-
ren. Aber eine Kommunikationsoffensive kann ich mir
schlecht vorstellen.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Warum nicht?)

Herr Kollege Kuhn, Sie kommen aus dem Schulbereich.
Wir setzen gerade dem Till Eulenspiegel jetzt die Mütze
auf. In dem Antrag wird unter Nummer 11 gefordert, „die
Vorteile der Fahrradmobilität und die mit dem Radfahren
verbundenen Sicherheitsfragen auch nach der Grund-
schule (in der Sekundarstufe I) in der gebotenen Form
und Intensität als Bestandteil in die Lehrpläne aufzu-
nehmen“. Das bewerte ich jetzt nicht.

(Kuhn, FDP: Leistungskurs!)

Das erinnert mich ein wenig an andere Verhältnisse. Ich
möchte das jetzt nicht bewerten. Als Teil der Landesre-
gierung ist man nicht Abgeordneter des Hauses und
muss nicht alles so bewerten, wie ich es als Abgeord-
neter bewerten würde.

(Wirz, CDU: Das heißt also, Sie halten
sich zurück, Herr Minister?)

– Ich kann auch den Platz wechseln und kann dann
dazu als Abgeordneter meine Meinung sagen.

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU)

– Herr Jullien, das erinnert mich sehr stark an römische
Verhältnisse.

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat vor weni-
gen Tagen das 12-Punkte-Programm, von dem ich eini-
ge Punkte herausgegriffen habe, für den Radverkehr in
Rheinland-Pfalz vorgelegt. Bevor ich auf einige einzelne
Forderungen des Programms eingehe, möchte ich zu-
nächst Folgendes anmerken:

Eine unerlässliche Voraussetzung, um neue Freunde für
das Fahrrad zu gewinnen und damit den Anteil des
Fahrrads am Gesamtverkehrsaufkommen zu erhöhen,
ist ein attraktives und sicheres Radwegenetz. Das haben
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wir in der Großen Anfrage umfänglich beantwortet. Die-
ses gibt es in Rheinland-Pfalz.

Der Ausbau und die Förderung der rheinland-pfälzischen
Radwegeverbindungen sind daher ein fester Bestandteil
einer integrierten Gesamtverkehrspolitik. Diese wollen
Sie nicht. Sie schlagen vor, vom Landesstraßenbau
Mittel in den Fahrradwegebau umzuschichten.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Vier Millionen!)

– Frau Kiltz, ich muss immer die Mittel dort einsetzen,
wo auch gefahren wird. Es macht keinen Sinn, sie dort
einzusetzen, wo kein Mensch fährt.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Doch!)

– Man kann jetzt lange darüber streiten. Wer so etwas
fordert, ist eigentlich nicht in dieser Welt zu Hause, in
der wir leben.

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Transrapid! Was ist das denn

für ein Stichwort?)

Ich kann heute in diesem Land dorthin kommen, wohin
ich möchte. Die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister
aller Ortsgemeinden kommen immer mit einem einzigen
Petitum an, nämlich die Landesstraßen besser und
forciert auszubauen, weil die Verkehre dort nachgefragt
werden. Von daher hat der Landesstraßenbau natürli-
cherweise für uns eine hohe Bedeutung, auch, weil es
keine gute wirtschaftliche Entwicklung ohne eine gute
Verkehrsinfrastruktur gibt. Es macht auch keinen Sinn,
die Leute zu bevormunden, welches Verkehrsmittel sie
nehmen sollen. Es macht Sinn, ein Angebot zu machen.
Das machen wir in breitester Form.

Das erst im vergangenen Jahr fortgeschriebene groß-
räumige Radwegenetz ist die Planungsgrundlage für
diese integrierte Gesamtverkehrspolitik, durch die si-
chergestellt wird, dass die zur Verfügung stehenden
Mittel zielgerichtet dort eingesetzt werden, wo sie am
meisten gebraucht werden.

Allein in den Jahren 1997 bis 2003 wurden für den Bau
von Radwegen an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen
rund 40 Millionen Euro verausgabt und hierfür über 250
Kilometer Radwege angelegt.

Erfreulich ist auch die Situation bei den kommunalen
Radwegen. Trotz der angespannten Situation im Lan-
deshaushalt hat das Land mit der Bezuschussung von
kommunalen Radwegen aus den Fördertöpfen des
kommunalen Straßenbaus im gleichen Zeitraum knapp
35 Millionen Euro Fördermittel mobilisiert.

Allein in diesem Jahr werden für den Ausbau der Rad-
wegeinfrastruktur durch Bund, Land und Kommunen
voraussichtlich rund 15 Millionen Euro investiert.

(Creutzmann, FDP: Hört, hört, Frau Kiltz!)

Diese Zahlen zeigen, welche Anstrengungen im Land
unternommen werden, um das Fahrradfahren attraktiver
zu gestalten.

Natürlich kommen diese Mittel aber nicht, wie im Antrag
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dargestellt, ausschließ-
lich dem Radtourismus zugute. Vielmehr profitiert in aller
Regel auch der Alltagsverkehr in gleichem Maß von den
angelegten Radwegen.

So erhöht sich etwa durch die Verbesserung der inner-
bzw. zwischenörtlichen Verbindungen gleichzeitig die
Erreichbarkeit beispielsweise von Schulen, Bahnhöfen,
Arbeitsplätzen und anderen wichtigen Standorten.

Darüber hinaus setzt die Landesregierung auch darauf,
dass ein Radfahrer, der in Freizeit und Urlaub die Vor-
züge des Fahrradfahrens schätzen lernt, auch viel eher
gewillt ist, beispielsweise seine Brötchen am Wochen-
ende statt mit dem Auto mit dem Fahrrad zu holen.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat also
ihre Hausaufgaben bei der Radverkehrspolitik gemacht.
Angesichts des erreichten hohen Niveaus der Radwe-
geinvestitionen sind jedoch weitere deutliche Mittelerhö-
hungen, beispielsweise wie die von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN geforderte Verdoppelung der Fördermittel,
schlicht unrealistisch. Diese würden zulasten ebenfalls
dringend erforderlicher kommunaler Straßenbau- oder
öffentlicher Nahverkehrsprojekte gehen.

Meine Damen und Herren, nun zu einigen Forderungen
im Einzelnen:

Vieles von dem, was in dem Programm gefordert ist, hat
längst Eingang in die Radverkehrspolitik des Landes
gefunden. So wird zum Beispiel unter Nummer 6 ein
Wettbewerb „Fahrradfreundlichste Gemeinde“ gefordert.
Bereits seit Jahren findet alljährlich bundesweit der
Wettbewerb „Best for bike“ statt, mit dem Beispiele fahr-
radfreundlicher Verbesserungen in den Ländern prämiert
werden. Vor diesem Hintergrund haben wir einen weite-
ren Wettbewerb zu diesem Thema zurückgestellt und
erachten ihn auch nicht für erforderlich.

Seit diesem Frühjahr läuft darüber hinaus im Internet
unter „radwanderland.de“ ein Fotowettbewerb zum
Thema „Radfahren“, mit dem der Bekanntheitsgrad der
Landesinternetseite mit ihren vielfältigen Aktivitäten zum
Thema „Fahrrad“ weiter erhöht werden soll.

Auch die Forderung Nummer 8, die Transparenz der
Verantwortlichkeiten für den Radverkehr umfassend
darzustellen, ist längst umgesetzt. Die Landesregierung
unterrichtet die mit dem Thema „Fahrrad“ befassten
Stellen im Land regelmäßig über radverkehrsrelevante
Fragestellungen und Entwicklungen.

Besonderen Anklang gerade auf kommunaler Ebene hat
in diesem Zusammenhang die seit 2001 alljährlich in
Emmelshausen stattfindende Fachtagung gefunden.
Darüber hinaus besteht seit Jahren eine enge Zusam-
menarbeit mit dem ADFC, die Eingang in verschiedene
konkrete Projekte gefunden hat.
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Die unter Nummer 10 angesprochene Mitnahmerege-
lung im öffentlichen Personennahverkehr wurde in
Rheinland-Pfalz als einem der ersten Bundesländer
überhaupt eingeführt.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das wissen wir!)

Mit der derzeitigen Regelung wird sichergestellt, dass
außerhalb eng begrenzter Spitzenzeiten – dafür muss
man Verständnis haben, Herr Mehdorn wird die Börse
nie schaffen, wenn er Ihre Politik vertreten würde –

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Wollen Sie denn, dass er an

die Börse geht?)

nahezu rund um die Uhr die Fahrräder kostenfrei trans-
portiert werden können.

Völlig überzogen aber sind Forderungen des Programms
wie beispielsweise die Forderung zur Vorlage eines
Fahrradberichts oder zur Entwicklung eines Masterplans
Rheinland-Pfalz.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Warum?)

Für einen solchen Plan würde lediglich ein beispielloser
Verwaltungsaufwand betrieben werden müssen, ohne
dass hierfür konkrete messbare Verbesserungen für den
Radverkehr eintreten würden.

(Frau Kiltz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das sagen Sie!)

Meine Damen und Herren, mit Ihrer Politik zur Förde-
rung des Radverkehrs verfolgt die Landesregierung das
Ziel, die Akzeptanz des Fahrrads als alltags- und frei-
zeittaugliches Verkehrsmittel zu erhöhen. Sie ist damit
auf gutem Weg und wird diese erfolgreiche fahrrad-
freundliche Politik fortsetzen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD, FDP und vereinzelt
bei der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Damit ist die Große Anfrage beantwortet. Ich frage, ob
für den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Ausschussüberweisung beantragt wird.

(Zuruf von der SPD: Direkt abstimmen!)

Wir stimmen zunächst über die Ausschussüberweisung
ab. Wer für die Überweisung an den Ausschuss ist, den
bitte ich um das Handzeichen! – Gegenstimmen? –
Damit ist die Ausschussüberweisung mit den Stimmen
der SPD, der CDU und der FDP gegen die Stimmen des
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

Wir stimmen direkt über den Antrag ab. Wer dem Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksache

14/3167 – zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen! – Gegenstimmen? – Der Antrag ist mit
den Stimmen der SPD, der CDU und der FDP gegen die
Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

Ich rufe die Punkte 14 und 15 der Tagesordnung auf:

Jahresbericht 2003
Besprechung des Berichts des Bürgerbeauftragten

(Drucksache 14/3042)
auf Antrag der Fraktion der CDU

– Drucksache 14/3055 –

Bericht des Petitionsausschusses gemäß § 112
der Geschäftsordnung des Landtags

Die Fraktionen haben eine Redezeit von zehn Minuten
vereinbart. Zunächst erfolgt die Berichterstattung durch
den Vorsitzenden des Petitionsausschusses. Herr Ab-
geordneter Dröscher hat das Wort.

Abg. Dröscher, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich möchte den Bericht des Petitionsausschus-
ses abgeben. Ich beziehe mich dabei im Wesentlichen
auf den Ihnen schriftlich in der gewohnt ausführlichen
und sorgfältigen Form vorliegenden Bericht des Bürger-
beauftragten. Ich empfehle Ihnen, sich diesen Bericht
ausführlich zu Gemüte zu führen, soweit das nicht schon
geschehen ist. Er beschreibt in vielen Einzelfällen und in
Strukturen das, was wir in etwa als Seismograph oder
als eine Gesetzesfolgenabschätzung im Petitionsaus-
schuss und vorher im Büro des Bürgerbeauftragten
erleben.

Zunächst sind das nüchterne Zahlen. Wir hatten wie im
Vorjahr etwa 3.000 Eingaben. Davon waren zunächst
10 % nicht zulässig. Insgesamt konnte etwa ein Drittel
dieser Eingaben nicht zu einem Ergebnis gebracht wer-
den, das den Petenten gerecht wird und sie zufrieden
stellt.

Im Petitionsausschuss haben wir gerade diese Eingaben
auf dem Tisch, sodass wir die persönlichen Schicksale
der Petenten ganz nah erleben. Ich danke dem Büro des
Bürgerbeauftragten und dem Bürgerbeauftragten selbst.
Das, was uns auf den Tisch gekommen ist, ist sorgfältig
geprüft und vorbereitet. Gemessen wird dabei die
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit von Verwaltungs-
handeln. Es wird auch an der Formulierung des europäi-
schen Kodexes für gute Verwaltungspraxis gemessen,
der heißt: Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre
Angelegenheiten unparteiisch, gerecht und innerhalb
einer angemessenen Frist bearbeitet werden. Jede
Person hat das Recht, gehört zu werden, bevor ihr ge-
genüber eine für sie nachteilige individuelle Maßnahme
in der Verwaltung getroffen wird.

Die Mitglieder des Ausschusses und der Bürgerbeauf-
tragte nehmen diese Aufgabe sehr ernst. Das ist unsere
Einschätzung. Deshalb ist es unvermeidlich, dass sich
Verwaltungen von dieser Nachfrage auch einmal beläs-
tigt fühlen. In seltenen Fällen eskaliert das. Ein Beispiel,
auf das ich nicht näher eingehen will, ist im Bericht des
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Bürgerbeauftragten ausführlich beschrieben und dort zu
entnehmen.

Manchmal ist es schwer zu vermitteln, dass unsere
Nachfragen oder die Nachfragen des Bürgerbeauftrag-
ten nicht der Drangsalierung der Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen von Behörden dienen, sondern der Wahrung
des Petitionsrechtes der durch Verwaltungshandeln
betroffenen Bürger. Das halten wir für ganz wichtig.

Es gibt auch die andere Seite der unzufriedenen Peten-
ten. Wir haben vor kurzem bei einem Besuch in Inns-
bruck Formulierungen gehört, die heute sicher noch von
anderen Rednern zu hören sind. Ich möchte mich darauf
beschränken, dass diese Petenten nicht mit dem zufrie-
den sind, was wir für sie erreicht haben. Es ist eine Ver-
änderung in den letzten Jahren. Es werden zunehmend
Briefe und E-Mails bis hin zu nicht angemeldeten per-
sönlichen Besuchen mit der Bitte an den Ausschussvor-
sitzenden oder an die Landtagsverwaltung, den Wissen-
schaftlichen Dienst gerichtet, sich der Angelegenheit
anzunehmen, die bereits als nicht einvernehmlich abge-
schlossen worden ist. Das ist eine zunehmende Ge-
schichte. Es weist darauf hin, dass die Bereitschaft der
Bürgerinnen und Bürger zu akzeptieren, dass es nicht
immer einvernehmliche Lösungen gibt, offenbar zurück-
geht.

Ich nenne zwei Beispiele. Wir haben zunehmend in dem
sensiblen Bereich der Kehrordnung bei den Schorn-
steinfegern Eingaben, die dazu geführt haben, dass wir
das zum Gegenstand einer Besprechung mit den zu-
ständigen Ministerien gemacht haben. Wir erwarten,
dass sich in Zukunft etwas in Bewegung setzt. Wir ha-
ben Petenten, die uns über das Maß hinaus angehen
und drängen.

Ähnliches ist aus dem Strafvollzug zu berichten, bei dem
wir den Rekord von 78 Eingaben einer bestimmten Per-
son haben. Ich hoffe, ich habe richtig gezählt. Das ist ein
weiterer Bereich. Insgesamt haben sich die Schwer-
punkte relativ wenig verändert. Wir haben etwas über 70
Sachgebiete, die angesprochen werden. Das sind zum
Beispiel Rechtspflege, Ordnungsverwaltung, Gemeinde-
verfassungsrecht, Beamtensozialversicherungsrecht,
Sozialwesen, Wirtschaftsordnung, Kultur, Landwirtschaft
und Umwelt, Bauordnungs- und Bauplanungsrecht. Das
betrifft eigentlich alle Bereiche der öffentlichen Verwal-
tung. 65 % davon beziehen sich auf knapp 20 Sachge-
biete, sodass die Schwerpunkte „Strafvollzug“, „Auslän-
derwesen“ und „Sozialhilfe“ geblieben sind.

Mich hat überrascht, dass zur Frage der Grundsiche-
rung, die 2003 eingesetzt hatte, unerwartet wenig Ein-
gaben gekommen sind. Es waren nur 1,3 %. Das sind
35 Eingaben. Im Vorfeld haben wir mit mehr gerechnet.
Das ist ein Hinweis darauf, dass das Verwaltungshan-
deln weitgehend den Bedürfnissen der Bevölkerung
gerecht wird.

Der Petitionsausschuss hat in elf Sitzungen etwa 700
Eingaben noch einmal intensiv behandelt. In einem Fall
gab es im vergangenen Jahr eine Überweisung zur
Berücksichtigung. Das wurde 2004 endgültig gelöst.

Beschäftigt hat uns auch besonders die Erwartung des
Zuwanderungsgesetzes. Das ist eine endlose Ge-
schichte. Wir haben das im vergangenen Jahr schon
berichtet. Das, was in den vergangenen Tagen gesche-
hen ist, gibt uns Hoffnung, dass wir einen Schritt nach
vorn gehen. Wir haben eine Reihe von Petitionen aus
diesem Bereich, die im Hinblick auf diese Lösung auf
Erledigung warten.

34 Legislativeingaben gab es. Dabei waren die Schwer-
punkte Kehr- und Überprüfungsordnung, Nachbar-
schaftsrecht, Gefahrenabwehrverordnung für gefährliche
Hunde.

Man kann sagen, dass diese Legislativeingaben in nur
ganz wenigen Fällen zu einem positiven Abschluss für
die Betroffenen kommen, aber in fast allen Fällen auch
in den Geschäftsgang der Fraktionen und der Ministeri-
en hineingehen und sich dann sicher auch auf künftige
gesetzliche Veränderungen auswirken.

Das so weit zum Petitionsausschuss. Ein ständiger
Unterausschuss des Petitionsausschusses ist die Straf-
vollzugskommission. Hier kann ich auch für das Be-
richtsjahr auf gute Kommunikation und Zusammenarbeit
mit dem Justizministerium zurückblicken. Wir haben im
vergangenen Jahr die Runde der Besuche in den rhein-
land-pfälzischen Strafvollzugsanstalten zunächst einmal
beendet. Wir sind einmal rundherum bei den jetzt zehn
Anstalten. Wir haben uns für das laufende Jahr und
auch für die Zukunft eine Änderung des Konzepts vor-
genommen. Wir besuchen die Justizvollzugsanstalten
jetzt unter thematischen Schwerpunkten.

Ich kann kurz berichten – obwohl es schon in dieses
Geschäftsjahr hineinfällt –, dass wir uns in Schifferstadt
um Berufsförderung und Ausbildung gekümmert haben,
wir uns in Frankenthal zur Umsetzung des Handlungs-
konzepts „Russlanddeutsche im Strafvollzug“ unterhal-
ten haben, wir auch im offenen Vollzug über die Proble-
matik der Ersatzfreiheitsstrafen diskutiert haben und wir
jetzt für Diez und Koblenz eine Veranstaltung zum The-
ma „Psychisch erkrankte Häftlinge, auch Sicherungs-
verwahrung“ vorhaben. Wir halten das für einen guten
Weg, dort weiterzugehen.

Ich möchte zum Ende meiner Ausführungen im Namen
des Ausschusses noch einmal allen, die zum Erfolg
unserer Arbeit beigetragen haben, ein herzliches Dan-
keschön sagen. Das ist zum einen der Bürgerbeauf-
tragte mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
seinem Büro, die das jeweils korrekt, sorgfältig und für
uns in einer guten Weise vorbereitet haben. Es ist die
Landtagsverwaltung mit ihrem Wissenschaftlichen
Dienst, der uns ebenfalls begleitet, und es ist das Jus-
tizministerium für die Kooperation und die gute Zusam-
menarbeit.

Ich persönlich bedanke mich bei den Mitgliedern des
Ausschusses für die kollegiale und konstruktive Zusam-
menarbeit und danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall im Hause –
Pörksen, SPD: Guter Bericht!)
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Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Ernst das
Wort.

Abg. Ernst, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es gibt einige Konstante in diesem Bericht. Da
ist zum einen die Zahl der Neueingaben, die sich bei der
3.000er-Marke einpendelt. Es sind mal mehr, mal weni-
ger. Diesmal ist sie leicht rückläufig. Ich denke aber,
diese Zahl darf für uns jetzt nicht die Messlatte bedeu-
ten; denn unser Ziel muss eigentlich lauten, die Zahl der
Unzufriedenen langfristig zu reduzieren und nicht immer
diese schöne Zahl der 3.000er irgendwie immer errei-
chen zu wollen. Die Schwerpunkte Sozialwesen, Ord-
nungsverwaltung und Rechtspflege beschäftigen uns
zum anderen immer weiter mit etwa einer Größenord-
nung von 50 %.

Wenn ich auf den Inhalt einiger Punkte eingehen darf,
dann muss ich zu Beginn sagen, etwas befremdlich fand
ich die Position des Bürgerbeauftragten zum Bürgerent-
scheid in Kaiserslautern, die Pfalzarena betreffend.
Hierzu im Bericht Stellung zu beziehen, halte ich per-
sönlich für nicht angebracht. Ich denke, nicht überall, wo
das Wort „Bürger“ auftaucht, ist der Bürgerbeauftragte
auch gleich gefragt.

Bisher gab es in den Berichten der Jahre 2001 und 2002
immer einige Anmerkungen, die wir als unnötig darge-
stellt haben und auch in den entsprechenden Plenarde-
batten angesprochen haben. Im Bericht über das Jahr
2003 ist so etwas nicht mehr in dem Maß vorgekommen.
Das heißt, ich habe es so formuliert: Die Sachverhalte
sind wirklich auf ein Minimum an Sachlichkeit gefahren
worden.

Außerdem – das hatten wir auch kritisiert, und zum
Glück ist es so eingetreten – ist die Zahl der Einzelbei-
spiele, die auch schon einmal die 100er-Grenze erreicht
haben, deutlich weniger geworden. Nur einen Ausreißer
muss ich an dieser Stelle noch erwähnen. Wer es gern
nachschlagen möchte, es ist die laufende Nummer 56.
Es geht hier um die Zuordnung einer neuen Hausnum-
mer. Sie ist dem Bürgerbeauftragten eine Dreiviertelseite
wert. Ich denke, da gibt es mit Sicherheit prägnantere
Beispiele, die man hätte auflisten können, oder man
lässt es ganz, wäre da nicht noch die Auseinanderset-
zung des Bürgerbeauftragten mit einem Mitarbeiter der
Kreisverwaltung Altenkirchen. Die war ihm in diesem
Bericht mehr als sieben Seiten wert und wichtig.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn am
Ende der Abhandlung darauf hingewiesen wird – jetzt
zitiere ich – „die Angelegenheit zu den Akten zu legen“,
dann ist das, was vorher geschrieben steht, aus unserer
Sicht ein unnötiger Akt, der wenig Stil aufweist und auch
den faden Beigeschmack des Nachkartens hat. In dieser
Form auf die Angelegenheit zu reagieren, war aus uns e-
rer Sicht völlig unnötig. Ich sage es an dieser Stelle: Herr
Bürgerbeauftragter, Souveränität sieht anders aus.

(Beifall der CDU)

Der Ältestenrat hat übrigens in seiner Sitzung vor zwei
Wochen die Mitglieder des Landtags in der Kommission
beim Landesbeauftragten für den Datenschutz mit der
Klärung einer Eingabe in eben dieser Angelegenheit
auch betraut.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn ich nun
doch wieder die Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des Bürgerbeauftragten, mit den
Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss, auch mit ihm
selbst und allen, die ansonsten auch noch in dem ge-
samten Umfeld mitarbeiten, als positiv darstelle, dann ist
das keine Floskel von mir; denn sie ist in der Tat über-
wiegend positiv. Die Zusammenarbeit ist gut. Deshalb
fällt es mir an dieser Stelle auch nicht schwer, im jährli-
chen Rhythmus sie auch zu wiederholen – ich betone
das  –, falls es zukünftig so bleibt.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Seiler das
Wort.

Abg. Seiler, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die heutige Aussprache zum Jahresbericht 2003
des Bürgerbeauftragten bietet hier im Parlament die
Gelegenheit, die Arbeit des Bürgerbeauftragten zu be-
leuchten, Grenzen aufzuzeigen und natürlich auch Dank
zu sagen. Wenn man als Dritter auftritt, fällt es natürlich
immer etwas schwer, weil gewisse Wiederholungen
hereinkommen. Die, die nach mir kommen, werden noch
größere Probleme dabei haben, da es nicht so viel her-
gibt.

Das Petitionsrecht ist eines der wichtigsten Bürgerrechte
in unserer Landesverfassung. Wie wichtig es ist, sieht
man daran, dass jährlich durchschnittlich ca. 3.000 Bür-
gerinnen und Bürger von diesem Recht Gebrauch ma-
chen. Erfreulich ist, dass in mehr als zwei Dritteln aller
Fälle den Petentinnen und Petenten geholfen werden
kann. Die Vorlage des Jahresberichts für das Jahr 2003
durch den Bürgerbeauftragten Ulli Galle erfolgte im März
dieses Jahres in der gewohnt ausführlichen und auch
guten Qualität. Es zeigt in der Verteilung keine gravie-
renden Veränderungen der Schwerpunkte.

Diese waren wie in den Vorjahren das Sozialwesen, die
Rechtspflege mit einer leichten Zunahme im Bereich des
Strafvollzugs. Herr Kollege Wilhelm Dröscher hat schon
darauf hingewiesen. Dies erklärt sich im Wesentlichen
dadurch, dass allein von einer Person 78 Eingaben
gemacht wurden. Wir hatten beim letzten Besuch des
Ausschusses in Innsbruck gehört, dass Petenten, die
eine solche Anzahl von Petitionen schreiben, in Öster-
reich „Persönlich Vorsprechende mit verdichtetem
Rechtsempfinden“ genannt werden. In unserem Alltags-
sprachgebrauch würde man sie meines Erachtens an-
ders nennen.
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Im Bereich der Ordnungsverwaltung ist besonders die
deutliche Zunahme der Eingaben von Bürgerinnen und
Bürgern erwähnenswert, die nach Ablehnung ihres Asyl-
verfahrens ein dauerndes Bleiberecht bei uns anstreben.
Ich komme später noch einmal darauf zurück.

Ein für mich wichtiger Teil des Erfolgsmodells Petitions-
recht in Rheinland-Pfalz sind die Sprechstunden des
Bürgerbeauftragten vor Ort. Hier konnten laut Bericht
durchschnittlich 20 Personen ihre Sorgen und Nöte
vorbringen. Oft suchen die Bürgerinnen und Bürger
lediglich jemanden, der ihnen zuhört und die für sie
schwer zu verstehende Rechtslage ausführlich erklärt. In
einzelnen Fällen – wenn auch erfreulicherweise selten;
hier wurde auch schon zweimal darauf hingewiesen –
wird dem Bürgerbeauftragten und somit auch dem Aus-
schuss durch die beteiligten Institutionen das Leben
schwer gemacht, die sich nicht gerade dadurch aus-
zeichnen, dass sie zeitnah und konstruktiv mitarbeiten.
Hier möchte ich für das Berichtsjahr 2003 besonders die
Kreisverwaltung Altenkirchen hervorheben.

Ich möchte mir, da im Jahresbericht des Bürgerbeauf-
tragten und in der Presse ausführlich darüber berichtet
wurde, eine Kommentierung ersparen und hoffe, dass
nach Abschluss des Verfahrens und der heutigen Aus-
sprache die Angelegenheit nun ihren endgültigen Ab-
schluss findet.

Lassen Sie mich – wie schon angekündigt – kurz auf
zwei Punkte eingehen. Auf Initiative des Bürgerbeauf-
tragten Ulli Galle hat das Wirtschaftsministerium intens i-
ve Gespräche mit den entsprechenden Ministerien der
angrenzenden Bundesländer geführt und nun eine Re-
gelung für Schwerbehinderte mit dem Merkzeichen „G“
in ihrem Ausweis erreichen können. Diese konnten bis-
her, da es sich um eine entsprechende Länderregelung
handelt, nicht mit einem in Rheinland-Pfalz ausgestellten
Ausweis auf den entsprechend ausgewiesenen Park-
plätzen in anderen Bundesländern parken. Dieser un-
tragbare Zustand, der Gegenstand vieler Petitionen war,
konnte nun durch die Anerkennung des Ausweises
durch die Länder Hessen, Baden-Württemberg, Nord-
rhein-Westfalen und Thüringen größtenteils behoben
werden.

Den zweiten Punkt erachte ich aus aktuellem Anlass für
besonders wichtig, und zwar betrifft es die Vielzahl der
Fälle im Bereich des Bleiberechts. Auf Initiative unseres
Bundeskanzlers Gerhard Schröder haben sich am
Dienstagabend die Parteispitzen auf die Grundzüge
eines neuen Zuwanderungsrechts geeinigt. Ich hoffe,
aufgrund dieser Einigung kommen wir nun schnellstens
zu einem modernen Zuwanderungsgesetz, das Integra-
tion fördert und Arbeitsmigration gezielt steuert, die
Rechte von Flüchtlingen wahrt, aber auch den Asylmiss-
brauch nachhaltig eindämmt.

Besonders wichtig wäre für uns das Instrument der
Härtefallregelung. Wir schieben – das hat Herr Peter
Wilhelm Dröscher auch schon gesagt – in Erwartung
einer solchen Regelung schon seit längerer Zeit, teilwei-
se seit Jahren, eine Vielzahl von Petitionen vor uns her.
Eine solche Regelung würde uns unsere Arbeit erheblich
erleichtern; denn es geht immer um menschliche

Schicksale, und in der Mehrzahl sind Kinder die Haupt-
betroffenen.

Es wird höchste Zeit, dass alle, die davon reden, wie
dringend dieses neue Zuwanderungsrecht ist, jetzt bei
der Formulierung des Gesetzestextes nicht wieder nach
einzelnen Krümeln suchen und so zu einer weiteren
Verzögerung beitragen.

(Beifall bei SPD und FDP)

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten hier von der Politik
schnelle Entscheidungen und kein endloses Taktieren.

Meine Damen und Herren, zum Schluss gelten mein
besonderer Dank und natürlich auch der Dank der SPD-
Fraktion dem Bürgerbeauftragten Ulli Galle, seinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Landtagsverwaltung und nicht zuletzt
meinen Kolleginnen und Kollegen im Petitionsausschuss
für die auch über die Parteigrenzen hinweg stets ver-
trauensvolle und gute Zusammenarbeit zum Wohl unse-
rer Bürgerinnen und Bürger im Land Rheinland-Pfalz.

Ich danke Ihnen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Marz das Wort.

Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Damit ich es am Schluss nicht vergesse und es den
gebührenden Stellenwert hat, beginne ich mit dem Dank.

Ich bedanke mich – ich meine das weiß Gott in diesem
Fall nicht formelhaft – bei dem Bürgerbeauftragten und
seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Koope-
ration und gute Zusammenarbeit. Ich bedanke mich
auch bei den Kolleginnen und Kollegen des Petitions-
ausschusses für das gute Klima. Ich bedanke mich ins-
besondere beim Vorsitzenden des Petitionsausschusses
für die umsichtige Verhandlungsführung, die einiges zu
einem guten Klima beiträgt.

Ich will in einigen wenigen Punkten Dinge nennen, die
Sie noch nicht genannt oder noch nicht so genannt ha-
ben, wo es vielleicht den einen oder anderen Dissens
gibt. Das kann man an dieser Stelle auch einmal ma-
chen.

Zum einen betrifft dies die Frage des schon erwähnten
Zuwanderungsrechts, das nun in der aktuellen Diskussi-
on ist. Seit Jahren haben zumindest Teile des Petitions-
ausschusses, vor einigen Jahren dann auch der Bürger-
beauftragte selbst, sich dafür eingesetzt, dass es in
Zukunft eine Härtefallkommission für humanitäre Härte-
fälle geben soll. Das werden wir wohl jetzt bekommen.
Da wir als Mitglieder des Petitionsausschusses an der
Sache ganz nah dran sind, wissen wir wahrscheinlich
am besten, wie wichtig dies ist.
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Ich freue mich darüber, dass es diese Regelung geben
wird, weil es – das klingt immer so abstrakt – um exi-
stenzelle Fragen im so genannten Ausländerrecht geht.
Es geht häufig darum, ob Leute abgeschoben werden
sollen oder ob dies nicht der Fall sein soll. Wenn hier
Behörden Fehler machen, kann das existenziell bedroh-
liche Folgen für die Betroffenen haben. Deshalb ist es in
diesem Bereich besonders wichtig, dass die Regeln
sorgfältig eingehalten werden und wir Möglichkeiten
haben, in besonderen Fällen, die im Gesetz nicht vorge-
sehen sind, flexibel zu reagieren, und zwar aus hum a-
nitären Gründen. Das wird in Zukunft möglich sein.

Ein zweiter Punkt ist, was das neue Zuwanderungsrecht
angeht, klimatisch zu sehen, dass nämlich Zuwanderung
ganz anders gesehen wird, jetzt auch im Gesetz neu
gesehen wird, als das in der Vergangenheit der Fall
gewesen ist. Damit wird einem bestimmten gesellschaft-
lichen Klima Rechnung getragen.

Ich sage Ihnen offen, der nunmehr politisch erzielte
Kompromiss auf Bundesebene ist nicht das, was GRÜ-
NE sich unter einem modernen Zuwanderungsrecht
vorgestellt haben. Es ist ein Kompromiss. Es ist an eini-
gen Stellen ein bitterer Kompromiss. Da hilft auch kein
hämisches Lachen. Das ist nun einmal so. Da für einige
Teile eines neuen Zuwanderungsrechts auch die Zu-
stimmung der Union nötig ist, mussten wir uns auf sol-
che Kompromisse einlassen.

Ich will Ihnen auch sagen, warum es nicht optimal ist. Es
gibt sehr viele Verbesserungen, aber es ist aus hum a-
nitären Gründen – neben der erwähnten Härtefallkom-
mission – und auch aus wirtschaftlichen Gründen nicht
optimal. Ich glaube, die CDU tut sich mit ihrer Blockade-
haltung selbst keinen Gefallen. Aus wirtschaftlichen
Gründen ist es Unsinn, gegenüber Zuwanderung so
restriktiv vorzugehen. Auch aus demographischen
Gründen ist es Unsinn, so zu blockieren, wie die Union
das getan hat.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, dass wir damit aber dennoch einen ersten
Schritt tun, und gehe davon aus, dass das Zuwande-
rungsrecht weiterentwickelt wird und tatsächlich ein
modernes Zuwanderungsrecht werden kann.

Nächste Bemerkung: Dieses Themenfeld ist hier mehr
oder weniger umschifft worden. Das ist das Thema, das
im Bericht des Bürgerbeauftragten einen breiten Raum
unter der sinngemäßen Überschrift „Besondere Schwie-
rigkeiten mit einer Kreisverwaltung“ einnimmt. Es han-
delt sich um die Kreisverwaltung Altenkirchen und um
Vorgänge, die sich nun über einen längeren Zeitraum
hingezogen haben.

Ich mag dieses Thema an dieser Stelle nicht so um-
schiffen, wie das andere getan haben; denn es hat
grundsätzliche Bedeutung für das Verhältnis des Parla-
ments und des Bürgerbeauftragten zu Behörden oder
umgekehrt. Es hat für die Institution des Bürgerbeauf-
tragten grundsätzliche Bedeutung, wie miteinander um-
gegangen wird.

Ich sage Ihnen zwei Dinge dazu: Zum Ersten, was die
Sache selbst angeht, was den gesamten Vorgang an-
geht, hat sich für mich der Bürgerbeauftragte in vollem
Umfang korrekt verhalten.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei SPD und FDP)

Zum Zweiten, was die Art und den Umfang der Darstel-
lung im Bericht des Bürgerbeauftragten angeht, ist auch
das der Sache angemessen und völlig korrekt.

Eine weitere Anmerkung: Ich glaube, es kann nicht an-
gehen, dass Bedienstete von Verwaltungen Organen
des Parlaments in einer Form begegnen, wie das hier
geschehen ist. Ich glaube, das geht einfach nicht. Von
daher war sozusagen auch die Gegenwehr völlig ge-
rechtfertigt.

Ich möchte eine letzte Anmerkung machen und mich
nicht zum Thema „Altenkirchen“, sondern zum Thema
„Petitionsrecht und Institution des Bürgerbeauftragten
insgesamt“ äußern. Ich glaube auch, dass sich diese
Institution und deren rechtliche Verankerung in Rhein-
land-Pfalz bewährt haben. Es gibt viele Länder in der
Bundesrepublik, und es gibt auch viele Staaten, in de-
nen man gern ein solches Petitionsrecht und ein solches
Bürgerbeauftragtenrecht hätte. Von daher kann man
durchaus unterstreichen, dass es sich bewährt hat. Aber
kein Recht ist so gut, dass man nicht auch über eine
Weiterentwicklung nachdenken kann.

Das sollte man von Zeit zu Zeit tun. Man sollte aber nicht
Dinge verändern, die den freien Zugang zum Petitions-
recht in irgendeiner Art und Weise behindern. Es sind
immer wieder Ideen geäußert worden, Eingaben bei
Bürgerbeauftragten und Petitionsausschüssen mit einer
Art Gebühr zu belegen. Ich möchte und wünsche mir,
dass wir solchen Ideen eine klare Absage erteilen,

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil wir dann denjenigen Stolpersteine auf den Weg
werfen würden, die sehr ernsthaft Eingaben mit großen
und kleinen Problemen machen, und weil wir damit
deutlich machen würden, dass wir die Eingaben eigent-
lich nicht wollen. Wir wollen sie aber. Wir wollen, dass
die Menschen diesen direkten Zugang zum Parlament
haben und auch weiterhin haben sollen. Nur dann kön-
nen wir das, was Herr Vorsitzender Dröscher vorhin
genannt hat, weiterhin für unsere Arbeit nutzen, nämlich
die seismographische Funktion. Wenn wir nur noch
diejenigen durchlassen, die bereit und in der Lage sind,
Gebühren zu bezahlen oder irgendwelche anderen Hür-
den zu nehmen, bevor sie sich ans Parlament wenden,
werden wir ein verzerrtes Bild bekommen. Also sollten
wir solchen Versuchen, die den freien Zugang behin-
dern, eine Absage erteilen.

Wir könnten aber einmal über Modelle nachdenken – ich
bitte die Regierungskoalition, jetzt nicht gleich zu er-
schrecken; denn in diese Rolle könnten wir alle einmal
kommen –, bei denen abweichend von der sonstigen
Praxis der Ausschussbesetzung in Petitionsausschüs-
sen umgekehrte Mehrheitsverhältnisse gelten. Das ist
sozusagen eines der Ergebnisse der Reise des Aus-
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schusses nach Innsbruck, wo wir einen Einblick in ver-
schiedene Modelle des Petitionsrechts gefunden haben.
Das heißt, die Mehrheit des Petitionsausschusses als
Eingabeausschuss ist die Mehrheit der Opposition. In
allen anderen Ausschüssen ist die parlamentarische
Mehrheit abgebildet. Ich will nicht sagen, dass das aktu-
ell eine Rolle spielt; denn Mehrheitsentscheidungen im
Petitionsausschuss sind eher die Seltenheit. Man muss
aber auch vorbauen und fragen, ob Kontrollinstrumente
auf Dauer so funktionieren. Ich wünsche mir, dass wir
uns nicht ausruhen auf dem, was wir haben, sondern
dass wir hin und wieder darüber nachdenken, es weiter-
zuentwickeln.

Ich danke Ihnen herzlich.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Schmitz.

Abg. Dr. Schmitz, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich sehe
förmlich die ungeheure Spannung vor dem Vortrag,
wenn nun zum vierten Mal die statistischen Daten des
Jahresberichts detailliert vorgetragen werden. In der
Abfolge der Wortmeldungen gibt es aber auch Punkte,
zu denen man sich äußern sollte. Außerdem gibt es
Dinge, die gehören sich bei der guten Arbeit, die geleis-
tet wurde. Das ist der Ausdruck der Zufriedenheit und
des Dankes an alle Beteiligten. Dieser Dank wurde
mehrfach abgestattet. Dem kann ich mich persönlich
und für die FDP-Fraktion voll anschließen.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es wurde das Bemühen um
die Vereinheitlichung im Bereich „Schwerbehinderten-
ausweis G“ erwähnt. Das ist in der Tat erwähnenswert.
Für meinen Teil hätte ich mich gefreut – das Defizit liegt
aber nicht in Rheinland-Pfalz –, wenn unser westlicher
Nachbar Saarland mitgemacht hätte. Vielleicht ist das
eine Aufgabe, die sich in Zukunft noch bewältigen lässt.

Herr Kollege Ernst hat darauf hingewiesen, dass es im
Grunde genommen Ziel sein müsse, dass die Petitionen
als Ausdruck einer verbesserten Verwaltungstechnik und
einer größeren Bürgernähe immer weiter nach unten
gehen. Dem kann ich mich nur anschließen. In der bes-
ten aller Welten bräuchten wir dann überhaupt keine
Petitionen mehr. In dieser Frage ist der Weg das Ziel.
Ich bin der Auffassung, dass sich der Weg aber noch
etwas ziehen wird.

Die Tatsache, dass die Petitionen auf einer gewissen
Höhe verharren, zeigt, dass das Petitionsrecht, zu dem
wir voll und ganz stehen, nicht nur, weil es verfassungs-
rechtlich garantiert ist, sondern weil es unserem bürger-
rechtlichen Grundverständnis entspricht, durch die Bank
mit Maß und Ziel wahrgenommen wird. Auch das muss
man sehen. Es droht also keine generelle Gefahr der
Aushöhlung.

Allerdings sollte man sehr wohl wachsam sein, damit
zumindest nicht von Einzelfällen Signale ausgehen, die
dieses wichtige Recht der Lächerlichkeit preisgeben.
Wenn einzelne Personen bis zu 78 Petitionen pro Jahr
abgeben, dann erschließt sich jedem unvoreingenom-
menen Leser, insbesondere dann, wenn er sich mit den
Inhalten auseinander setzt, dass Dinge zum Teil – mit
welchem Hintergrund auch immer – konstruiert werden.
Das Petitionsrecht ist jedoch nicht geschaffen für die
„Michael Kohlhaases“ dieser Welt, meine Damen und
Herren. Das Petitionsrecht ist geschaffen worden, um
den direkten Zugang zum Volksvertreter zu gewährlei-
sten.

Herr Kollege Marz, deshalb halte ich Ihren Vorschlag
durchaus für bedenkenswert. Mein Bedenken hat jedoch
ein sehr schnelles Ergebnis gefunden. Die Vorstellung,
das Petitionsrecht mit einer Umkehr der Mehrheiten zu
verbinden, hieße für mich letztlich, so konsequent zu
sein, dass man am besten die entscheiden lässt, die erst
gar nicht ins Parlament hineinkommen. Das würde Ihr
Prinzip perfektionieren. Dann würde irgendwann die
Partei Bibeltreuer Christen entscheiden. Deshalb halte
ich nichts davon.

Meines Erachtens wählt der Souverän eine Mehrheit, die
sich in allen Ausschüssen abbildet.

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Es gibt immer Minderheitenrechte!)

Für mich gibt es überhaupt kein nachvollziehbares Ar-
gument dafür, dass wir ausgerechnet in diesem Aus-
schuss die Mehrheitsverhältnisse umdrehen sollten. Vor
allem frage ich mich, weshalb dies zugunsten der Oppo-
sition geschehen soll. Dann könnte gleich die kleinste
Fraktion mit der entsprechenden Mehrheit ausgestattet
werden. Das war ein interessanter Vorschlag, Herr Kol-
lege Marz. Sie werden Verständnis dafür haben, dass
ich nicht viel davon halte.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Damit sind die Tagesordnungspunkte 14 und 15 erledigt.

Als Gäste im Landtag begrüße ich Mitglieder des Frau-
enchors aus Brück sowie ehrenamtlich Tätige aus dem
Wahlkreis Pirmasens. Herzlich willkommen im Landtag!

(Beifall im Hause)

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf:

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Distanz
 zwischen jungen Menschen und Politik über-

winden – Beteiligung weiter entwickeln,
Demokratie stärken“

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU,
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

– Drucksache 14/3163 –
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Die Fraktionen haben eine Redezeit von zehn Minuten je
Fraktion vereinbart. Das Wort hat Frau Abgeordnete
Brede-Hoffmann.

Abg. Frau Brede-Hoffmann, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Bevor ich
zu meiner Rede komme, lassen Sie mich ein paar Worte
vorweg sagen. An dieser Stelle sollte eigentlich meine
Kollegin Anne Spurzem stehen. Sie wird für die SPD-
Fraktion die Arbeit der Enquete-Kommission nach der
Genesung von ihrer Krankheit koordinieren, organisieren
und leiten. Heute kann sie leider nicht anwesend sein.
Ich möchte die Gelegenheit nutzen – ich bin sicher, Sie
teilen dieses Bedürfnis  –, ihr von hier aus eine gute
Besserung zu wünschen. Sie befindet sich in der Reha
auf dem Weg der Besserung. Ich hoffe, wenn wir das
nächste Mal dieses Thema wieder ernsthaft diskutieren,
wird sie sprechen.

(Beifall im Hause)

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Demokratie
lebt von der aktiven Mitwirkung ihrer Bürgerinnen und
Bürger. Dieser Grundsatz ist in der Bundesrepublik
unstrittig. Seinen klaren Ausdruck findet er in Artikel 20
Grundgesetz: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ –
Die Grundrechte unseres Grundgesetzes gelten zu-
nächst von Geburt an für alle. Dies gilt also auch unab-
hängig vom Wahlalter für Kinder und Jugendliche.

Daher sind Mitwirkung, Beteiligung und Partizipation
Schlagworte, die mit aller Berechtigung in der Kinder-
und Jugendarbeit, in der Jugendbildungsarbeit sowie in
der Kinder- und Jugendpolitik ständig zu hören sind.
Immer lauter werden die Stimmen derjenigen, die kon-
sequenterweise nach einer ausgeweiteten Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen am politischen Gesche-
hen – besonders in Bezug auf kommunalpolitische Ent-
scheidungen – rufen. Zu Beginn meiner Ausführungen
will ich klar und unmissverständlich betonen, dass dieser
Wunsch nach breiter Beteiligung der jungen Generation
natürlich auch für alle weiteren gesellschaftlichen Berei-
che gelten muss, die die Lebenswirklichkeit von Kindern
und Jugendlichen in irgendeiner Form betreffen.

Das Vereinsleben, die Kita, die Schule, die Ausbildungs-
oder die Berufswelt, aber eben auch der Initiativkreis, die
Clique oder die nicht vereinsmäßig organisierte Sport-
gruppe und viele weitere Bereiche müssen hier mit be-
dacht werden.

Keinesfalls möchten wir, wenn wir von Partizipation
sprechen, dies begrenzt verstanden wissen auf den
engen Bereich institutionalisierter Politik. Kindern und
Jugendlichen steht also ein Recht auf demokratische
Mitbestimmung in tatsächlich all den Lebensbereichen,
die ihren Alltag, die aber auch ihre Zukunft betreffen, zu.
Wo sonst, wie sonst lernen sie demokratisches Verhal-
ten und natürlich auch dessen Stilregeln besser, leichter
und spielerischer als bei der Mitgestaltung der eigenen,
der direkten Lebensbezüge?

Wenn also Demokratie so für sie erlebbar wird durch die
Teilhabe an Entscheidungen, aber auch durch die spür-

bare Übernahme von Mitverantwortung – wir sagen
ihnen: du hast doch auch mit für diese oder jene Lösung
gestimmt,   und   daher   kannst  du  jetzt  auch  nicht
meckern –, ist für die nächste Generation die Botschaft,
dass Demokratie nur durch das Mitmachen lebt, ver-
ständlich und hoffentlich selbstverständlich.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Neben dem Erfahren solch notwendiger Selbst- und
Mitbestimmung als einem konstituierenden Element von
Demokratie zielt Kinder- und Jugendpartizipation natür-
lich auch darauf ab, die tatsächliche, nachhaltige Befä-
higung der jungen Bürgerinnen und Bürger zur Teilhabe
und zur Gestaltung des Gemeinwesens zu erlernen, in
einem pädagogischen Prozess politisch gebildet zu
werden, um sich jederzeit adäquat in Entscheidungspro-
zesse einmischen zu können.

Ein drittes wichtiges Ergebnis von Kinder- und Jugend-
partizipation ist das gesellschaftliche Ausnutzen von
Expertenwissen der Jugend in ihren Lebensbereichen.
Kinder und Jugendliche finden oft die praktischere, die
schnellere, die billigere, die realistischere Lösung. Die-
ses Expertenwissen darf sich die Gesellschaft eigentlich
nicht entgehen lassen.

Dies ist also genug Begründung, um die normative Fixie-
rung von Partizipationsansprüchen von Kindern und
Jugendlichen vorzunehmen. Das ist auch geschehen in
der UNO-Kinderrechtskonvention, in der rheinland-
pfälzischen Gemeinde- und Landkreisordnung, im Ju-
gendhilferecht und im Schulgesetz.

Zur Erreichung der genannten Ziele haben wir in Rhein-
land-Pfalz auch schon vielfältige Angebote, wie die Leit-
stelle Partizipation, das Jugendonlinemagazin „John“,
„Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ und viele Projekte
darin, wie die Spielleitplanung. Natürlich haben wir auch
vielfältige Projekte in Vereinen, Verbänden, Gewerk-
schaften, Parteien, Kirchen und anderen.

Die Angebote sind also zweifelsfrei vorhanden. Gleich-
zeitig konstatieren aber viele wissenschaftliche Studien
eine immer klarer und unmissverständlicher formulierte
Distanz junger Menschen gegenüber politischen Institu-
tionen, Organisationen, politisch Handelnden, gegen-
über politischen Vorgängen und Entscheidungen, vor
allem aber gegenüber dem Angebot, selbst an solchen
Entscheidungsprozessen teilzunehmen.

Die Zahl von Jugendlichen und jungen Erwachsenen,
die als Mitglieder, als Mandats- und Funktionsträger
aktiv sind und sich selbst als aktiv oder als interessiert
bezeichnen, wird in einer zeitlichen Längsschnittanalyse
immer kleiner. Die stets niedrige Wahlbeteiligung bei
Erst- und Jungwählern erschreckt. Bei Wahlen zu ver-
fassten Studentenschaften an unseren Universitäten
haben wir teilweise Wahlbeteiligungen im einstelligen
Bereich.

Wir können also konstatieren: Beteiligungschancen sind
formal in nicht geringem Maß geschaffen; der Grad der
Teilnahme ist jedoch gering.
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Die Zahlen belegen aber auch, dass Kinder, Jugendliche
und junge Erwachsene nicht von einer grundsätzlichen
Beteiligungsverweigerung bestimmt werden. Die meisten
Studien konstatieren für diese Generation eine grund-
sätzlich prosoziale, eine grundsätzlich bürgerschaftliche
Orientierung mit hohen moralischen Maßstäben. Diese
stehen keinesfalls im Widerspruch zu dem ausgeprägten
Bedürfnis nach individueller Selbstentfaltung und nach
familiärer Orientierung. Allerdings – das zeigen die Stu-
dien auch – gibt es einen hohen Grad an Unzufrieden-
heit mit mangelnden echten, etwas bewirkenden und
verändernden Einflussmöglichkeiten. Beteiligung wird oft
als Alibibeteiligung verstanden mit Formen und Abläufen
von politischen Entscheidungsprozessen. Unverständli-
che, langweilige, nicht zielführende Diskussionen, Ri-
tuale und Verfahren nerven Jugendliche.

(Hartloff, SPD: Nicht nur!)

– Nicht nur.

Unzufriedenheit mit der Sprache, Darstellung, Verhal-
tensweise von Politikerinnen und Politikern, viel reden,
ohne etwas zu sagen, um den heißen Brei herumzure-
den, sich vor der entscheidenden Antwort drücken, das
ist das, was wir hören: Unzufriedenheit mit vielen weite-
ren Teilhabe und Mitverantwortung ausschließenden
Tatbeständen.

Dennoch formulieren viele junge Menschen Interesse an
Einzelaktionen; meist an ökologischen, friedensorien-
tierten Aktionen. Hierbei überwiegen dann Organisati-
onsformen, die keine feste Bindung voraussetzen.

Nicht die Demokratie wird von den Jugendlichen infrage
gestellt, sondern ihre derzeitige Erscheinungsform, die
im Spiegel der Erwartungen der jungen Menschen ne-
gativ beurteilt wird. Diese Feststellungen führten 2001
die sozialliberale Regierungskoalition zum Beschluss,
eine Enquete-Kommission einzusetzen, die die – ich
zitiere aus unserer Koalitionsvereinbarung – „Gründe für
eine wachsende Distanz der Jugendlichen gegenüber
politischen Institutionen, Organisationen und Akteuren
analysieren und Gegenstrategien entwickeln soll“.

Uns liegt heute ein gemeinsamer Antrag vor, der den
thematischen Rahmen setzt und die Vorgehensweise
bestimmt. Als wesentliches Element haben wir verein-
bart, das Gespräch mit Kindern und Jugendlichen in den
Mittelpunkt zu stellen – die Beobachtung, die Analyse
gelungener Partizipation im Sinne einer „Best-Practice-
Analyse“, aber eben auch die Diskussion über die Grün-
de für eine Nichtteilnahme, für Desinteresse oder sogar
für Verweigerungshaltung, für Frust, für Wut, für Ableh-
nung und sogar für Aggression.

Um diese Aufgabe zu meistern und um aus den Beob-
achtungen, den Antworten und den Vorwürfen Empfeh-
lungen zu entwickeln, müssen wir uns bereits hier und
heute darüber klar sein, dass auch wir als Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier mit einem uns vorgehalte-
nen Spiegel werden umgehen müssen. Wir werden uns
damit auseinander setzen müssen, dass unsere Ar-
beitsform, unsere Rituale, unsere scheinbar unüber-
windbaren Sachzwänge, unsere Fixiertheit auf unseren
eigenen Erfahrungshorizont nach dem Motto „Das haben

wir doch schon immer so gemacht, das haben wir schon
so oft versucht und das hat nie geklappt“, dass unsere
mangelnde Offenheit für neue, für unorthodoxe Ideen mit
jungen Augen bewertet wird und uns vielleicht vorge-
worfen wird, unsere Parteihierarchien, die Akzeptanz
innerparteilich notwendiger Karrierewege – lassen Sie
es uns auch Ochsentour nennen – uns vielleicht eben-
falls als negativ vorgeworfen wird, dass man uns viel-
leicht die nach außen so scheinbar alternativlose Politik
als abschreckend, weil nicht gestaltbar und veränderbar,
vorwerfen wird, dass man uns vielleicht vorwerfen wird,
immer dann, wenn Mut zur Entscheidung gefragt wäre,
zu externen Ratgebern zu greifen, statt Selbstverant-
wortung zu übernehmen. Wir werden uns sicherlich noch
mit vielen anderen Vorwürfen, die mir noch gar nicht
eingefallen sind,  auseinander  setzen  müssen,  die wir
– jeder und jede für sich selbst – dann sicherlich als
ganz ungerecht und jeweils die eigene politische All-
tagswirklichkeit auch ganz verzerrend darstellend em p-
finden werden.

Um das Gespräch mit den jungen Menschen ehrlich,
offen, unvoreingenommen, hörend und hoffentlich ver-
stehend zu führen und uns selbst die Chance zu geben,
tatsächliche Ursachen zu erkennen und Lösungen zur
Distanzminderung zu entwickeln, werden wir diese Kritik
und Vorwürfe eben einfach nicht mit „Das ist gar nicht
so“ abtun dürfen. Wir werden sie annehmen und über
uns selbst diskutieren müssen. Welcher Trost, diese
Forderung werden wir eben auch an Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartner aus den anderen gesell-
schaftlichen Lebensbereichen der jungen Menschen
stellen müssen. Wir werden auch nach Faktoren fragen
müssen und dürfen, die gar nicht unserem politischen
Einfluss oder fast gar nicht unserem politischen Einfluss
unterliegen, wie zum Beispiel der Wirkung der vielfälti-
gen Medieneinflüsse.

Mit der heute zu beschließenden Enquete-Kommission
haben wir ein hartes und herausforderndes Stück Arbeit
vor uns, mit größter Wahrscheinlichkeit aber auch viel
Arbeit an uns selbst. Daher hoffe ich, dass auch für uns
ein Satz des Kinderfreundes Antoine de Saint-Exupéry
Wirklichkeit wird, der meinte: „Kinder müssen mit großen
Leuten viel Nachsicht haben“. Wenn die Kinder und
Jugendlichen, mit denen wir zusammenarbeiten wollen,
das haben, und wenn wir selbst den festen Willen ha-
ben, gute Ergebnisse zu erarbeiten, bin ich mir sicher,
werden wir eine gedeihliche, ergebnisreiche und ich
hoffe, weil wir es mit jungen Leuten zu tun haben, oft
auch vergnügliche Arbeit in der Enquete-Kommission
erleben. Ich hoffe – das hoffe ich sicherlich mit Ihnen
allen – auf Antworten, die uns die Augen öffnen und die
unserer jungen Generation neue Chancen und Wege
eröffnen werden, sich aktiv an einer Gesellschaft zu
beteiligen, die die Zukunft, die dann auch noch unsere
Zukunft ist, gestalten kann.

Ich danke Ihnen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Frau Abgeordneten
Schäfer das Wort.
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Abg. Frau Schäfer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Seit Jahren
beklagen wir, dass in besonderer Weise Kinder und
Jugendliche auf Distanz zur Politik gegangen sind. Wer
über einen längeren Zeitraum die Ergebnisse verschie-
dener Jugendstudien verinnerlicht hat, dem dürfte nicht
entgangen sein, dass sich im Lauf der Jahre die Zu-
sammenhänge und möglichen Ursachen verändert ha-
ben.

Ob sich Kinder und Jugendliche an politischen Prozes-
sen beteiligen oder einfach nur dafür interessieren, kann
von vielen verschiedenen Faktoren abhängen. Solche
Faktoren sind etwa das familiäre Umfeld, der jeweilige
Freundeskreis oder inwieweit Jugendliche ihrer eigenen
Zukunft gegenüber optimistisch eingestellt sind und
welche Chancen sie für sich und ihre Freunde sehen.

Die Einstellung zur Politik wird auch dort nachvollziehbar
distanzierter, wo Kinder und Jugendliche negative Erfah-
rungen mit der Politik gemacht haben und ihre Ideen
vielleicht nicht erwünscht waren. Wir alle wissen, die
Politik ist oft langatmig. Selbst beste Ideen können
scheitern, wenn das Geld fehlt. Wenn man Gesprächen
von Kindern und Jugendlichen aufmerksam zuhört,
erkennt man sehr leicht, wie sensibel die junge Genera-
tion auf Bilder und Vorstellungen reagiert, die in der
Öffentlichkeit von Politikern existieren. Diese sind, wie
wir alle oft genug erfahren, nicht immer positiv. Das
nehmen wir ernst.

Wenn man Jugendliche danach fragt, ob sie sich vor-
stellen könnten, sich politisch zu engagieren, erhält man
auch solche Antworten: Ich will meinen Spaß haben. Ich
will mich nicht festlegen. Wenn ich nicht mehr will, muss
ich aussteigen können. Politisches Engagement muss
erfolgreich sein und darf nicht zu lang dauern.

Jugendliche wollen und sollen aber auch mitbestimmen
und gefragt werden, wie sie es gern hätten. Wenn sich
Jugendliche ausklinken, hat das nicht unbedingt nur
etwas mit der Politik zu tun. Immer mehr Kinder und
Jugendliche wollen einfach nur abhängen und sich nicht
festlegen. Sie wollen sich offenbar nicht in feste Sche-
mata pressen lassen. Viele haben Verständnis für die
Politik. Sie wollen mitbestimmen, aber eben zu ihren
Bedingungen und ohne Zwänge.

(Beifall des Abg. Rosenbauer, CDU)

Das hat sicher auch etwas mit einer veränderten Wer-
teorientierung zu tun.

Mit all diesen Fragen müssen wir uns ernsthaft ausein-
ander setzen, wenn wir dazu beitragen wollen, dass
Jugendliche ihre Distanz zur Politik ablegen, und erns t-
haft glauben – davon gehe ich aus  –, dass es für unsere
Demokratie auf Dauer gesehen grundnotwendig ist,
dass auch die junge Generation nicht nur zu unserem
Staat und unserer Gesellschaft, sondern auch zur Politik
Ja sagen kann.

Dazu gibt uns die Enquete-Kommission eine Chance.
Die Chance liegt darin, gemeinsam nach Wegen zu
suchen, um tatsächlich die Distanz zwischen jungen

Menschen und der Politik zu überwinden und die Beteil i-
gung weiterzuentwickeln, um die Demokratie zu stärken.
Die Zeit, die den Mitgliedern der Enquete-Kommission
zur Verfügung stehen wird, ist denkbar knapp bemes-
sen. Deshalb ist es notwendig, dass wir uns von vorn-
herein auf das Wesentliche konzentrieren,

(Beifall bei der CDU)

unterstützt durch eine Reihe von Studien zur Ursachen-
forschung.

Ganz wichtig ist, dass Kinder und Jugendliche als die
Hauptbetroffenen im Mittelpunkt unseres Interesses
stehen. Das sind zum einen Jugendliche, die selbst
Erfahrungen in der politischen Jugendarbeit gesammelt
haben. Das sind nicht wenige. Genauso wichtig ist es,
mit den Jugendlichen zu sprechen, die zwar durchaus
Verständnis für die Politik, aber ganz bewusst oder un-
bewusst mit der Partizipation nichts im Sinn haben. Von
ihnen können wir erfahren, aus welchen Gründen sie
sich nicht beteiligen wollen.

Wenn uns Jugendliche Gründe dafür nennen, was sie an
der Politik nicht gut finden und warum sie sich nicht
beteiligen wollen, hat das auch etwas Positives. Diese
Jugendlichen machen sich Gedanken über die Politik.
Vielleicht werden sie sich durch gute Beispiele eines
Tages umstimmen lassen. Vor allem machen uns derzeit
solche Jugendlichen Sorgen, die uns antworten: Wir
wollen uns nicht engagieren, weil wir lieber abhängen,
feiern und Alkohol trinken. – Bei ihnen müssen wir auf-
passen, dass sie nicht abdriften.

(Beifall der CDU)

Wichtig ist, dass wir zügig zu Ergebnissen kommen. Die
„Best-Practice-Methode“ soll gute Ansätze aufzeigen,
die zum Nachahmen geeignet sind. Es gibt in vielen
Städten und Gemeinden engagierte Personen und Ver-
eine, die gute Ideen entwickelt haben, um Jugendliche
für ein gesellschaftliches und politisches Engagement zu
gewinnen. Solche Projekte können zur Nachahmung
empfohlen werden.

Ich will noch ein positives Beispiel aus diesem Haus
nennen. Auf Initiative der CDU-Fraktion konnte in der
letzten Legislaturperiode die Öffentlichkeitsarbeit des
Landtags für Jugendliche attraktiver gemacht werden.
Die steigende Anzahl von Schülergruppen bestätigt,
dass dies ein Schritt in die richtige Richtung war.

(Beifall der CDU)

Allerdings ist „Best Practice“ kein Allheilmittel. Wir müs-
sen uns damit auseinander setzen, warum die Kommu-
nikation zwischen der Jugend und der Politik aus wel-
chen Gründen auch immer nicht funktioniert. Die En-
quete-Kommission muss am Ende zu einem wirklichen
Ergebnis kommen. Deshalb hat sich die CDU-Fraktion
dafür eingesetzt, dass in den gemeinsamen Antrag ein
konkreter Arbeitsauftrag der Kommission eingearbeitet
wurde.

Am Ende sollen Empfehlungen und Leitlinien erarbeitet
sein, die Wege und Möglichkeiten aufzeigen, die wach-
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sende Distanz der Jugendlichen gegenüber politischen
Institutionen, Organisationen und den politisch Handeln-
den abzubauen. Wir müssen Maßnahmen schaffen, die
geeignet sind, die Glaubwürdigkeit und die verständliche
Vermittlung der Arbeit und Entscheidungen der politisch
Handelnden zu verbessern, um Jugendliche in ihrer
Partizipation zu unterstützen und dafür zu sorgen, dass
das Interesse an einer politischen Beteiligung geweckt
wird und sie einen Sinn in politischer Betätigung auch für
ihr eigenes Leben erkennen können. Schließlich wird es
auch entscheidend sein, wie die Politik für die Vertretung
der Interessen Jugendlicher sensibilisiert werden kann.

Wir haben genau zwei Jahre Zeit, um zu Ergebnissen zu
kommen. Vielleicht liegt darin auch eine Chance, sich
auf das Wesentliche zu konzentrieren und konkrete
Empfehlungen zu erarbeiten. Entscheidend wird am
Ende sein, dass wir alle tatsächlich zu Konsequenzen
bereit sein werden, wenn es nämlich darum gehen wird,
die Ergebnisse in die Tat umzusetzen. Daran werden wir
am Ende gemessen werden.

Vielen Dank.

(Beifall der CDU)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeordneten
Morsblech das Wort.

Abg. Frau Morsblech, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Mit der UN-Kinderrechtskonvention wurde ein
völkerrechtliches Übereinkommen über die Rechte von
Kindern und Jugendlichen und damit auch ein umfas-
sendes Recht für junge Menschen geschaffen, an ge-
sellschaftlichen Prozessen nicht nur passiv teilzuhaben,
sondern auch aktiv mitzuwirken. Diese Konvention wur-
de von der Bundesregierung ratifiziert und stellt histo-
risch gesehen zum ersten Mal eine Ausgangslage dar, in
der die gleichberechtigten Ansprüche der jungen Gene-
ration formuliert werden. Diese Anerkennung der Rechte
und Bedürfnisse und Wünsche von Kindern und Jugend-
lichen geht inhaltlich über die Festlegung im Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland noch hinaus.

Kinder und Jugendliche werden nicht grundsätzlich als
passiv und unreif angesehen, sondern auf der jeweiligen
Stufe ihrer Entwicklung als vernünftig und bewusst han-
delnd.

Die Lebenswirklichkeit hat sich bei Kindern und Jugend-
lichen in den vergangenen Jahren genauso rasant ver-
ändert, wie sich unsere Gesellschaft insgesamt verän-
dert hat. Oft sind Belastungen durch die Partnerbezie-
hung der Eltern schwierig. Kinder empfinden sich diesen
Situationen oft ohnmächtig ausgeliefert.

Die starke Ausdifferenzierung von unterschiedlichsten
Medien und damit Informationsmöglichkeiten führt auch
bei uns manchmal zu einer Informationsüberflutung. Bei
Kindern und Jugendlichen stelle ich mir das noch

schwieriger vor, weil die Kompetenz, manches auszufi l-
tern, nicht vorhanden ist. Dies führt oft zu passiven Ver-
haltensweisen. Das Bild von der Politik, das medial
vermittelt wird, ist nicht unbedingt immer so anziehend,
dass es zum Mitmachen motivieren könnte.

Wir haben gesellschaftlich größere soziale und kulturelle
Spannungsfelder als in den vergangenen Jahrzehnten,
die Kinder und Jugendliche oft besonders intensiv erle-
ben.

Qualifikationsprozesse und Anforderungen werden auf
der einen Seite immer höher, auch an die berufliche
Bildung und Ausbildung und an die Schule, aber gleich-
zeitig ist die Aussicht auf einen Arbeitsplatz und Ausbil-
dungsplatz im Moment eher ungewisser. Nach der Shell-
Studie ist es so, dass ein großer Teil der Jugendlichen
sehr gut mit diesen gewachsenen Anforderungen zu-
rechtkommt. Rund einem Fünftel gelingt die Auseinan-
dersetzung mit den gegebenen Bedingungen nicht. Sie
finden entweder keine Unterstützung oder die Unterstüt-
zungssysteme erreichen sie nicht wirklich. Gerade diese
Gruppe reagiert offensichtlich auch besonders mit Resi-
gnation darauf, und das überträgt sich natürlich auch auf
die Einstellung zu Demokratie und Gesellschaft insge-
samt.

Wenn wir uns den Generationenvertrag ansehen, dann
ist er auch in dem Ungleichgewicht, was in dieser Form
noch nicht da war. Die Problematik der Rentensysteme
ist für diese Rentnergeneration schon spürbar. Bei der
heranwachsenden Generation weiß man noch nicht, wie
es aussieht. Die Staatsverschuldung ist ein Problem,
das vielleicht auch nicht unbedingt motiviert, und die
Problematik von Ausbildungs- und Bildungschancen
habe ich schon angesprochen.

Wenn man sich dann noch die demographische Ent-
wicklung betrachtet, dann sieht man, dass Kinder und
Jugendliche eine immer weiter schrumpfende Gruppe in
dieser Gesellschaft werden. Gerade deshalb ist es auch
umso wichtiger, Instrumente zu entwickeln, die diese
künftige Minderheit in die Lage versetzen, überhaupt
beim gesellschaftlichen Diskurs mitzumachen und Ent-
scheidungen auch wirklich mit beeinflussen zu können.

Eben wurden schon zum Teil die Ergebnisse der Schell-
Studie und anderer Studien zitiert. Im Hinblick auf die
schrumpfende Anzahl von Jugendlichen, die sich über-
haupt für Politik  interessieren  oder  mitmachen  wollen
– bei der Shell-Studie ist das sehr deutlich – waren im
Jahr 1984 noch 55 % der Jugendlichen politikinteres-
siert. 1991 waren es noch mehr – das war kurz nach der
Wiedervereinigung –, das waren 57 %. Mittlerweile ha-
ben wir 34 %. Das ist schon beunruhigend. 52 % der
Jugendlichen in den neuen Bundesländern und 27 % in
den alten Bundesländern sind gegenüber der demokrati-
schen Praxis, wie wir Demokratie leben, nicht gegenüber
der Demokratie selbst, sondern so, wie sie ausgefüllt
wird, sehr kritisch eingestellt. Ich habe aber auch das
Gefühl, dass die ältere Generation auch einen Einfluss
hat. Es ist nicht nur bei politikverdrossenen Jugendlichen
ein Abwenden zu spüren, sondern bei den erwachsenen
Menschen ist es vielleicht nicht in derselben Zahl, aber
in der Tendenz ähnlich.
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Ich glaube, mittlerweile haben dies alle politischen Ebe-
nen erkannt. Sie arbeiten auch schon sehr intensiv da-
ran, diese Distanz von Jugendlichen zur Politik und
umgekehrt abzubauen und die Beteiligungs- und Mitwir-
kungsmöglichkeiten zu verbessern. Es gibt das Weiß-
buch der Europäischen Union. Das setzt vor allem auch
schulische Partizipation, aber auch vor allem lokale
Partizipation in den Gemeinden voraus und betont die
lokale Ebene. Da waren auch ein paar ganz interessante
Praxisbeispiele und Internet-Links enthalten, die man
sich im Lauf der Arbeit der Enquete noch genauer an-
schauen sollte.

Der 11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung
bringt eigentlich auch eine sehr gute Gesamtschau und
umfassende Bestandsaufnahme über die Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen in den unterschiedlichs-
ten Strukturen, in Politik und Verwaltung, im ehrenamtli-
chen Engagement, Partizipationsmöglichkeiten durch
Sportvereine, Jugendverbände, Jugendhilfe und offene
Jugendarbeit. Also ist man auch auf dieser Ebene damit
beschäftigt.

Wir sind in Rheinland-Pfalz – ich kann mich dem an-
schließen, was Frau Kollegin Brede-Hoffmann ausge-
führt hat – auch schon der Überzeugung, dass man in
den frühesten Lebensphasen der Sozialisation beginnen
muss, sich um gelungene Partizipation und die Erfah-
rungen zu kümmern, das heißt, die Familie spielt eine
Rolle. Mit der Familie können wir nun von der Politik aus
wenig machen. Wir haben auch in unseren Diskussionen
vor dem Einsetzungsbeschluss festgestellt, dass man
einen schwierigen Zugang bekommt. Kindertagesein-
richtungen machen schon sehr viel. Im ländlichen Raum
konnte ich in meinem Kreis bei der Aktion „Zukunfts-
träume“ sehen, dass man gerade auf Gemeindeebene
durch Beteiligung von Mädchen und Jungen auch in
jüngerem Alter Aktions- und Spielräume zurückgewinnen
kann, die auch so sind, wie die Bedürfnisse der Mäd-
chen und Jungen sie zeigen. Auch die Spielleitplanung
leistet hierzu einen erheblichen Beitrag.

Gemeinden, die Jugendliche über Jugendgemeinderäte
oder Foren oder auch durch selbst verwaltete Jugen-
dräume direkt einbinden, machen völlig unterschiedliche
Erfahrungen. Deshalb finde ich „Best Practice“ schon
wichtig. Ich vermute, dass es hauptsächlich auf die Per-
sönlichkeiten ankommt, die daran mitwirken, weil das
dann oft auch Lust und Frust an der ganzen Sache
ausmacht. Ich möchte mich da auch schon noch einmal
anschließen. Es wird schon sehr wichtig sein, wie wir
selbst auch in dieser Enquete agieren. Ich glaube, dass
wir methodisch anders herangehen müssen. Wir werden
in ständigem Dialog mit Kindern und Jugendlichen sein.
Wir werden in dieser Phase schon sehr daran gemessen
werden, wie wir uns verhalten, aber auch wie wir versu-
chen, gemeinsam Ergebnisse herauszubekommen und
wie wir mit den Ergebnissen umgehen. Ich glaube, wir
müssen selbst schon in unserer Arbeitsweise schauen,
wie wir das machen. Ich halte es für eine ganz spannen-
de Erfahrung, wenn wir uns gemeinsam darauf einlas-
sen.

Ich finde es auch gut, dass wir es letztlich, obwohl es
eine heiße Diskussion um den Einsetzungsbeschluss
gab, wirklich geschafft haben zu sagen, lasst uns doch

die Methoden so breit wählen, dass wir wirklich versu-
chen, jeden Zugang, der  uns einfällt, auch zu berück-
sichtigen. Ich glaube, das Problem ist sehr komplex.
Frau Kollegin Schäfer, auch das haben Sie schon ange-
sprochen. Obwohl wir viele gelungene „Best-Practice“-
Beispiele finden werden, bin ich mir sicher, dass es
trotzdem schwierig sein wird, den so genannten Stein
der Weisen zu finden. Der wird sich auch nicht finden
lassen, aber wir müssen sehen, dass wir wirklich Ergeb-
nisse bekommen, die in die Fläche auch übertragen
werden können und auch etwas bewirken können und
wir handfeste Ergebnisse bekommen, mit denen vor
allem die Jugendlichen etwas anfangen können. Dabei
kann es nur helfen, wenn man sagt: Man nimmt sich
eine wissenschaftliche Grundlage, man hört diejenigen,
um die es geht, an, man versucht wirklich in alle Le-
bensbereiche hineinzugehen und sehr offen Erfahrun-
gen aufzunehmen. – Ich denke, wenn wir wirklich alle
Ansätze, die alle auch positiv hervorgebracht haben, mit
hineinnehmen, kann es eine interessante und gelungene
Erfahrung für beide Seiten werden. Das wäre schon
einmal ein großer Gewinn, wenn hinterher beide Seiten
und alle Beteiligten in der Enquete sagen könnten: Das
war gelungen, und hier haben wir wirklich gemeinsam
Erfahrungen gemacht, die sich auch weiterentwickeln
lassen und weiterhelfen.

In diesem Sinne hoffe ich auch auf eine Arbeit in der
Enquete mit Ihnen und vielen anderen Menschen, die an
Partizipationsprozessen beteiligt sind, die uns einen
tieferen Einblick in die Motivation und das Engagement
und auch die Möglichkeiten von Partizipation, in die
Ursachen von Distanz und Frust zwischen Jugendlichen
und Politikern gibt. Man merkt schon einiges, wenn man
sich mit Schülergruppen oder anderen Gruppen vor Ort
unterhält. Es kommt immer darauf an, ob der Dialog
untereinander gelingt, ob man es schafft, sich gegensei-
tig zu verstehen und einen Kontakt herzustellen, wo man
sich auf einer Ebene trifft, bei der man einen gelungenen
Kommunikationsprozess hinbekommt. Darauf hoffe ich
insbesondere.

Ich erhoffe mir aber auch eine Palette an Lösungsansät-
zen, die sich tatsächlich auch in die Praxis umsetzen
lassen und in Rheinland-Pfalz übertragen und verbreiten
lassen.

Vielen Dank.

(Beifall bei FDP und SPD)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Herr
Abgeordneter Wiechmann das Wort.

Abg. Wiechmann, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Vielen Jugendlichen fehlt das Vertrauen in die in-
stitutionalisierte Politik. Eine entscheidende Ursache
dafür ist sicherlich oftmals die eigene Erfahrung, dass
man ohnehin nichts ändern kann oder von den Politike-
rinnen und Politikern nicht ernst genommen wird.
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Der Demokratie den Rücken gekehrt haben die Jugend-
lichen dennoch nicht. Das haben auch meine Vorredne-
rinnen alle betont. Junge Menschen haben Interesse an
demokratischem Engagement, an Teilhabe, und sie
setzen sich in Vereinen, in Organisationen, in Initiativen,
wie zum Beispiel Greenpeace, BUND, amnesty interna-
tional und in ihrer Kirchengemeinde oder auch bei der
Aktion Tagwerk für Werte und für Ziele ein, die ihnen
wichtig sind.

So engagieren sie sich überwiegend in zeitlich be-
grenzten Projekten, die ein konkretes Ziel verfolgen und
nicht direkt an ein Parteiprogramm gebunden sind. Wer
will es ihnen verübeln, meine Damen und Herren?

Meine Damen und Herren, deshalb freue ich mich, dass
alle  Fraktionen  im  rheinland-pfälzischen  Landtag
heute – – –

(Ministerpräsident   Beck:   Wenn  Sie  so
reden, ist das genau der richtige Ausweg!

Das schafft Vertrauen!)

– Herr Ministerpräsident, wir müssen doch aber ganz
ehrlich uns selbst einmal selbstkritisch hinterfragen, wie
wir uns darstellen. Genau das wollen wir mit dieser En-
quete-Kommission machen. Wir können nicht so tun, als
ob alles in Ordnung wäre und wir es nicht verstehen
würden, warum sich junge Menschen von Politik abwen-
den. Das ist das, worauf ich hinweisen wollte.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Staatsministers Zuber)

Wir wollen gemeinsam diesen Einsetzungsbeschluss
tragen und somit auch den Startschuss für die Enquete-
Kommission geben, in der wir gemeinsam Beteiligung
weiterentwickeln und die Demokratie stärken wollen.

Ganz ehrlich, es war kein einfacher Diskussionsprozess,
der sich auch über eine längere Zeit hingezogen hat.
Aber ich glaube, dass wir nun doch gemeinsam zu ei-
nem guten Ergebnis gekommen sind, mit dem sich auch
alle Beteiligten einverstanden erklären können und in
dem sich alle Beteiligten wiederfinden.

Wir GRÜNE wollen uns dafür einsetzen, dass der Titel
dieser Enquete-Kommission seinem Anspruch gerecht
wird und wir es so gut, wie wir es verstehen, in dieser
Enquete-Kommission umsetzen können.

Wir Politikerinnen und Politiker müssen uns zusammen
mit den jungen Menschen auf den Weg machen, neue
Brücken zwischen Jugend und Politik zu schlagen, We-
ge für mehr Verständigung zu ebnen und auch Beteili-
gungen so weiterzuentwickeln und zu organisieren, dass
Engagement und Gestaltungswille der jungen Menschen
besser wirken können.

Die Demokratie kann nur gewinnen. Je mehr Menschen
an demokratischen Prozessen mitwirken, desto stärker
wird sie.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die heute einzusetzende Enquete-Kommission ist auch
die Chance, das politische Engagement junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz zu analysieren, mit jungen
Menschen ins Gespräch zu kommen und den Worten
tatsächlich auch jenseits – das betone ich, Herr Mini-
sterpräsident – von parteitaktischen Spielchen Taten
folgen zu lassen, Politikerinnen- und Politikerverdros-
senheit abzubauen und wieder etwas mehr Glaubwür-
digkeit herzustellen.

Meine Damen und Herren, für uns GRÜNE ist beson-
ders die direkte Beteiligung der Jugendlichen an der
Enquete-Arbeit von sehr großer Bedeutung. Diesbezüg-
lich muss der Schwerpunkt liegen, und im Einsetzungs-
beschluss wird das formuliert. Es wird auch der Schwer-
punkt der Arbeit hier liegen.

Wir Politikerinnen und Politiker dürfen nicht mehr länger
über junge Menschen, über Politikerinnen- und Politiker-
verdrossenheit von jungen Menschen reden, sondern
müssen mit ihnen reden.

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

Das Motto „ein offenes Ohr für junge Menschen haben“
darf nicht eine Politikerfloskel sein, sondern wir müssen
es – – –

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD)

– Herr Kollege Pörksen, ich weiß, dass wir es immer
wieder versuchen, jeder in seinem Wahlkreis, in den
Kontakten, die er oder sie zu unterschiedlichsten Schü-
lergruppen haben.

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber ich glaube, es ist ganz gut, dass wir diese Enquete-
Kommission machen. Ich würde mich freuen, wenn Sie
in dieser Enquete-Kommission mitarbeiten würden.

(Frau Morsblech, FDP: Er hat Kinder!)

Ich weiß nicht, wen Ihre Fraktion berufen hat. Ich glaube,
dass wir trotzdem alle in dem Zusammenhang noch
Nachholbedarf haben.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Selbstgerechtigkeit wird in dieser Enquete-Kommission
glücklicherweise sicherlich keine Rolle spielen. Wir sol l-
ten uns an die eigene Nase fassen und sehen, was wir
in der Vergangenheit falsch gemacht haben.

Wir dürfen nicht länger immer nur fragen, warum junge
Menschen, Jugendliche etablierte Politik so unattraktiv
finden, sondern wir müssen uns die Frage stellen, was
wir als Politikerinnen und Politiker tun können, um für
junge Menschen attraktive Angebote zu machen, zeit-
gemäße Angebote zu machen, um ihnen wieder mehr
Beteiligung zu ermöglichen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Was stört junge Menschen an den Formen, wie Politik
sich darstellt? Wie können wir uns und die politischen
Institutionen wieder stärker für die Interessen Jugendli-
cher sensibilisieren?

Aus diesem Grund begrüßen wir ganz besonders die
Anhörung, die wir an den Anfang der Enquete-
Kommission stellen, einen möglichst breiten Kreis anzu-
hörender junger Menschen aus den unterschiedlichsten
Lebensbereichen und Zusammenhängen.

Wir begrüßen es außerdem, dass der Einsetzungsbe-
schluss deutlich dem Prinzip des Gender Mainstrea-
mings folgt, weil sich Mädchen möglicherweise aus
anderen Gründen und anders als Jungen engagieren
und es deshalb wichtig ist, sich anzuschauen, wie sich
die unterschiedlichen Sichtweisen und Lebenslagen der
beiden Geschlechter bemerkbar machen, wie man das
Engagement in unterschiedlicher Weise messen kann
und welche Unterschiede sichtbar werden.

Auch die Schullaufbahn, der Schulabschluss, die sozia-
len und kulturellen Unterschiede sowie ein eventuell
bestehender Migrationshintergrund oder auch der Her-
kunftsort, Stadt oder Land, ein sicherlich entscheidender
Einflussfaktor, müssen in der Enquete-Arbeit berück-
sichtigt werden.

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass sich die
Kommission in ihrem Einsetzungsbeschluss an der UN-
Kinderrechtskonvention orientiert; denn das bedeutet,
dass es uns gemeinsam darum geht, Möglichkeiten für
die Beteiligungen von Kindern und Jugendlichen zu
schaffen und wirkliche gesellschaftliche Teilhabe zuzu-
lassen.

In diesem Sinn verstehe ich diese Enquete-Kommission
als Einladung an junge Menschen, ihre Standpunkte
darzulegen und sich einzubringen. Daher ist es mir ein
großes Anliegen, dass nicht nur die geplante Anhörung
jugendgerecht gestaltet wird, sondern dass unsere ge-
samte Arbeit von Kindern und Jugendlichen wirklich als
Einladung verstanden werden kann.

Dazu gehört sicherlich auch, dass sich die traditionelle
Gestalt einer eher trockenen Kommissionsarbeit für
neue Kommunikationsformen öffnen muss.

Meine Damen und Herren, in dieser Enquete geht es
auch um uns als Politikerinnen und Politiker. Wir müssen
uns die Frage stellen, wie Politik für junge Menschen
wieder glaubwürdiger, transparenter, verständlicher und
interessanter gestaltet werden kann.

Wir müssen uns der Aufgabe stellen, dies im Dialog
gemeinsam mit den jungen Menschen zu beantworten
und Lösungen zu erarbeiten. Das ist eine zentrale Vor-
aussetzung, damit diese Enquete ihrem Anspruch ge-
recht werden kann.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ohne die Ergebnisse der Enquete vorwegnehmen zu
wollen oder zu können, erscheint es mir allerdings un-
abdingbar, jungen Menschen mehr direkten Einfluss zu
geben. Dies darf nicht in einer sogenannten Pseudopar-

tizipation enden, mit der junge Menschen ruhig gestellt
werden.

Lebendige Demokratie lebt vom Mitmachen und vom
Mitentscheiden. Also müssen wir junge Menschen mit-
machen und mitentscheiden lassen.

Nur wenn es uns gelingt, bei jungen Menschen die Be-
reitschaft zur politischen Teilhabe zu  wecken,  statt sie
– wie es häufig geschieht – auf ein politisches Abstell-
gleis zu schieben, dann kann das demokratische Ge-
meinwesen als Ganzes gestärkt werden.

Meine Damen und Herren, in diesem Sinn wünsche ich
uns allen, dass wir es hinbekommen, die wachsende
Distanz junger Menschen gegenüber politischen Institu-
tionen, Organisationen und Akteurinnen und Akteuren
tatsächlich ein Stück weit abzubauen und gemeinsam
konkrete Vorschläge zu erarbeiten, die verbesserte
Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Partizipation
und Mitwirkung junger Menschen an politischen Ent-
scheidungen in Rheinland-Pfalz schaffen.

Ich bin sicher, es lohnt sich.

Ich danke Ihnen.

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Das Wort hat Frau Staatsministerin Ahnen.

Frau Ahnen,
Ministerin für Bildung, Frauen und Jugend:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Mit dem heutigen Einsetzungsbeschluss kann die
Enquete „Jugend und Politik“ ihre Arbeit aufnehmen. Ich
will gern deutlich machen, dass dies auch aus Sicht der
Landesregierung ein wichtiges Vorhaben in dieser Le-
gislaturperiode ist und wir froh sind, dass die Enquete-
Kommission ihre Arbeit aufnimmt.

Ich kann mich eigentlich sehr kurz fassen. Ich will nur
noch zwei oder drei Aspekte aufgreifen, die auch in der
Debatte von den unterschiedlichen Rednerinnen und
Rednern angesprochen worden sind.

Der Einsetzungsbeschluss und der formulierte Auftrag
nehmen die Ergebnisse wissenschaftlicher Studien zur
politischen Einstellung Jugendlicher und das, was wir
aus Analysen von Wahlen wissen, auf, dass wir schon
eine wachsende Distanz der jungen Generation gegen-
über politischen Institutionen, Organisationen und Akteu-
ren feststellen können.

Wir wissen aber auch aus der Jugendforschung, dass
wir es nicht mit einem schlichten Bild der Politikverdros-
senheit zu tun haben, sondern es sehr viele Facetten
gibt. In der Enquete-Kommission wird es darum gehen,
diese Facetten zu beleuchten.
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Es ist mehrfach auf die Shell-Studie hingewiesen wor-
den. Das Ergebnis der Shell-Studie ist nicht, dass es bei
Jugendlichen kein Engagement gäbe. Das Ergebnis ist
vielmehr, die Jugendlichen sind von der Demokratie als
Staatsform überzeugt; sie haben allerdings ein zurück-
gehendes politisches Interesse. Nur noch eine relativ
geringe Zahl engagiert sich kontinuierlich über einen
längeren Zeitraum in Parteien oder Gewerkschaften.
Aber wir haben auch die durchaus ambivalente Bilanz,
dass Jugendliche bereit sind, sich punktuell und tempo-
rär an einem für sie erkennbaren Projekt mit hohem
Engagement zu beteiligen. Es geht darum, diese unter-
schiedlichen Facetten zur Kenntnis zu nehmen und
daraus   entsprechende  Schlussfolgerungen   zu  ent-
wickeln.

Gerade weil wir eine relativ günstige Situation haben,
was die wissenschaftlichen Studien anbelangt, sodass
über einen längeren Zeitraum Zahlen und auch Erkennt-
nisse vorliegen, liegt meiner Meinung nach das primäre
Interesse nicht so sehr in einer Erkenntniserweiterung
auf der wissenschaftlichen Basis, sondern in der Umset-
zung dieser Erkenntnisse in praktisches Handeln und in
praktische Politik sowie praxisorientierte Anregungen zu
entwickeln und zu kommunizieren. Dabei müssen wir
uns überlegen, wie wir diese Erkenntnisse an all diejeni-
gen, die im Jugendbereich aktiv sind, an die Jugendli-
chen selbst, aber auch an die politisch Verantwortlichen,
weitergeben. Dies ist aus meiner Sicht ein wichtiger
Aspekt, der von Anfang an mit zu bedenken ist.

Ich glaube, wir werden bei unserer Suche viele gute
Beispiele von Partizipationsprojekten finden, die bisher
schon existieren. Von Frau Brede-Hoffmann ist auch
darauf hingewiesen worden, dass es wichtig ist, frühzei-
tig zu überlegen, wie Kinder und Jugendliche mit einbe-
zogen werden können. Dabei können Projekte wie
Spielleitplanung durchaus sinnvolle Ideen liefern, die wir
in diesen Prozess mit einbeziehen sollten.

Die entscheidenden Fragen lauten aus meiner Sicht:
Wie erleben Kinder und Jugendliche in den Projekten die
Veränderbarkeit des gesellschaftlichen Umfelds? Wie
empfinden sie ihre Einflussmöglichkeiten? Wie lassen
sich gewonnene Erfahrungen in ein längerfristiges de-
mokratisches Engagement umsetzen? Wir werden uns
natürlich auch mit der Frage befassen müssen, welche
Distanz die Politik zu jungen Menschen aufbaut und
welchen Beitrag wir leisten.

Ich sage auch dazu, ich plädiere an dieser Stelle sehr für
ein realistisches Zugehen auf die Jugendlichen. Ich
glaube nicht, dass es der Sache dienlich sein wird, wenn
wir den Eindruck erwecken würden, wenn wir dies nur
alles portionsgerecht servierten, sei dies ein besonders
fortschrittlicher Ansatz der Beteiligung von Jugendlichen.
Ich glaube, eine realistische Herangehensweise heißt,
dass Jugendliche Erwartungen an die Politik formulieren,
dass Politikerinnen und Politiker aber auch den Mut
haben zu sagen,  welche  Erwartungen sie haben. Dabei

müssen beide Seiten bereit sein, am Ende einer solchen
Diskussion ihre bisherigen Erwartungen zu revidieren.
Meine Hoffnung ist, dass wir einen realistischen und
offenen Dialog auf beiden Seiten führen, da letztendlich
nur so ein weiterführendes Ergebnis dabei herauskom-
men kann.

(Beifall der SPD und der FDP)

Deswegen halte ich die Enquete-Kommission für so
wichtig. Jugendpolitik und jugendpolitisches Engage-
ment ist eben nicht nur ein Spezialthema für Fachsem i-
nare, sondern ein Thema, das uns alle angeht. Im Kern
wird dabei über die Zukunft einer lebendigen Demokratie
entschieden. Ich bin ausgesprochen froh darüber, dass
die Enquete-Kommission auch bei ihrer Arbeitsweise
schon neue Ansätze ausprobieren will und damit mögli-
cherweise schon selbst praktische Erfahrungen gewinnt,
die später im Land umsetzbar sind. Ich sage seitens des
Ministeriums für Bildung, Frauen und Jugend selbstver-
ständlich gern zu, die Arbeit der Enquete-Kommission in
den kommenden Monaten mit Nachdruck zu unterstüt-
zen.

(Beifall der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Frau Hammer:

Wir kommen nun zur Abstimmung über den gemeins a-
men Antrag. Wer für die Einsetzung der Enquete-
Kommission stimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen! – Das ist einstimmig. Damit ist die En-
quete-Kommission „Distanz zwischen jungen Menschen
und Politik überwinden – Beteiligung weiter entwickeln,
Demokratie stärken“ eingesetzt.

Ich begrüße weitere Gäste im Landtag, und zwar Mit-
glieder der FDP Waldsee/Otterstadt. Herzlich willkom-
men im Landtag!

(Beifall im Hause)

Ich rufe nun Punkt 17 der Tagesordnung auf:

Gemeinsame grenzüberschreitende
Rundfunkprogramme fördern

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/3131 –

Der Antrag soll heute ohne Aussprache behandelt wer-
den. Es ist beantragt, den Antrag an den Ausschuss für
Medien und Multimedia – federführend – sowie an den
Ausschuss für Europafragen zu überweisen. Ich sehe
keinen Widerspruch, dann ist dies so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am Ende
unserer heutigen Plenarsitzung. Ich lade Sie zur näch-
sten Sitzung am 30. Juni 2004 ein und wünsche allen
einen guten Heimweg.

E n d e   d e r   S i t z u n g: 17:16 Uhr.


